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eit ihrer Gründung im Gemeindesaal einer evangelischen  

Kirche steht die AfD, die heute der parlamentarische Arm  

der Neuen Rechten ist, in einem spannungsreichen Verhältnis  

zum Christentum. Die verfassten Kirchen haben sich mit Recht  

deutlich gegen die rechtspopulistische, zunehmend völkisch- 

nationalistische, rechtsextremistische und antisemitische Partei  

positioniert: „Unser Kreuz hat keine Haken!“ Teile der Partei  

werden vom Bundesamt für Verfassungsschutz als Verdachtsfall  

behandelt. In Bayern wurde die AfD-Jugendorganisation  

„Junge Alternative“ vom Verfassungsschutz in das Verzeichnis  

extremistischer Organisationen aufgenommen. Gemeinsam- 

keiten mit dem kirchlichen Verständnis von der Würde des  

Menschen oder der Botschaft christlicher Nächstenliebe sucht  

man vergeblich. 

  

S 

VORWORT 

Markus Ferber, MdEP 

Vorsitzender der  

Hanns-Seidel-Stiftung 
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Unverkennbar ist aber auch, dass sich die Neue Rechte regelmäßig  

auf das „Christentum“ beruft. Sie inszeniert sich als letzte Ret- 

terin des „christlichen Abendlands“ vor den „muslimischen Horden“.  

Sie argumentiert vermeintlich religiös, um sich ein gemäßigt- 

bürgerliches Image zu geben und Stimmen aus unterschiedlichen  

katholischen wie protestantischen Milieus auf sich zu vereinen.  

Umgekehrt ist es ebenfalls unverkennbar, dass auch religiöse  

und kirchliche Kreise aus verschiedenen Konfessionen und  

Frömmigkeitsrichtungen mit Akteuren und Argumenten dieses  

neurechten Milieus sympathisieren. 

 

Eine Politische Stiftung, die ihre Arbeit im In- und Ausland auf  

dem christlichen Menschenbild verortet und die ihre Legitimation  

von einer C-Partei empfängt, fordert dieser Befund heraus. Sie  

ist aufgefordert, dieses Phänomen zu analysieren und in seiner  

Widersprüchlichkeit sichtbar werden zu lassen. Genau dies  

ist der Ansatz der hier vorliegenden Ausgabe der „Aktuellen  

Analysen“ der Hanns-Seidel-Stiftung. Wir sind überzeugt, dass  

Nüchternheit und transparente Aufbereitung der Fakten das  

beste Gegenmittel in der Auseinandersetzung mit einer  

Neuen Rechten darstellen, die unsere freiheitlich-demokratische  

Grundordnung zerstören möchte. 

 

Ich wünsche eine angenehme und aufschlussreiche Lektüre. 

 

 

/// 
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///  Einführung 
 

Das Kreuz mit der  
Neuen Rechten? 
 

In welcher Weise und zu welchem Zweck wird das Christentum von 

unterschiedlichen Akteuren der Neuen Rechten instrumentalisiert? Und 
wie halten es umgekehrt die Religiösen im Lande mit den Akteuren und 
den Argumenten dieses neurechten Milieus? Beiden Fragen gehen die 

Beiträge dieses Bandes in unterschiedlicher Gewichtung und Blickrich-
tung nach. 
 

 

 

„Es ist wahr. Euch verdanke ich mein Leben, daher schenke ich Euch mein 

Reich. Die Zeit der tausend Jahre erfüllt sich. Jetzt versammeln sich die Völ-

ker an den Enden der Erde. Ihre Zahl ist so groß wie der Sand am Meer.“1 

So spricht der von „Buddha und Allah […], Schiwa, Wischnu, Garuda, 

Krischna, Partawi, Indra, Deruga, Surija, Bhairaw, Rawana und Kali“ vom 

Kreuz gerettete „kleine Gott der Christen“,2 der den hinterhältigen Wohl-

tätern aus den ärmeren Teilen der Welt in seiner tollpatschigen Gutmütig-

keit das Material liefert, mit dem sie ihre Invasionsflotte für die Migration 

nach Europa bauen. Die Szene aus der sogenannten Mistkäfer-Parabel 

stammt aus dem 1973 erstmals im Druck erschienenen dystopischen Er-

folgsroman „Das Heerlager der Heiligen“ des französischen Schriftstellers 

Jean Raspail (1925-2020), der die „drohende Überwältigung Europas durch 

die explodierenden Menschenmassen der Dritten Welt“3 zum Gegenstand 

einer apokalyptischen Erzählung macht, deren Verachtung für die stin-

kende Masse der Eindringlinge (darunter eben jener „Mistkäfer“, ein „Be-

rufskotfahrer, Kotstampfer und Former von Kotbriketts“,4 dem die zitierte 

Jean Raspails apokalyp- 
tische Erzählung von  
der Überwältigung  
Europas erschien 1973. 
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Parabel ihren Namen verdankt) nur von der Wut über die westlichen Eliten 

übertroffen wird, deren „leichtfertige Nächstenliebe“5 diesen die Tore ge-

öffnet habe. 

 

In Frankreich wurde Raspails Werk zum ultramigrationskritischen Klassi-

ker, lange bevor die extreme Rechte sich mehrheitlich zur Verteidigerin des 

„christlichen Abendlandes“6 stilisierte. Auch die erste deutsche Ausgabe 

löste Mitte der 1980er-Jahre begeisterten Applaus vor allem in rechtsextre-

men Kreisen aus, für die das Christentum allenfalls am Rand ein Thema war. 

Erst in den Jahren nach den Terroranschlägen von 9/11 in New York und bei 

Washington bildete sich in verschiedenen europäischen Ländern teils aus 

bereits bestehenden Parteien und Vereinigungen, teils aus neu gebildeten 

Formationen eine, wie sie in der internationalen Forschung meist bezeichnet 

wird, radikale populistische Rechte heraus, die auch vor dem Hintergrund 

der Welle weiterer islamistischer Anschläge in verschiedenen europäischen 

Ländern den Kampf gegen die „Islamisierung“7 ins Zentrum ihrer Program-

matik rückte. 

 

Anders als NS-affine Gruppierungen berief sich die radikale populistische 

Rechte dabei auf das Erbe der Kreuzzüge und griff teils auf deren Termino-

logie – Reconquista – und Metaphorik wie das rote Georgskreuz auf weißem 

Grund zurück. Dies erklärt zum Teil die gestiegene Anziehungskraft auf ex-

trem konservativ-kirchentreue und christlich-fundamentalistische Milieus, 

denen die ambivalente Haltung insbesondere der intellektuellen Vordenker 

der sogenannten „Neuen Rechten“8 gegenüber dem Christentum und des-

sen Instrumentalisierung für politische Zwecke oft verborgen bleibt. Diese 

kommt schon darin zum Ausdruck, dass Jean Raspails „übles Machwerk“9 

2015 im Antaios-Verlag des Mitbegründers der neurechten Denkfabrik 

„Institut für Staatspolitik“10, Götz Kubitschek (geb. 1970), vom österreichi-

schen Publizisten Martin Lichtmesz (mit bürgerlichem Namen Martin Sem-

litsch, geb. 1976) neu ediert wurde und zu den Kultbüchern der Szene 

zählt.11 Ein Kritiker sprach mit gewissem Recht von einer „Blaupause von 

Pegida“.12 

 

Zudem bildet „Das Heerlager der Heiligen“ die Grundlage für die Verschwö-

rungserzählung vom „Großen Austausch“. Sie stammt von dem französischen 

Autor Renaud Camus (geb. 1946), erstmals formuliert in zwei Publikationen 

aus den Jahren 2008 und 2010.13 „Mit dem ‚Großen Austausch‘ ist die angeb-

liche Ersetzung der – wie es oft in neurechten Kreisen heißt – ‚autochtho-

nen Völker Europas‘ durch ‚Fremde‘ gemeint.“14 Auch dieses Werk hat der 

Antaios-Autor Martin Lichtmesz ins Deutsche übersetzt und in Götz Kubit-

scheks neurechtem Verlag 2016 veröffentlicht.15  

Raspails Werk 
löste Begeisterung 

in deutschen 
rechtsextremen 

Kreisen aus. 
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Damit ist die doppelte Leitfrage der hier vorliegenden Ausgabe der „Aktu-

elle Analysen“ intoniert: Wie steht es um die Instrumentalisierung des 

Christentums durch die unterschiedlichen Akteure der Neuen Rechten von 

Identitärer Bewegung bis Alternative für Deutschland, von Rassemblement 

National bis zur ID-Fraktion im EU-Parlament sowie deren gleichzeitige am-

bivalente, ja „schillernde“16 Haltung zu Religion und Kirche? Und wie halten 

es umgekehrt die Religiösen im Lande aus verschiedenen Konfessionen und 

Frömmigkeitsrichtungen mit Akteuren und vor allem Argumenten dieses 

neurechten Milieus? Beide Fragen stehen in unterschiedlicher Intensität 

und Gewichtung im Zentrum der Analyse der folgenden Beiträge. 

 

Wie komplex die schon von Theodor W. Adorno aufgezeigten „Beziehungen 

zwischen religiösen Ideologien und Ethnozentrismus“17 sind, ist das Thema 

von Sonja Angelika Strube. In ihrem Beitrag „Rechtskatholizismus und die 

Neuen Rechten“ spürt sie folgendem Paradox nach: Das Engagement gegen 

politischen Rechtspopulismus, Illiberalismus und Autoritarismus gilt unter 

Christen zumindest hierzulande meist als eine Selbstverständlichkeit, wäh-

rend sich zugleich in allen Konfessionen Gruppierungen überzeugter Chris-

ten finden, die mit Personen und Parteien der Neuen Rechten nicht nur 

sympathisieren, sondern auch zusammenarbeiten. Unter anderem zeigt sie 

dabei auf, wie dies wiederum von neurechten Intellektuellen gezielt dazu 

genutzt wird, Parteien wie der Alternative für Deutschland ein gemäßigt-bür-

gerliches Image zu verleihen, um sie für Menschen etwa aus konservativen 

katholischen wie protestantischen Milieus wählbar zu machen. 

 

Rechtspopulisten geben sich gerne als Bewahrer des christlichen Abend-

landes, und Religiöse gelten oft als intolerant. Der Beitrag von Alexander 

Yendell „Vorurteile, Rechtsextremismus und Wahl der AfD“ diskutiert des-

halb zwei Fragen: Inwieweit steht Religiosität in Zusammenhang mit negati-

ven Haltungen gegenüber Ausländern, Juden und Muslimen bzw. sind Chris-

ten intoleranter als Nicht-Christen und neigen Religiöse eher zu Vorurteilen 

sowie Rechtsextremismus als Nicht-Religiöse? Und inwieweit stehen Reli-

giosität und religiöse Praxis in einem direkten Zusammenhang mit der Wahl 

der Alternative für Deutschland? Für die Analyse verwendet er dabei die 

Daten des International Social Survey Programme (ISSP)18 2018 mit dem 

Schwerpunkt Religion. 

 

Der historisch gesehen doch eher überraschende Brückenschlag zwischen 

Neuheidentum und Christentum ist Gegenstand des Beitrags „Die ‚Neue 

Rechte‘ und das Christentum“ von Uwe Backes. Er geht dem strategischen 

Schulterschluss der in ihrer Mehrheit ursprünglich zum Christentum kritische, 

wenn nicht gar feindselige Distanz wahrenden Neuen Rechten mit christ-

lichen Fundamentalismen seit Beginn der 2000er-Jahre nach. Besondere 

Rechtspopulisten geben  
sich oft als Bewahrer  
des christlichen Abend- 
landes aus. 



U W E  B A C K E S  /  P H I L I P P  W .  H I L D M A N N  

10  |  A K T U E L L E  A N A L Y S E N  8 2  

Aufmerksamkeit erfährt hier die Vorreiterrolle des eingangs genannten neu-

rechten Vordenkers Martin Lichtmesz. Für eine genauere Ortsbestimmung 

der Neuen Rechten im Raum zwischen Christlicher Demokratie und NS-

affinem Rechtsextremismus, so Backes’ Kernthese, komme diesem Thema 

erhebliche Bedeutung zu. Deutlich wird zugleich, dass dieser Schulterschluss 

bei einer intellektuell redlichen Betrachtung aus christlicher Perspektive 

spätestens beim Konzept des Ethnopluralismus an seine Grenzen kommen 

müsste. 

 

Seit Anfang der 2000er-Jahre ist das Phänomen eines international agieren-

den Anti-Gender-Aktivismus zu beobachten, der in einigen europäischen 

Nachbarländern Deutschlands derzeit sogar das Regierungshandeln prägt. 

Maren Behrensen und Marianne Heimbach-Steins zeigen, dass dieser „Kampf-

platz Gender“ in der politischen Rhetorik der Alternative für Deutschland 

omnipräsent ist. Gender-Ideologie, Gender-Wahnsinn, Gender-Gaga und ähn-

liche Wortgebilde zählen zum ideologischen Rüstzeug in einem behaupte-

ten und mit Unterstellungen durchwirkten Abwehrkampf, der für alle unter-

schiedlichen Strömungen innerhalb dieser Partei ein Querschnittsthema 

und Bindemittel darstellt, das mit Verve bedient und genutzt wird. Die Auto-

rinnen skizzieren zentrale Elemente dieser neurechten Anti-Gender-Polemik, 

fragen nach Quellen und Kontexten – wie bestimmten kirchlichen Milieus – 

und bieten eine philosophische Analyse, die zeigt, wie im Gestus der Empö-

rung Politik mit dem Naturbegriff gemacht wird, um eine bestimmte, als 

natürlich konnotierte Ordnung zu bewahren. 

 

Ausgehend von der These, dass sich der öffentliche Diskurs heute durch 

sprachliche Verrohung, Brutalisierung, Enthemmung und eine politische 

Verschiebung nach rechts auszeichne, thematisiert Astrid Séville in ihrem 

Beitrag das Verhältnis von „Rechtspopulistischer Sprache und Gewalt“. In 

den Blick nimmt sie dabei insbesondere die Strategie der Alternative für 

Deutschland, die Grenzen des Sagbaren durch Tabubrüche und Relativie-

rungen gezielt auszuweiten. Auch wenn sie konstatiert, dass meist keine 

linear-kausale Beziehung zwischen verbalen Tabubrüchen politischer Ak-

teure und rechtsterroristischen Taten existiert, arbeitet sie doch heraus, 

dass Verschwörungserzählungen wie die eingangs genannte von Renaud 

Camus vom „Großen Austausch“, die in AfD-Kreisen höchsten Anklang fin-

den, Deutungsmuster und Legitimationsnarrative für rechtsextreme Gewalt 

bereitstellen. Diese Legitimationsmuster suggerierten, dass Zeit- und Hand-

lungsdruck bestehe, und vermittelten die Botschaft, dass es Zeit sei, sich 

„unser Deutschland Stück für Stück zurück[zu]holen“19. Dieser Diskurs, so 

die Autorin, schaffe ein Klima unmittelbar-radikaler Handlungsnotwendig-

keit – und so einen Nährboden, einen Resonanzraum für rechtsextremisti-

sche Gewalttaten.  

In der politischen 
Rhetorik der AfD ist der 

„Kampfplatz Gender“ 
omnipräsent. 
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Der Kontrast zwischen rechtspopulistischen Einstellungen und den offiziel-

len Positionen der christlichen Kirchen tritt in besonders augenfälliger 

Weise auf dem Feld der Migrationspolitik zutage. Hier nehmen Anhänger 

der Neuen Rechten häufig und lautstark für sich in Anspruch, dezidiert 

christliche Positionen zu vertreten. In seinem Beitrag „Sturm und Schiffs-

verkehr“ geht Lukas David Meyer dieser Behauptung nach und unterzieht die 

migrationspolitische Programmatik der Rechtspopulisten einer erhellenden 

theologisch-ethischen Analyse. Im Umgang mit Migration skizziert er sodann 

als Aufgabe, die konkrete Notsituation zahlreicher Flüchtlinge nicht aus 

den Augen zu verlieren, gleichzeitig aber auch die negativen Migrations-

effekte in den Herkunftsländern und die Notwendigkeit einer gesellschaft-

lichen Versöhnung im Blick zu behalten. Mit der Pflicht, Notleidende zu ret-

ten, müsse die Tugend einhergehen, politischen Widerstand in Kompromisse 

zu überführen. 

 

Ähnlich wie Alexander Yendell geht auch Gerhard Hirscher in seinem Bei-

trag „Kirchennahe Wählerschaft und Wahl der AfD“ noch einmal der Frage 

nach, ob enge Kirchenbindung vor der Wahl rechtsextremistischer oder 

rechtspopulistischer Parteien schütze, die traditionell ja eher tiefe Abnei-

gung gegen die Kirchen zeigten. In der Vergangenheit habe man dies für 

das Wahlverhalten in Deutschland grundsätzlich behaupten können. Doch 

seien die Rahmenbedingungen der politischen Partizipation in unserem 

Land einem permanenten Wandel unterworfen, was eine Beantwortung der 

Frage für die Gegenwart nicht einfach mache. Notwendig sei sie dennoch, 

um das künftige Potential neurechter Parteien bei einer kirchennahen Wäh-

lerschaft besser einschätzen zu können. 

 

Nicht erst seit Liane Bednarz’ 2018 erschienenem Buch „Die Angstprediger“ 

steht der Vorwurf im Raum, dass evangelikale Christen besonders anfällig 

für rechte Positionen seien.20 Ob dem wirklich so ist, untersuchen Uwe 

Heimowski und René Markstein in ihrem Beitrag „Rechtspopulistische Posi-

tionen und Evangelikale“. Dabei klären sie zunächst, wer sich unter dem 

Label „evangelikal“ alles versammelt. Sodann gehen sie der Frage nach, 

welche Motive evangelikale Christen veranlassen könnten, neurechte Par-

teien zu wählen. Am Ende ihrer Ausführungen warnen sie allerdings in einer 

von mehreren Schlussfolgerungen vor einer einseitigen und pauschalen 

Stigmatisierung, die zur Selbstimmunisierung und Radikalisierung gerade 

derjenigen innerhalb bzw. am Rande der evangelikalen Bewegung führen 

könne, die ohnehin zu einer Opfermentalität neigten und sich deshalb ab-

kapselten. 

  

Evangelikalen Christen  
wird oft vorgeworfen,  
anfällig für rechte  
Positionen zu sein. 
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Zum Abschluss weitet Sarah Schmid noch einmal den Blick über die deut-

schen Landesgrenzen hinweg. War es aufgrund ideologischer Zentrifugalkräf-

te, zu starker national orientierter Interessenlagen und weltanschaulicher 

Partikularinteressen in der Vergangenheit selten zu einer kontinuierlichen 

Zusammenarbeit rechter Parteien im Parlament der Europäischen Union 

gekommen, so könnte sich das möglicherweise ändern. Inwieweit das Nar-

rativ einer geteilten und durch den Islam akut bedrohten christlichen Iden-

tität das Potential haben könnte, die rechten Parteien im EU-Parlament zu 

einen und deren Handlungsfähigkeit zu erhöhen, analysiert der Beitrag 

„Das ‚christliche Abendland‘ als tragfähiges Bindeglied?“. 

 

Beide Herausgeber verbinden mit der hier vorliegenden Ausgabe der „Aktu-

elle Analysen“ die Hoffnung, mehr Licht in das oft durch Unwissen, Halbwahr-

heiten oder gezielte Lüge geprägte Verhältnis von neurechten Ideologen und 

Ideologien zum Christentum und seinen kirchlichen Sachwaltern zu bringen. 

Wenn sich dann für die Leser auf den folgenden Seiten das ein oder andere 

Argument finden ließe, weshalb der christliche Glaube in seinen facettenrei-

chen Ausprägungen und mit seinen daraus abgeleiteten Werten sich nicht 

mit der oft menschenverachtenden Programmatik, Rhetorik und Praxis neu-

rechter Spin-Doktoren und ihrer Adepten verträgt, wäre ihr Ziel erreicht. 

 

/// 
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Eine bedrohte 
christliche Identität 
könnte die rechten 

Parteien im EU- 
Parlament einen. 
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///  Christsein und rechts? 
 

Rechtskatholizismus und  
die Neuen Rechten 
 

Obwohl Widerstand gegen Rechtsextremismus als „Christenpflicht“1 

empfunden wird, sind Christen keinesfalls per se immun gegen rechts-

extreme Einstellungen. Vielmehr finden sich in allen christlichen Konfes-

sionen Gruppierungen durchaus überzeugter Christen, die mit autoritä-

ren und antidemokratischen Parteien oder gar Personen der Extremen 

Rechten zusammenarbeiten. An diesem Widerspruch zwischen christli-

chen Idealen und Teilen gelebter Praxis zeigt sich, wie bereits Theodor 

W. Adorno thematisierte, „daß die Beziehungen zwischen religiösen 

Ideologien und Ethnozentrismus komplex“2 sind. 

 

 

 

Zur Ambivalenz von Religiosität in Bezug auf  
Vorurteile, gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit  
und rechtsextreme Einstellungen

3
 

 

Nicht, dass eine Person christlich-religiös ist, sondern vielmehr wie sie es 

ist, entscheidet über das Ausmaß ihrer Vorurteiligkeit oder Toleranz sowie 

ihrer Nähe oder Distanz zu rechten Ideologien und / oder Parteien. Die 

Scheidelinie zwischen vorurteilsaffinen und vorurteilsarmen Personen und 

Gruppierungen verläuft dabei nicht entlang der Religions- oder Konfessi-

onsgrenzen (so dass man etwa religiösen Autoritarismus als ein „typisch 

katholisches“ Problem auffassen könnte), sondern mitten durch jede ein-

zelne Religionsgemeinschaft bzw. Konfession.4 Dies erklärt, weshalb es un-

ter römisch-katholischen Gläubigen ebenso wie unter evangelischen oder 

Das Ausmaß von Vor- 

urteiligkeit und Toleranz 

hängt von der Art der  

Religiosität ab. 
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orthodoxen sowohl Engagement gegen Rechtsextremismus als auch Koope-

rationen mit extrem rechten Kreisen gibt. Ebenso steht dies im Hintergrund 

der Frage, weshalb, je nach Profilierung dessen, was als „religiös“ bzw. „kir-

chengebunden“ erfragt und erfasst wird, manche repräsentativen Studien 

bei Christen eine tendenziell etwas größere Anfälligkeit für bestimmte Vor-

urteile wahrnehmen und andere eine größere Distanz zu rechten Positionen 

bzw. Gruppierungen.5 

 

Die bereits in der 1950er-Jahren sowohl von den Autoritarismusforschern 

um Theodor W. Adorno als auch vom US-amerikanischen Vorurteilsforscher 

Gordon W. Allport postulierte Unterscheidung zwischen einer ethnozentri-

schen, auf soziale Konformität in der Nahgruppe bezogenen Religiosität 

einerseits und einer universalistisch ausgerichteten andererseits wurde in 

zahlreichen Nachfolgestudien spezifiziert und profiliert.6 So bestätigte sich, 

dass extrinsisch motivierte Frömmigkeitsstile, die vor allem auf die soziale 

Akzeptanz des Umfelds und ein positives Image zielen (etwa Kirchgang, um 

im Dorf keinen Anstoß zu erregen, Kreuze, benutzt als Symbole kultureller 

Dominanz, Trumps Posieren mit der Bibel) mit einer höheren Tendenz zu 

Vorurteilen einhergehen, ebenso wie eine starke Orientierung an Werten 

sozialer Konformität und Tradition.7 Lebensauffassungen, die mit einer 

Offenheit für existenzielle Fragen und ggf. auch mit religiösen Zweifeln ver-

bunden sind, sowie eine starke Orientierung an universalistischen Werten, 

die Freiheit und Menschenrechte für alle Menschen einfordern, gehen dem-

gegenüber mit geringer Vorurteiligkeit einher.8 Weitere Studien legen nahe, 

dass die psychische Prädisposition des Autoritarismus, der vor allem durch 

erhöhtes Konformitätsbedürfnis, Bereitschaft zur Unterwerfung unter rigide 

Normen und Aggression gegen Regelübertreter geprägt ist, eine wesentli-

che Ursache sowohl für politisch extrem rechte Einstellungen als auch für 

religiösen Fundamentalismus ist.9 

 

Zudem ist auch unter Angehörigen von Religionsgemeinschaften mit Inter-

gruppen-Dynamiken zu rechnen, die dazu führen, Angehörige von Out-

Groups gegenüber Angehörigen der In-Group abzuwerten.10 Übertragen auf 

die religiösen Verhältnisse in Deutschland lassen sich scheinbar religiös 

begründete, tatsächlich aber kulturalisiert-rassistische Abgrenzungsdyna-

miken derzeit vor allem gegen Muslime und „den Islam“ beobachten, die 

heute mit ähnlichen Stereotypen arbeiten, wie es schon seit langem anti-

semitisch-rassistische Abgrenzung gegen „die Juden“ tun. 

 

Aktuelle Studien von Heinz Streib und Constantin Klein bestätigen nicht 

nur, dass fundamentalistisch-religiöse Stile mit höherer interreligiöser Vor-

urteiligkeit einhergehen, sondern identifizieren auch zwei unterschiedliche 

religiöse Stile, die mit geringer Vorurteilsneigung einhergehen, nämlich den 

Eine Neigung zum 

Autoritarismus 

befördert rechtsextreme 

Einstellungen. 
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Stil der Fairness, Toleranz und rationalen Wahl, der auf universale Gerech-

tigkeit sowie Eigenverantwortung ausgerichtet ist, und den Stil der Xeno-

sophie11 und des Interreligiösen Dialogs, der die Begegnung mit fremdem 

Glauben als eine Bereicherung des eigenen Glaubens erlebt. 

 

 

 

Zur Bedeutung rechtskatholischer Player im Kontext einer 
bürgerlich erscheinenden Intellektuellen Neuen Rechten 
 

In Zeiten viraler Verbreitung krudester Verschwörungstheorien, Desinforma-

tion und Hatespeech mag kaum mehr verwundern, was noch vor wenigen 

Jahren für die meisten Christen hierzulande unvorstellbar schien, nämlich, 

dass einzelne Gruppierungen und private Internetmedien, die sich christlich 

nennen, explizit zusammenarbeiten mit Gruppierungen, Medien oder Par-

teien aus dem Spektrum einer bisweilen bürgerlich erscheinenden, nichts-

destotrotz extremen Rechten und sich deren Positionen zu eigen machen.12 

Um sich diesem Phänomen des Rechtskatholizismus im Kontext der aktuel-

len Dynamiken im politisch rechten Spektrum zu nähern, ist die Analyse von 

Internetseiten und Sozialen Medien das Mittel der Wahl, denn maßgeblich 

über den virtuellen Raum entfalten radikale, nach gesellschaftlicher und 

politischer Hegemonie strebende rechtschristliche Kleinst-Gruppierungen 

seit Ende der 1990er-Jahre ihren Einfluss. Die Gründung virtueller Initiativen 

mit weltweiter Vernetzung wurde auf preiswerteste Weise ebenso möglich 

wie das Vortäuschen von Masse allein über das Einrichten zahlreicher Web-

seiten („Astroturfing“ / „Kunstrasenbewegung“).13 Durch Stichwortsuche via 

Suchmaschine werden nicht mehr nur die unmittelbaren Mitglieder, sondern 

ein prinzipiell unbegrenztes Publikum erreicht. 

 

Die „neue[n] Dynamik im Bereich des Rechtsextremismus“14 und das Ver-

schwimmen der Grenzen zwischen rechtsextremen, rechtsradikalen und 

bürgerlichen Milieus, die Verfassungsschutzpräsident Thomas Haldenwang 

im Frühjahr 2019 mit Blick auf die Chemnitzer Ausschreitungen im Sommer 

2018 beklagte, hat eine langjährige Vorgeschichte, in der auch sich christlich 

verstehende Personen, Gruppen und Medien eine Rolle als Brückenbauer 

zwischen den Milieus spielten. Bereits seit den 1990er-Jahren stellten sich 

sowohl einige katholische Traditionalisten als auch Redakteure der der Deut-

schen Evangelischen Allianz nahestehenden Nachrichtenagentur idea e.V. 

neurechten Scharnierorganen wie der Jungen Freiheit als Autor zu Verfü-

gung.15 Damit erfüllten sie für diese Medien und deren rechtsintellektuelle 

Trägerkreise eine von diesen bewusst anvisierte doppelte Funktion: Zum 

einen fungierten sie als Brückenbauer ins christlich-konservative Spektrum. 

Zum anderen dienten sie, da Initiativen, in denen sich bekennende Christen 

Rechtsintellektuell  

orientierte Medienvertreter 

wirken im christlich- 

konservativen Spektrum. 
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engagieren, seriös und vertrauenswürdig erscheinen, im Kalkül einer Intel-

lektuellen Neuen Rechten dem Erzeugen eines bürgerlichen Images, der 

„Selbstverharmlosung“16 sowie der Eroberung des „vorpolitischen Rau-

mes“17, die einer erfolgreichen Parteigründung vorausgehen müsse. 

 

Eine weitere Brückenfunktion für neurechte Positionen in den Raum der 

Kirchen hinein übernahmen rechtschristliche Websites wie z. B. das 1999 

gegründete private Internetmedium kath.net,18 indem sie Medien der Neuen 

Rechten als zuverlässige Informationsquellen einführen, in der eigenen 

Berichterstattung positiv bewerten und Artikel von ihnen übernehmen. 

Kath.net lässt die AfD seit 2013 in seinen Artikeln in einem positiven Licht 

und aufgrund familienpolitischer Aussagen als quasi einzige christliche 

Partei erscheinen.19 Über die Jahre lassen sich in Kommentarbereichen 

mentale Radikalisierungen der dort engagierten christlichen User beobach-

ten,20 die Widerspruch gegen die AfD und ihre Positionen nahezu unmög-

lich machen, nicht zuletzt, da AfD-kritische Kommentare vom Chefredakteur 

gerügt bzw. gesperrt werden.21 

 

Den Schritt von milieuübergreifenden Vernetzungen im Netz zu solchen auf 

der Straße bahnten ab 2014 u. a. die Demonstrationen der Demo für alle, 

die bis 2017 mehrmals im Jahr in Stuttgart und einzelnen anderen Städten 

stattfanden und inzwischen durch andere Aktionsformen abgelöst wurden. 

Organisiert von Berlin bzw. Magdeburg aus (und ohne Beteiligung der Stutt-

garter katholischen Gemeinden) durch Hedwig von Beverfoerde, Katholikin 

und bis 2016 CDU-Mitglied, in Zusammenarbeit mit der Initiative Familien-

Schutz, die zum virtuellen Kampagnennetzwerk von Sven und Beatrix von 

Storch gehört, wendet sich die Demo für alle u. a. gegen die rechtliche 

Gleichstellung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften mit der Ehe („Ehe für 

alle“). Auf der Rednertribüne ihrer Demonstrationen führte von Beverfoerde 

Repräsentanten verschiedener Milieus geschickt zusammen: Neben Vertre-

tern der CDU und der Christdemokraten für das Leben (CDL) sprachen Ver-

treter verschiedener Kirchen (katholisch; orthodox; Evangelische Allianz) 

sowie Mitglieder von AfD und Junger Alternative, sodass diese drei sehr 

unterschiedlichen gesellschaftlichen Größen auf Augenhöhe und wie mit 

demselben Ziel unterwegs erschienen.22 Zu einem bürgerlichen Erschei-

nungsbild der AfD ebenso wie zu ihren Wahlerfolgen in bürgerlichen, pie-

tistischen und russlanddeutschen Milieus Baden-Württembergs dürfte dies 

maßgeblich beigetragen haben. Dass sich der Bogen unter den Demonstrie-

renden noch weiter nach rechts spannte, da sich an der Demo regelmäßig 

auch deutlich erkennbare Gruppen von Mitgliedern der Identitären Bewe-

gung beteiligten, tat dem bürgerlichen Image offenbar keinen Abbruch, ließ 

jedoch unter den Demonstrierenden die Abgrenzung zum Rechtsextremis-

mus erodieren.23  

Auch rechtschristliche 

Websites haben 

Brückenfunktion für 

neurechte Positionen. 
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Wenngleich die Demo für alle in Deutschland quantitativ bedeutungslos 

blieb, steht sie beispielhaft für das seit Anfang der 2000er-Jahre beobacht-

bare Phänomen eines international agierenden Anti-Gender-Aktivismus, der 

in einigen unserer europäischen Nachbarländer derzeit sogar das Regie-

rungshandeln prägt (Polen, Ungarn). Getragen wird dieser sowohl von sich 

als christlich verstehenden oder darstellenden Gruppierungen24 als auch 

von rechtspopulistischen und rechtsextremen, die bewusst einige in Teilen 

der Gesellschaft vorhandenen Vorbehalte gegen Themen der Geschlechter-

gerechtigkeit aufgreifen, schüren und für ihre Zwecke instrumentalisieren,25 

wobei sich eine trennscharfe Grenze zwischen christlichem (ggf. fundamen-

talistischem) und explizit rechtem, das Prinzip der Egalität infrage stellen-

den, antidemokratischem Aktivismus meist nicht ziehen lässt. Exemplarisch 

für eine über nur wenige Einzelpersonen getragene internationale Vernet-

zung, die mit religiös verbrämten Begründungen das demokratische Egali-

tätsprinzip ausdrücklich ablehnt, steht die katholisch-traditionalistische 

„Gesellschaft zum Schutz von Tradition, Familie und Privateigentum TFP“26. 

Deren Erster Vorsitzender für Deutschland betreibt mehrere virtuelle Ver-

eine, von denen gleich zwei (Deutsche Vereinigung für eine christliche Kul-

tur DVCK; Kinder in Gefahr) Bündnispartner der Demo für alle sind.27 

 

Als extremstes Beispiel eines sowohl christlich-fundamentalistischen als 

auch rechtsextremen Weltbildes sei auf die anonym betriebene, vom Ver-

fassungsschutz NRW in der Rubrik Rechtsextremismus geführte Website 

kreuz.net verwiesen, die von 2004 bis zu ihrer Einstellung 2012 religiös 

traditionalistische Inhalte ebenso wie Holocaustleugnung und schlimmsten 

Stürmer-Antisemitismus verbreitete und als deren Betreiber im Zuge der 

Strafverfolgung schließlich zwei römisch-katholische Priester ermittelt wer-

den konnten, die ebenfalls die extrem rechtslastige Website gloria.tv be-

trieben.28 Auf ihr und für sie warben u. a. das kleine, vorkonziliar-traditio-

nalistisch ausgerichtete Netzwerk katholischer Priester29, das sich massiv 

gegen eine wissenschaftliche Untersuchung kirchlicher Missbrauchsfälle 

engagierte, oder das 2003 gegründete traditionalistische Berliner Institut 

Philipp Neri, dessen Freundeskreis im Frühjahr 2020 durch eine Klage 

gegen das corona-bedingte zeitweise Verbot öffentlicher Gottesdienste auf 

sich aufmerksam machte.30 

 

  

Die Website kreuz.net  

wurde vom Verfassungs- 

schutz als rechtsextrem  

eingestuft. 
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Zum Verhältnis von Rechtskatholizismus und  
römisch-katholischer Kirche in Deutschland 
 

Rechtschristliche Milieus fungieren politisch als Verharmloser, Normalisierer 

und Promoter neurechter Ideologien, doch sind sie in Deutschland bislang 

klein und erreichen nicht die Masse der in den Volkskirchen engagierten 

Christen. Nach anfänglichen Erfolgen, sich insbesondere innerhalb der ka-

tholischen Hierarchie den Nimbus der besonders Frommen und Vorbildlichen 

zu erarbeiten, gelang es ihnen aufgrund der offensichtlichen Radikalisie-

rungen langfristig nicht, die Kirchenleitungen der Volkskirchen zu blenden 

bzw. für sich zu gewinnen. Dennoch kann sich der gesellschaftliche Einfluss 

rechtschristlicher Kreise auch in Deutschland in Zukunft verstärken. Zum 

einen verändert das Internet auf tiefgreifende Weise Prozesse der Gemein-

schaftsbildung innerhalb und außerhalb der Kirchen. Es ermöglicht die welt-

weite Vernetzung vieler in ihrer realen Umwelt mit ihrer Meinung isolierter 

Einzelner ebenso wie das Vortäuschen von Masse, was wiederum Rechts-

christen in ihrem Eindruck bestärkt, Stimme einer schweigenden Mehrheit 

zu sein. Ebenso entwickeln sich internetspezifische Abkapselungs- und 

Radikalisierungsdynamiken.31 Zum anderen erleben die Volkskirchen, die in 

Deutschland im Rahmen eines austarierten Staat-Kirchen-Verhältnisses durch 

universitäre Theologie und schulischen Religionsunterricht fundamentalisti-

schen Tendenzen vorbeugen und Offenheit und universalistische Wertorien-

tierungen fördern können, derzeit einen beispiellosen Mitgliederschwund, 

während sich eine aus den USA bereits bekannte, nach politischer Macht stre-

bende Christliche Rechte konfessionsübergreifend international vernetzt.32 

 

Analysiert man die religiösen Positionen rechtskatholischer Websites, so 

lässt sich für die durchaus heterogenen Vereinigungen und Medien sowie 

für den Großteil der Userkommentare eine Grundhaltung herausarbeiten, 

die den Reformen des Zweiten Vatikanischen Konzils (1962-65) misstrauisch 

bis offen ablehnend gegenübersteht. Wiewohl man sich ausdrücklich nicht 

der Bewegung der schismatisch agierenden Priesterbruderschaft St. Pius X. 

(FSSPX) zugehörig sieht, werden deutlichste Sympathien für deren vorkon-

ziliar-traditionalistische theologische Auffassungen formuliert.33 Diese Tra-

ditionalismus-Affinität betrifft keinesfalls nur spirituell-liturgische Vorlieben 

(etwa das Feiern der Messe gemäß dem Tridentinischen Ritus), sondern 

prägt das Verhältnis zu pluraler Gesellschaft, Demokratie, Menschenrechten 

sowie Gewissens- und Religionsfreiheit, die der Traditionalismus ablehnt, 

da er sich im alleinigen Besitz der göttlichen Wahrheit wähnt und dem ver-

meintlichen „Irrtum“ aller Andersdenkenden auch staatlicherseits keine 

Rechte eingeräumt wissen will. Somit steht er in einem spannungsgelade-

nen Verhältnis zu den Grundlagen jeder modernen menschenrechtsbasier-

ten Demokratie und erweist sich als religiöser Fundamentalismus.34 

Der Einfluss rechts- 

christlicher Kreise in den 

Volkskirchen war 

bislang eher gering. 
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Theologisch kann sich der Traditionalismus auf eine bestimmte katholische 

Traditionslinie, nämlich den Antimodernismus des ausgehenden 19. und be-

ginnenden 20. Jahrhunderts, zurückbeziehen, der Theologie und kirchliche 

Lehre zwischen 1850 und 1950 vielfach prägte. Die römisch-katholische 

Weltkirche vollzog diesem Antimodernismus gegenüber im Zweiten Vatika-

nischen Konzil (1962-65) eine grundlegende „kopernikanische Wende“; in 

ihren Beschlüssen, die alle mit überwältigenden Mehrheiten angenommen 

wurden,35 fand sie theologisch zu einem positiv-dialogischen Verhältnis zur 

modernen Welt, zu Demokratie, Menschenrechten, Religions- und Gewis-

senfreiheit (vgl. z. B. die Konzilserklärung Dignitatis humanae). Dennoch 

bildete sich innerhalb der römisch-katholischen Kirche ein kleiner traditio-

nalistisch-fundamentalistischer Sektor, der nie auf die Priesterbruderschaft 

St. Pius X. beschränkt war, und der, ermutigt durch die zunehmend konser-

vativen Pontifikate Johannes Pauls II. und Benedikt XVI., wirkmächtiger 

und im Zuge der Digitalisierung sichtbarer wurde. 

 

Die stärkere öffentliche Sichtbarkeit zahlreicher rechtskatholischer Kleinst-

gruppierungen, ihr (meist anonymes) zügelloses Kommunikationsverhalten 

und die auf vielen Websites leicht erkennbaren Verlinkungen nach Rechts-

Außen ermöglichten, dass die Szene auch über Watchblogs ebenso wie 

wissenschaftliche Analysen kritisch beobachtet werden konnte.36 In dem 

Maße, in dem rechtskatholische Kooperationen mit politisch rechtsradika-

len Gruppierungen sichtbar wurden, bezogen auch Bischöfliche Ordinariate 

öffentlich Stellung. Seit Aufkommenden der fremdenfeindlichen Pegida-

Demonstrationen im Winter 2014/15 (vor Beginn eines verstärkten Zuzugs 

von Geflüchteten nach Europa) reagierten die deutschen Bischöfe, die nicht 

zuletzt aus Gründen der historischen Verantwortung besonders sensibili-

siert sind, mit deutlichen Worten und Zeichen gegen rechtsextreme Haltun-

gen.37 

 

Während sich die katholische Kirche in Deutschland durch ihre vielfältigen, 

gesellschaftlich engagierten Verbände ebenso wie durch klare Positionie-

rungen zahlreicher Bischöfe dem politischen Rechtspopulismus, Illiberalis-

mus und Autoritarismus kritisch entgegenstellt, sind innerkirchlich mindes-

tens zwei Herausforderungen zu stemmen: Zum einen gilt es, von 

lehramtlicher Seite die im Zweiten Vatikanischen Konzil begonnene „koper-

nikanische Wende“ zu vollenden und die Fähigkeit zu einem explizit kriti-

schen, Distanzierungen ermöglichenden theologischen Umgang mit proble-

matischen lehramtlichen Äußerungen des Antimodernismus zu entwickeln. 

Zum anderen gilt es, auch auf Ebene der Weltkirche unter Bischöfen ande-

rer Regionen eine kritische Sensibilität gegenüber politischen Nationalis-

men und Autoritarismen zu fördern. 

/// 

Die Kirchenleitungen  

zeigen eine deutliche  

Haltung gegen rechts- 

katholische Strömungen. 
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///  Was hat das mit Religion zu tun? 
 

Vorurteile, Rechtsextremismus 
und Wahl der AfD 
 

Rechtspopulisten geben sich gerne als Bewahrer des christlichen Abend-

landes und Religiöse gelten oft als intolerant. Der Beitrag diskutiert 

daher drei Fragen: Sind Christen intoleranter als Nicht-Christen, neigen 

Religiöse eher zu Vorurteilen sowie Rechtsextremismus und wird die 

AfD eher von Religiösen als von Nicht-Religiösen gewählt? 

 

 

 

Einleitung 
 

Religion und Religiosität spielen für rechtspopulistische Bewegungen und 

Parteien eine zentrale Rolle. Erstens basiert ein Großteil der Politik rechts-

populistischer Parteien in Europa auf einer Angst vor einer angeblichen Isla-

misierung und Unterwanderung der eigenen Kultur durch Zuwanderung und 

zweitens dient Rechtspopulisten die eigene Religion als wichtiger Identi-

tätsmarker in der Abgrenzung von anderen Religionsgemeinschaften und 

insbesondere vom Islam.1 Religion wird von Rechtspopulisten häufig nur 

instrumentalisiert, dabei stellt sich die Frage, wie authentisch die schein-

bare Identifikation mit dem christlichen Abendland ist, zumal PEGIDA im 

Osten Deutschlands erstarkte, wo die Mehrheit der Bevölkerung säkular ist 

und kaum Bezugspunkte zur Kirche hat.  

  

Religion wird von  

Rechtspopulisten häufig  

nur instrumentalisiert. 



A L E X A N D E R  Y E N D E L L  

28  |  A K T U E L L E  A N A L Y S E N  8 2  

Die religiöse Zugehörigkeit wird von Rechtsextremen und Rechtspopulisten 

dazu benutzt, um die Welt in „Freund“ und „Feind“ , in ein „Wir“ und „die 

Anderen“ und in „Gut“ und „Böse“ einzuteilen.2 Sie dient somit dazu, Un-

gleichwertigkeitsvorstellungen aufrecht zu halten und Politik mit der Angst 

der Bevölkerung vor einem Identitätsverlust zu machen.  

 

In der Vorurteilsforschung spielt Religion nicht nur deshalb eine Rolle, weil 

Menschen wegen ihrer Religion abgewertet und diskriminiert werden, son-

dern auch, weil die Religionszugehörigkeit und auch die Religiosität selbst 

zur Erklärung von Vorurteilen diskutiert werden. Hier werden seit jeher 

sehr unterschiedliche Ergebnisse erzielt: Mal ergibt eine Studie, dass die 

Religiosität oder die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Religionsgemein-

schaft in Zusammenhang mit Vorurteilen oder rechtsextremen Einstellun-

gen steht,3 mal ergeben die Studien das genaue Gegenteil.4 Dabei kommt 

es oft darauf an, in welcher Region die Studie durchgeführt wurde und wie 

Religiosität gemessen wurde.  

 

Oft bleibt es nur bei der Konfessionszugehörigkeit, die als Indikator zur 

Erklärung allein eigentlich nicht ausreicht. Der Versuch, Religiosität in Zu-

sammenhang mit Vorurteilen differenziert zu betrachten, hat bereits seit 

längerem Tradition. Allport und Ross beispielweise unterschieden zwischen 

intrinsischer und extrinsischer Religiosität und gingen davon aus, dass 

intrinsisch motivierte Gläubige toleranter seien, während extrinsisch moti-

vierte, die eher nach Anerkennung und sozialem Status in ihrer Gemeinde 

interessiert waren, eher intolerant seien.5 Diese Unterscheidung funktio-

nierte allerdings nur mäßig.  

 

Wenig beachtet, aber trotzdem sehr interessant sind die theoretischen Aus-

führungen von Adorno und seinen Mitarbeitern.6 Adorno diskutierte zum 

einen, dass Aberglaube mit Ethnozentrismus einherging, weil er Teil der 

„Ich-Schwäche“ der autoritären Persönlichkeit sei und zudem diskutierte 

er, dass die christliche Lehre damit einherginge, dass Minderheiten die glei-

chen Rechte zugesprochen würden und daher einen eher immunisierenden 

Charakter hätten. Andererseits sah er die Gefahr, dass einige Christen, die 

gar nicht so sehr an den Inhalten interessiert seien, eher aus autoritärem 

Konventionalismus religiös wären, welcher wiederum mit Ethnozentrismus 

einhergehe. 

 

Vor diesem skizzierten Hintergrund gehe ich in diesem Beitrag der Frage 

nach, ob Religiosität eher zu Toleranz führt und somit auch vor rechtsextre-

mer Einstellung und AfD-Wahl schützt oder ob es eher umgekehrt ist. 

 

  

Rechtsextreme nutzen die 

religiöse Zugehörigkeit, 

um die Welt in „Gut“ und 

„Böse“ einzuteilen. 
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Methode und Datenbasis 
 

Um diese Frage zu beantworten, analysiere ich die Daten der Allgemeinen 

Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS 2018) mit dem 

Zusatzmodul des International Social Survey Programme (ISSP 2018). Da-

bei handelt es sich um eine repräsentative Umfrage mit 3.477 Fällen. In 

etwa der Hälfte der Bevölkerungsstichproben wurde das ISSP integriert, 

welches besonders interessant ist, weil hier Fragen zur Religiosität über die 

Konfessionszugehörigkeit hinaus gestellt wurden. Die Stichprobe umfasst 

1.724 Personen. Die statistische Analyse ermöglicht es, Einstellungen der 

Befragten gegenüber anderen Religionsgemeinschaften, rechtsextreme Ein-

stellungen und die Wahlpräferenz im Zusammenhang mit religionsbezoge-

nen Indikatoren wie die Gebetshäufigkeit, die Häufigkeit kirchlicher Aktivi-

täten sowie das individuelle Religiositätslevel zu betrachten. 

 

 

 

Ergebnisse der deskriptiven Analyse 
 

In der ISSP-Befragung wurde nach der Einstellung gegenüber Menschen aus 

verschiedenen Religionsgruppen (Christen, Muslime, Hindus, Buddhisten, 

Juden) und Atheisten gefragt. In Abbildung 1 ist zum einen zu erkennen, 

dass die Befragten besonders positiv den Christen und besonders negativ 

den Muslimen gegenüber eingestellt sind. Zwischen katholischen und evan-

gelischen Befragten gibt es keine nennenswerten Unterschiede bezüglich 

ihrer Haltung gegenüber anderen Religionsgruppen. Bei denjenigen, die 

sich zu keiner Religionsgemeinschaft zählen, sind die positiven Einstellun-

gen gegenüber den verschiedenen Religionsgemeinschaften geringer. Die 

Konfessionslosen sind wenig überraschend im Vergleich mit den Katholiken 

und Protestanten besonders positiv gegenüber den Atheisten eingestellt.  

 

Ebenso überrascht nicht, dass die eigene Gruppe am Positivsten eingeschätzt 

wird. Aber auch dieses banale Ergebnis ist interessant, denn es ist ein Hin-

weis darauf, dass die Gruppenidentitäten wirken und im Sinne der Theorie 

der sozialen Identität die eigene Gruppe immer besser ist als die andere. 

An dieser Stelle muss allerdings erwähnt werden, dass die Befragten auch 

mit „weder / noch“ antworten konnten und davon häufig Gebrauch gemacht 

haben, was auch ein Hinweis darauf sein kann, dass ein Großteil der Be-

fragten Religionsgruppen nicht pauschal bewerten möchte. Interessant ist 

allerdings, dass trotzdem viele Befragte sich dazu äußern, ob sie eher positiv 

oder negativ der jeweiligen Religionsgruppe gegenüber eingestellt sind. Die 

Daten weisen allerdings nicht darauf hin, dass die Christen vorurteilsbelas-

teter sind als diejenigen, die keiner Religionsgemeinschaft angehören.  

Die Befragten waren  

den Christen gegenüber  

positiv und den  

Muslimen gegenüber  

negativ eingestellt. 
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Abbildung 1: Einstellungen gegenüber Religionsgruppen nach Konfessionszugehörigkeit 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: ALLBUS 2018, eigene Berechnungen, Daten gewichtet: Fragestellung: „Wie ist Ihre Einstellung zu Menschen 

aus folgenden Religionsgruppen?“ (hier: sehr positiv bzw. eher positiv), Angaben in Prozent 

 

 

 

 

 

Die Konfessionszugehörigkeit ist nur ein sehr formaler Indikator. Interes-

santer wird es, wenn zusätzlich die religiöse Praxis und das Religiositätslevel 

in Zusammenhang mit der Haltung gegenüber verschiedenen Religions-

gruppen betrachtet wird. Sind diejenigen, die religiös sind, eher negativ 

eingestellt oder positiv?  

 

Um das zu überprüfen, führe ich eine Korrelationsanalyse durch. Drei ausge-

wählte Fragen zur Religiosität eignen sich hierfür. Zum einen die Häufigkeit 

des Gebets („Wie oft ungefähr beten Sie?“), die Häufigkeit kirchlicher Akti-

vitäten („Wie oft nehmen Sie, neben dem Gottesdienst, an anderen kirchli-

chen Aktivitäten oder Veranstaltungen teil?“) und die Einstufung der eige-

nen Religiosität („Als wie religiös würden Sie sich selbst beschreiben?“). 

Korrelationen liegen immer zwischen dem Wert 0 (kein Zusammenhang) 

und 1 (perfekter Zusammenhang).   
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Tabelle 1 zeigt, dass die Häufigkeit des Gebets positiv mit den Einstellungen 

gegenüber Christen, Muslimen, Hindus und Juden steht und negativ mit der 

Einstellung gegenüber Atheisten. Das heißt, je häufiger man betet, desto 

positiver ist die Einstellung gegenüber diesen Religionsgemeinschaften und 

je weniger man betet, desto positiver ist die Einstellung gegenüber Atheis-

ten. Die Einstellungen gegenüber Buddhisten hängen nicht von der Gebets-

häufigkeit ab. Auch die Häufigkeit kirchlicher Aktivitäten steht in positivem 

Zusammenhang mit den Einstellungen gegenüber anderen Religionsgemein-

schaften und ist negativ mit der Einstellung gegenüber Atheisten korreliert.  

 

 

Tabelle 1: Zusammenhänge zwischen Religiosität und Einstellungen zu Religionsgruppen  

(Zusammenhangsmaße) 

 

 Gebetshäufigkeit 
Häufigkeit kirchlicher  

Aktivitäten 

Einstufung der  

eigenen Religiosität 

Einstellung zu Christen ,330 (***) ,250 (***) ,372 (***) 

Einstellung zu Muslimen ,116 (***) ,112 (***) ,130 ***) 

Einstellung zu Hindus ,069 (**) ,077 (**) ,074 (***) 

Einstellung zu Buddhisten n.s. ,051 (**) n.s. 

Einstellung zu Juden ,138 (***) ,144 (***) ,138 (***) 

Einstellung zu Atheisten -,138 (***) -,065 (**) -,161 (***) 

 

Quelle: ALLBUS 2018, eigene Berechnungen, Daten gewichtet: Fragestellung abhängige Variable: „Wie ist Ihre Einstellung zu 

Menschen aus folgenden Religionsgruppen?“ Variablen: „Wie oft ungefähr beten Sie?“ (Antworten: nie, weniger als einmal im 

Jahr, etwa ein- bis zweimal im Jahr, mehrmals im Jahr, ungefähr einmal im Monat, 2- bis 3-mal im Monat, fast jede Woche, jede 

Woche, mehrmals in der Woche, einmal am Tag, mehrmals am Tag); „Wie oft nehmen Sie, neben dem Gottesdienst, an anderen 

kirchlichen Aktivitäten oder Veranstaltungen teil?“ (nie, weniger als einmal im Jahr, mehrmals im Jahr, ungefähr einmal im Monat, 

2- bis 3-mal im Monat, fast jede Woche, jede Woche, mehrmals in der Woche); „Als wie religiös würden Sie sich selbst beschreiben?“ 

(Antworten: überhaupt nicht religiös, nicht religiös, eher nicht religiös, weder religiös noch nicht religiös, eher religiös, sehr 

religiös, tief religiös) Zusammenhangsmaß Kendall-Tau-B, *<p=,05; **<p=,01: ***<p=,001, n.s.=nicht signifikant 
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Es überrascht vor dem Hintergrund dieses Ergebnisses nicht, dass auch die 

Religiosität in dieselbe Richtung korreliert ist. Je tiefer religiös die Befragten 

sich einschätzen, desto eher haben sie eine positive Einstellung gegenüber 

anderen Religionsgemeinschaften. Nur in Bezug auf die Einstellung gegen-

über Buddhisten besteht kein signifikanter Zusammenhang. Und auch nicht 

überraschend ist, dass je weniger religiös man sich selbst einstuft, desto 

positiver ist die Einstellung gegenüber Atheisten. 

 

Wie sieht es mit rechtsextremen Einstellungen aus? Dazu gibt es in der Be-

fragung des ALLBUS 2018 zehn Aussagen, die zum Teil ähnlich formuliert 

sind wie die Aussagen in der Leipziger Autoritarismusstudie (früher Mitte-

Studie an der Universität Leipzig). Deren Grundlage ist eine Rechtsextremis-

musdefinition einer Konsensgruppe von Rechtsextremismusforschern. 

 

 

„Der Rechtsextremismus ist ein Einstellungsmuster, dessen verbindendes 

Kennzeichen Ungleichwertigkeitsvorstellungen darstellen. Diese äußern sich 

im politischen Bereich in der Affinität zu diktatorischen Regierungsformen, 

chauvinistischen Einstellungen und einer Verharmlosung bzw. Rechtferti-

gung des Nationalsozialismus. Im sozialen Bereich sind sie gekennzeichnet 

durch antisemitische, fremdenfeindliche und sozialdarwinistische Einstel-

lungen.“7 

 

 

 

Im ALLBUS finden sich 10 Aussagen, die in etwa zu dieser Definition passen 

(siehe Abbildung 2). Häufig werden von Kritikern von Rechtsextremismus-

Studien einzelne Aussagen in Frage gestellt, weil es sich bei den Aussagen 

möglicherweise um solche handeln würde, die gar nicht Rechtsextremismus 

messen und möglicherweise auch unter politisch gemäßigten oder linken Be-

fragten Zustimmung erfahren. Das ist einerseits richtig, andererseits geht es 

immer um einen Gesamtindex mehrerer Aussagen. Die Zustimmung zu einer 

einzelnen Aussage macht noch keinen Rechtsextremen aus.  

 

Die 10 Aussagen im ALLBUS, auch die Aussagen zum Nationalstolz und Natio-

nalgefühl, welchen von vielen Befragten zugestimmt werden, können auf-

grund eines statistischen Kriteriums als ein Index zusammengefasst werden, 

da die interne Konsistenz mit einem Wert von 0,82 (Cronbachs Alpha) als 

gut zu bezeichnen ist. Das bedeutet, dass alle 10 Aussagen ein gutes Mess-

instrument ergeben.  

 

  

Je religiöser die 

Befragten, desto positiver 

die Einstellung gegen- 

über anderen Religions- 

gemeinschaften. 
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Abbildung 2: Rechtsextreme Einstellungsmuster nach Konfessionszugehörigkeit 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: ALLBUS 2018, eigene Berechnungen, Daten gewichtet:  

Fragestellung siehe Abbildung, hier: eher bzw. voll zustimmend; Angaben in Prozent 

 

 

 

 

 

Aus Abbildung 2 wird deutlich, dass den meisten Aussagen meist „nur“ 6-

12 % der Befragten zustimmen. Das gilt für die Aussagen zur Diktatur, die 

Verharmlosung des Nationalsozialismus, den antisemitischen Aussagen 

und der Zustimmung zu Anschlägen auf Asylbewerberheime. Den Aussagen 

zum Nationalstolz und der Aussage zum Nationalgefühl stimmen allerdings 

etwa zwei Drittel der Befragten zu und dass Deutschland durch Ausländer 

gefährlich überfremdet sei 40 %.  
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Ist aus der Analyse ersichtlich, dass es Unterschiede zwischen katholi-

schen, evangelischen Christen und Konfessionslosen gibt? Die Unterschiede 

bewegen sich auf keinem signifikanten Niveau und die Zustimmungswerte 

zu den Aussagen unterscheiden sich meist um sehr wenige Prozentwerte. 

Die Katholiken sind noch etwas häufiger der Ansicht, die BRD sei durch Aus-

länder gefährlich überfremdet als die Protestanten und Konfessionslosen 

(+8 Prozentpunkte) und unter den Konfessionslosen ist man nicht ganz so 

stolz, deutsch zu sein und auch etwas seltener der Ansicht, man brauche 

wieder Mut zu einem starken Nationalgefühl. Aber auch diesbezüglich han-

delt es sich nur um kleine Abweichungen von maximal 6 bzw. 7 Prozent-

punkten. 

 

Auch sind eher keine oder nur sehr schwache Zusammenhänge (unter Ken-

dall-Tau-B=,100) zwischen den einzelnen Religiositätsindikatoren und den 

einzelnen Aussagen zu finden (Tabelle 2). Die Richtung ist ähnlich wie zuvor 

bei den Fragen zur Einstellung gegenüber Religionsgruppen. Wer viel betet, 

hat eine leicht niedrigere Wahrscheinlichkeit, eine Diktatur unter bestimm-

ten Umständen besser zu finden und kann auch etwas seltener verstehen, 

wenn Anschläge auf Asylbewerber verübt werden. Wer häufig kirchlich aktiv 

ist, hat eine leicht höhere Wahrscheinlichkeit, Diktaturen abzulehnen, die 

BRD als nicht gefährlich überfremdet anzusehen, ist eher der Ansicht, dass 

Ausländer nicht nur unter sich heiraten sollen und glaubt auch etwas sel-

tener, Juden seien eigentümlich und hat noch seltener Verständnis für An-

schläge auf Asylbewerberheime. Die kirchliche Aktivität ist ein schwacher 

Indikator, der eher rechtsextreme Einstellungen hemmt. Dies passt gut zu 

dem intrinsisch motivierten Typus des religiösen Menschen und kann auch 

als Hinweis gedeutet werden, dass kirchliche Aktivitäten eher das „bridging“ 

capital bzw. das brückenbildende als das „bonding“ capital fördern. Aller-

dings sind diese Zusammenhänge wie bereits erwähnt nur sehr schwach 

ausgeprägt. 

 

Betrachtet man den Gesamtindex Rechtsextremismus, also den Mittelwert 

für jede einzelne Person, dann ist nur die kirchliche Aktivität negativ mit 

Rechtsextremismus korreliert (Kendall-Tau-B=-,039*), nicht aber die Gebets-

häufigkeit und die Einstufung der Religiosität. 
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Tabelle 2: Rechtsextreme Einstellung und Religiosität (Zusammenhangsmaße) 

 

 

Gebetshäufigkeit 
Häufigkeit kirchlicher 

Aktivitäten 

Einstufung der  

eigenen Religiosität 

Stolz, deutsch zu sein n.s. n.s. ,075 (***) 

Mehr Mut zu Nationalgefühl n.s. n.s. n.s. 

Diktatur manchmal besser -,078 (***) -,056 (*) -,085 (***) 

Nationalsozialismus hatte 

auch gute Seiten 
n.s. n.s. n.s. 

Hitler ohne Holocaust  

positiv 
n.s. n.s. n.s. 

BRD gefährlich überfremdet n.s. -,069 (***) n.s. 

Ausländer sollten nur  

unter sich heiraten 
n.s. -,024 (*) n.s. 

Einfluss von Juden zu groß n.s. n.s. n.s. 

Juden sind eigentümlich n.s. -,044 (*) n.s. 

Zustimmung zu Anschlägen 

auf Asylbewerberheime 
-,052 (***) -,064 (***) ,046 (*) 

 

Quelle: ALLBUS 2018, eigene Berechnungen, Daten gewichtet: Fragestellung siehe Tabelle 2 und Abbildung 1;  

Zusammenhangsmaß Kendall-Tau-B, *<p=,05; **<p=,01: ***<p=,001, n.s.=nicht signifikant 
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Wählen Protestanten, Katholiken und diejenigen, die keiner Religionsge-

meinschaft zugehören, unterschiedlich häufig die AfD? Abbildung 3 zeigt 

die Wahlpräferenz auf Grundlage der Sonntagsfrage im ALLBUS 2018. Zu-

mindest kann kein größerer Unterschied festgestellt werden. 7 % der Pro-

testanten gaben damals an, die AfD zu wählen, 8 % der Katholiken und 

10 % derjenigen, die keiner Religionsgemeinschaft angehören. Ansonsten 

lassen sich die bekannten Muster feststellen: Unter den Katholiken domi-

niert die Wahlpräferenz zur CDU, allerdings auch bei den Protestanten. Dort 

ist die Präferenz aber zugunsten der SPD und den Grünen geringer ausge-

prägt. Katholiken sind seltener als Protestanten und Konfessionslose SPD-

Wähler. 

 

 

Abbildung 3: Wahlpräferenz nach Konfession 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: ALLBUS 2018, eigene Berechnungen, Daten gewichtet:  

Fragestellung: „Wenn am nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre, welche Partei würden Sie  

dann mit Ihrer ZWEITSTIMME wählen?“, Angaben in Prozent  
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Kann ein Unterschied zwischen den Religiositätswählern und der Wahlpräfe-

renz festgestellt werden? Aufgrund der Tatsache, dass Ausländerfeindlichkeit 

und Islamfeindlichkeit in Zusammenhang mit der AfD-Wahl stehen, müssten 

hier einige Zusammenhänge erkennbar sein, die die bisherige Analyse stützt.  

 

In Tabelle 3 sind Korrelationen zwischen den drei Indikatoren und der Wahr-

scheinlichkeit, die AfD zu wählen, abgebildet. Die Frage im ALLBUS lautete: 

„Sagen Sie mir bitte für jede der folgenden Parteien, wie wahrscheinlich es 

ist, dass Sie diese Partei jemals wählen werden?“ Die Ergebnisse sind inte-

ressant, wenngleich vor dem Hintergrund der bisherigen Analysen nicht mehr 

überraschend.  

 

 

Tabelle 3: Parteiwahlwahrscheinlichkeit nach Religiosität (Zusammenhangsmaße) 

 

 Gebetshäufigkeit 
Häufigkeit kirchlicher  

Aktivitäten 

Einstufung der  

eigenen Religiosität 

Wahrscheinlichkeit:  

Die CDU/CSU wählen 
,164 (***) ,140 (***) ,179 (***) 

Wahrscheinlichkeit:  

Die SPD wählen 
,070 (***) ,092 (***) ,081 (***) 

Wahrscheinlichkeit:  

FDP wählen 
,051 (**) ,078 (***) ,067 (**) 

Wahrscheinlichkeit:  

Bündnis 90/Grüne wählen 
n.s. ,094 (***) ,055 (**) 

Wahrscheinlichkeit:  

Die Linke wählen 
-,104 (***) n.s. -,102 (***) 

Wahrscheinlichkeit:  

Die AfD wählen 
-,062 (**) -,092 (***) -,089 (***) 

 

Quelle: ALLBUS 2018, eigene Berechnungen, Daten gewichtet: Fragestellung abhängige Variable: „Es gibt eine ganze Reihe von 

politischen Parteien in Deutschland. Jede davon würde bei Wahlen gerne Ihre Stimme bekommen. Sagen Sie mir bitte für jede 

der folgenden Parteien, wie wahrscheinlich es ist, dass Sie diese Partei jemals wählen werden. Benutzen Sie dazu bitte diese 

Skala. Der Skalenwert 1 bedeutet, dass dies für Sie sehr unwahrscheinlich ist, der Skalenwert 10 bedeutet, dass dies für Sie 

sehr wahrscheinlich ist. Fragestellung unabhängige Variable siehe Tabelle 2; Zusammenhangsmaß Kendall-Tau-B, *<p=,05; 

**<p=,01: ***<p=,001, n.s.=nicht signifikant  
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Die Gebetshäufigkeit, die kirchlichen Aktivitäten und die Einstufung der 

Religiosität stehen in einem negativen Zusammenhang mit der Wahrschein-

lichkeit, die AfD zu wählen. Wer viel betet, viel an kirchlicher Aktivität teil-

nimmt und sich eher tief religiös einstuft, hat eine signifikant niedrigere 

Wahrscheinlichkeit, die AfD zu wählen. Umgekehrt gilt: Wer viel betet, 

kirchlich aktiv ist und sich als religiös bezeichnet, wählt wahrscheinlich die 

CDU/CSU – diesbezüglich sind die Zusammenhänge am stärksten – hat aber 

auch eine erhöhte Wahrscheinlichkeit, die SPD und die FDP zu wählen. 

Schwach positiv korreliert sind die kirchliche Aktivität und das Religiosi-

tätslevel in Bezug auf die Wahrscheinlichkeit, die Grünen zu wählen. Die 

Gebetshäufigkeit spielt in Bezug auf die Wahl der Grünen keine Rolle. Nicht 

verwunderlich ist, dass mit sinkender Gebetshäufigkeit und niedrigem Reli-

giositätslevel die Wahrscheinlichkeit steigt, die Linken zu wählen. Die Linken 

und die AfD sind eher nicht die Partei der Religiösen, sondern derjenigen, 

die mit Religion nicht viel am Hut haben.  

 

Einschränkend muss erwähnt werden, dass es sich hier um schwache Zusam-

menhänge handelt. Die Religiosität ist nicht der bedeutendste Faktor zur 

Erklärung des Wahlverhaltens, aber einer unter vielen, der immer noch eine 

Rolle spielt. 

 

 

 

Zusammenfassung 
 

In diesem Beitrag ging es um den Zusammenhang von Religiosität, Vorur-

teilen, rechtsextremer Einstellung und AfD-Wahl. Zugespitzt lässt sich aus-

sagen, dass Christen nicht vorurteilsbelasteter sind als Konfessionslose und 

dass Religiosität gemessen an Gebetshäufigkeit, kirchlicher Aktivität und 

dem Maß an Religiosität eher mit Toleranz einhergeht. Religiöse Menschen 

sind beispielsweise signifikant positiver gegenüber Muslimen und Juden 

eingestellt. Gleichzeitig gibt es einen negativen Zusammenhang in Bezug 

auf die AfD-Wahl. Religiöse haben eine höhere Wahrscheinlichkeit, nicht 

die AfD zu wählen. Sie fühlen sich eher den etablierten Parteien zugehörig 

als der AfD. Am stärksten gilt dieser Befund in Bezug auf die Wahl der 

CDU/CSU. Einschränkend muss erwähnt werden, dass die Zusammenhänge 

mit den religionsbezogenen Indikatoren eher schwach sind. Mit Blick auf 

andere Studien sind Indikatoren wie Gefühle der Bedrohung8, Autoritaris-

mus9, das Gefühl, ökonomisch benachteiligt zu sein10 oder auch die Kon-

takthäufigkeit zu Fremden11 bedeutender, um Vorurteile, Rechtsextremis-

mus und die Wahl der AfD zu erklären. 

 

/// 

Religiöse Menschen 

wählen eher 

nicht die AfD. 
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///  Religion wird benutzt 
 

Die „Neue Rechte“ und  
das Christentum 
 

„Neu-rechte“ Ideologien treten weltweit in Kombination mit fast allen 

religiösen Orientierungen auf. Die deutsche „Neue Rechte“ oszilliert zwi-

schen Neuheidentum und christlichen Fundamentalismen unterschied-

licher Denominationen. Seit 9/11 mehren sich die Versuche, Brücken 

zwischen scheinbar Unvereinbarem zu schlagen, um im Kampf gegen 

die „Islamisierung“ an Anziehungskraft zu gewinnen. 

 

 
 

 

Alte „Neue Rechte“? 
 
 
„Was mich von Anfang irritierte, waren die Schlüsselinhalte – positive Wer-

tung des Rationalismus, die Fixierung auf das Indoeuropäische, die Feindse-

ligkeit gegenüber dem Christentum, die Begeisterung für die ‚Biopolitik‘ –, 

fasziniert war ich dagegen von dem Projekt, eine Gegenideologie aufzu-

bauen, um der Linken Paroli zu bieten.“1 
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Der Historiker Karlheinz Weißmann (geb. 1959), von dem diese Aussagen 

stammen, gilt als einer der bedeutendsten Köpfe der „Neuen Rechten“ in 

Deutschland. Gerichtet sind sie vor allem an die Adresse der französischen 

„Nouvelle droite“ und deren „Meisterdenker“ Alain de Benoist (geb. 1943). 

Offenbar gibt es zwischen diesen beiden „Schulen“ über die gemeinsame 

Abwehrhaltung gegen die „Neue Linke“ hinaus so bedeutende Differenzen, 

dass sich die Frage aufdrängt, ob es überhaupt statthaft ist, von „der“ 

„Neuen Rechten“ zu sprechen. Eine dieser Differenzen betrifft das Verhält-

nis zum Christentum. Dass es nicht einheitlich ist, zeigt schon die zitierte 

Aussage. Bei näherem Hinsehen treten jedoch auch Metamorphosen ans 

Licht, bei denen Erwägungen politischer Opportunität keine geringe Rolle 

spielen dürften. 

 

Wenn von „der“ „Neuen Rechten“ kaum gesprochen werden kann, dürfte es 

auch schwierig sein, die Grenzen des zu untersuchenden Phänomens prä-

zise zu bestimmen.2 Als Fremd- wie Selbstbezeichnung aufgekommen ist 

„Neue Rechte“ Anfang der 1970er-Jahre, als eine neue Generation die Aus-

einandersetzung mit der „Neuen Linken“ suchte, wie sie an vielen Univer-

sitäten „Lufthoheit“ erlangt hatte. Die entsprechenden Gruppenbildungen 

(Hamburg, Westberlin) lassen sich bis in die zweite Hälfte der 1950er-Jahre 

zurückverfolgen, und ihre politischen Konzepte bildeten sich im folgenden 

Jahrzehnt zugleich in kritischer Auseinandersetzung mit der „Alten Rechten“ 

heraus, die in der zweiten Hälfte der 1960er-Jahre in Gestalt der (seinerzeit 

mehr deutsch-nationalistischen als neonationalsozialistischen) NPD in die 

meisten westdeutschen Landesparlamente einzog.3 Französische nationa-

listische Zirkel stellten eine wichtige Inspirationsquelle dar, wie umgekehrt 

die Ideenwelt der deutschen „Konservativen Revolution“ die Entwicklung 

der französischen Zirkel beeinflusste.4 

 

Dieser Beitrag nimmt die positive Bezugnahme auf die „Konservative Revo-

lution“ bei gleichzeitig kritischer Distanz zum Nationalsozialismus als 

wichtigstes Kriterium für die Bestimmung „neu-rechter“ Intellektuellenzirkel. 

Die Untersuchung konzentriert sich auf das Verhältnis zum Christentum. 

Für eine genauere Ortsbestimmung der „Neuen Rechten“ im Raum zwischen 

Christlicher Demokratie und NS-affinem Rechtsextremismus ist dieses 

Thema von erheblicher Bedeutung. 

 

  

Neue Rechte meinte zu 

Beginn der 1970er-Jahre 

die Abgrenzung von der 

Alten Rechten und Gegner- 

schaft zur Neuen Linken. 



D I E  „ N E U E  R E C H T E “  U N D  D A S  C H R I S T E N T U M  

A K T U E L L E  A N A L Y S E N  8 2   |  43 

Faszinierendes Neuheidentum 
 

Die deutschen „neu-rechten“ Zirkel, die Günter Bartsch Mitte der 1970er-

Jahre einfühlsam-kenntnisreich beschrieb, interessierten sich wenig für 

Religion. Und wenn sie es taten, standen sie in kritischer Distanz zum Chris-

tentum.5 Das galt insbesondere für ihren bedeutendsten Vordenker in 

Deutschland, den Kenner und Apologeten der „Konservativen Revolution“, 

ehemaligen Sekretär Ernst Jüngers, Frankreichkorrespondenten und deutsch-

schweizerischen Publizisten Armin Mohler (1920-2003). Im Gespräch mit 

dem Politikwissenschaftler Claus Leggewie bekannte er Mitte der 1980er-

Jahre: 

 

„Ich habe mich von klein an gegen das Christentum gewehrt und bin übri-

gens mit dem Tag der Volljährigkeit aus der protestantischen Glaubens-

gemeinschaft ausgetreten. Das Christentum ist für mich ein Feind, und ich 

kann mir zugutehalten, schon in der ‚Konservativen Revolution‘ gesagt zu 

haben: ein Christentum, das sich ernst nimmt, kann nur links sein. Aber 

heute kommen doch die einzigen linken Impulse, nachdem der marxisti-

sche Universalismus erledigt und die Arbeiterbewegung tot ist, aus dem 

Christentum – wir bekommen den Marxismus heute mit der christlichen 

Soße serviert!“6 

 

Mohler wirkte vor allem durch geistreich-bissige politische Polemik. Er ar-

beitete seine Ideen aber nie systematisch aus, wie er überhaupt eine grund-

sätzliche Abneigung gegen ausformulierte Gedankengebäude hegte. Eine 

grundsätzliche Auseinandersetzung mit dem Christentum findet man daher 

bei Mohler nicht, weit eher hingegen bei seinem französischen Geistesver-

wandten Alain de Benoist, der Fundamentalkritik am Christentum mit dem 

Plädoyer für das Heidentum verbindet. 

 

Der antichristliche Neopaganismus de Benoists durchlief indes einen 

Wandlungsprozess. Hatte ihn die Nietzsche-Lektüre im Alter zwischen 17 

und 18 Jahren vom Katholizismus seiner Familie weggetrieben, führte die 

Entdeckung Heideggers später (Anfang der 1980er-Jahre) zu einer kritischen 

Relektüre Nietzsches, nachdem er in der Zwischenzeit in den Sog eines neo-

darwinistischen Biologismus geraten war.7 De Benoists Neopaganismus un-

terscheidet sich vom Polytheismus, wie ihn völkisch-religiöse Gruppierun-

gen vom Schlag des „Armanen-Ordens“ propagieren.8 Die Götter sind keine 

realen „Geistwesen“; das Göttliche durchflutet Natur und Kosmos, kommt in 

mannigfachen Formen zum Ausdruck.9 Das Neuheidentum stellt für de Benoist 

keine Rückkehr, sondern „Rückgriff“10 auf die (vorchristliche) Vergangenheit 

dar. Rituale und kultische Glaubenspraxis haben für ihn keine Bedeutung. 

Wesentlich ist die Distanzierung vom Christentum als einer der Triebkräfte 

Armin Mohler bekannte:  

„Das Christentum  

ist für mich ein Feind.“ 
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(neben Liberalismus und Sozialismus) des „Egalitarismus“, der die Welt 

uniformiert und ihrer kreativen Vielgestaltigkeit beraubt habe. 

 

Hier trifft sich de Benoist mit Mohler, lange Zeit einer der einflussreichsten 

Intellektuellen im politischen Raum zwischen Christdemokratie und Neo-

nationalsozialismus. Mehr noch aber ging von de Benoists Werken zu Beginn 

der 1980er-Jahre eine „elektrisierende Wirkung“11 aus, zumal sie mit der 

„Kulturrevolution von rechts“ ein strategisches Rezept anboten, um die anti-

liberale Rechte aus der politischen Defensive zu führen.12 Allerdings war in 

Deutschland nur ein Teil dieser Strömung bereit, die „Metapolitik“ eines 

„Gramscismus von rechts“ auch gegen das Christentum zu richten. 

 

Dieter Stein (geb. 1959), Gründer und Chefredakteur der 1986 im Orbit der 

„Republikaner“ (REP) entstandenen Wochenzeitung „Junge Freiheit“, über-

treibt zwar, wenn er im Rückblick schreibt, die „rechtskonservative Szene 

in Deutschland, insbesondere um die Zeitschrift Criticón“ (von ihrer Grün-

dung 1970 bis zu ihrer „neoliberalen“ Wende 1998), sei „christlich geprägt“ 

gewesen, was „Vorbehalte gegen Abhandlungen“13 aus den Reihen der fran-

zösischen „Nouvelle droite“ erkläre. Denn der Neuheide Mohler war Stamm-

autor bei „Criticón“ und machte aus seinen Positionen keinen Hehl. Zum 

Spektrum gehörten jedoch auch Konservative wie Gerd-Klaus Kaltenbrunner 

(1939-2011), der mit seiner Taschenbuchreihe „Initiative“ im Freiburger 

Herder-Verlag in den 1970er-Jahren von der Christdemokratie enttäuschte 

Konservative katholisch-antiliberaler Prägung ansprach. 

 

Nach 9/11 gewann die „christliche Rechte“ neben ihrer US-amerikanischen 

Heimat auch diesseits des Atlantiks an Attraktivität. Die Frage lag auf der 

Hand: „Wo ist in Europa ein Glaube, der es mit dem Selbstbewusstsein und 

Selbstbehauptungswillen des Islams aufnehmen kann?“14 Und was lag näher, 

als den Kampf gegen die „Islamisierung“ mit den Waffen aus dem Arsenal 

der Kreuzzüge zu führen? Politische Gruppierungen, die zuvor wenig Wert 

auf ihre christliche Inspiration gelegt hatten, riefen nun zur „Reconquista“ 

auf, um das „christliche“ oder sogar „jüdisch-christliche Abendland“ zu ret-

ten.15 Auch jene, die zuvor nicht müde geworden waren, das Christentum 

als Einfallstor des Individualismus, Egalitarismus und Kosmopolitismus zu 

geißeln, milderten nun merklich die Schärfe der Kritik, während die Ver-

fechter eines eher fundamentalistisch gedeuteten Christentums ihre in Gra-

nit gemeißelte religiöse Werteordnung als verbindliche Basis für Staat und 

Gesellschaft empfahlen.  
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Brücken zwischen Neuheidentum und Christentum 
 

In dieser Konstellation lag es nahe, Gräben vergangener Schlachten zuzu-

schütten und Brücken zwischen Neuheidentum und Christentum zu bauen. 

Auf diese Weise sollte ein „Burgfrieden“16 geschlossen werden, um der wah-

ren Bedrohung geschlossen entgegentreten zu können. Der dies forderte, hat 

selbst einen der wenigen elaborierten Beiträge geleistet, um die religions-

programmatischen Divergenzen zwischen den Strömungen einer antilibe-

ralen Rechten zu überwinden. Martin Lichtmesz (mit bürgerlichem Namen 

Martin Semlitsch,17 geb. 1976) ist einer der luzidesten Köpfe der Wiener 

„Identitären“, der seit einigen Jahren zu den Stammautoren der Zeitschrift 

„Sezession“ des „Instituts für Staatspolitik“ in Schnellroda gehört. Sein nicht 

nur im Titel von Heidegger inspiriertes Buch „Kann nur ein Gott uns retten?“ 

erschien 2014 im Verlag Antaios des „neu-rechten“ Publizisten und Aktivis-

ten Götz Kubitschek (geb. 1970). 

 

Die Brücke konstruiert Lichtmesz, indem er das Christentum zum schützens-

werten „Kulturgut“18 erklärt, das neben den griechischen, römischen und 

germanischen Traditionsbeständen Europas nicht nur als „Marschgepäck“ 

mitzuschleppen, sondern neu „anzueignen und mit neuem Leben zu erfül-

len“19 sei. Der „antichristliche Konservatismus“ verehre „Herkunft und Tra-

dition“, blicke aber merkwürdigerweise geringschätzig auf das Credo der 

„Ahnen“ zugunsten eines „eher spekulativ rekonstruierten Glaubens der 

heidnischen Urahnen“20 herab und mache das Christentum zum „Sünden-

bock für die Dekadenz Europas […] – wo es doch gerade im Europa der Deka-

denz kaum noch wirkliche Christen gibt.“21 

 

Allerdings präsentiert Lichtmesz ausgesuchte Lesarten des Christentums, 

die den Brückenschlag erleichtern. Das Gebot der Nächstenliebe tauge nicht 

für Notsituationen, in denen seine Anwendung existenzgefährdend wirke. 

In „christlich gläubigeren Zeiten“ als den unseren habe man gut daran 

getan, „auf das kriegerische Fundament des Alten Testaments“ zurückzu-

greifen, wenn angesichts großer Gefahr kein anderer Ausweg bestand, als 

„zum Schwert zu greifen“, sich „einfallenden Invasoren entgegenzustellen“, 

ja sogar, „andere Völker zu unterwerfen und zu missionieren“.22 

 

Wie Migration einen solchen Notstand begründen kann, zeigt Lichtmesz 

anhand der Dystopie des rechtsextremen französischen Schriftstellers Jean 

Raspail (1925-2020) „Das Heerlager der Heiligen“ (französische Originalaus-

gabe 1973). In dem Roman, den Lichtmesz neu übersetzt und herausgegeben 

hat,23 entwirft Raspail ein angsteinflößendes Katastrophengemälde vom 

Untergang des Abendlandes durch Millionen „armer Teufel, deren einzige 

Waffe ihre Schwäche und ihre Anzahl war, überwältigt vom Elend, beladen 

Zwischen Neuheidentum  

und Christentum  

sollte ein Burgfrieden  

geschlossen werden. 
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mit verhungernden braunen und schwarzen Kindern, bereit, auf unseren 

Boden einzufallen, die Vorhut von Massen, die harten Druck auf jeden Teil 

eines müden und übersatten Westens ausüben.“24 Raspails Werk und seine 

Fortführung durch Renaud Camus‘ (geb. 1946) „großen Austausch“, die 

konspirationistische Legende vom gezielt herbeigeführten Bevölkerungs-

austausch durch die kosmopolitischen europäischen Eliten,25 genießen 

Kultstatus in neu-rechten Zirkeln, bei den „Identitären“ und weit in die 

rechtspopulistischen Parteien hinein. 
 

Lichtmesz präsentiert Raspail als „Mann der Rechten, Patriot, bekennender 

Katholik und ideeller Royalist“. Seine sarkastische Kritik am Papst und der 

„zu einer gutmenschlichen Weltumarmungs-Anstalt“26 degenerierten Kirche 

erklärt sich aus Raspails „vorkonziliarer“ Orientierung. Allerdings kommen-

tiert Lichtmesz einfühlsam Raspails Aussage, die er einer seiner Roman-

gestalten in den Mund legt: Er sei „kein Christ“, sondern „Katholik“, also 

jemand, dem die äußere Form, das „Theater“, wichtiger sei als der theolo-

gische Inhalt: „Die ihre Traditionen wirklich lieben, nahmen sie nicht allzu 

ernst. Sie ziehen scherzend in den Krieg, weil sie wissen, dass sie für etwas 

kaum Greifbares sterben werden, das ihrer Fantasie entsprungen ist […] 

halb Humor, halb Humbug“.27 Raspail, von dem dieser beißende Sarkasmus 

stammt, scheint es mit seiner Kritik an der Katholischen Kirche und der Ver-

höhnung des Gekreuzigten als „kindlicher Schwächling und argloser, wehr-

loser Idiot“ tierisch ernst zu sein – und ebenso in seinem Horrorgemälde 

einer „Invasion“ Europas durch Millionen bettelarmer Migranten. 

 
 
 

Antichristlicher „Ethnopluralismus“? 
 

Während Lichtmesz die „diabolische Weise“ der Herabwürdigung des Na-

zareners in der Raspail‘schen „Mistkäfer“-Parabel zurückweist, teilt er das 

Weltbild der Raspail‘schen Apokalypse. Und wenn er das christliche „Kul-

turgut“ musealisiert, scheint er den Ikonen, Kathedralen und goldglänzen-

den Monstranzen größeren Wert beizumessen als dem Kern der christlichen 

Botschaft. Stellvertretend für seine weniger klugen und gebildeten Mitstrei-

ter steht Lichtmesz für die Instrumentalisierung des Christentums zu poli-

tischen Zwecken, die mit dessen Geist nur mit gewaltsamen Verbiegungen 

oder überhaupt nicht zu vereinbaren sind.28 
 

Das Einfallstor des Antichristen ist die Fundamentalkritik am Gebot der 

Nächstenliebe als Geburtshelferin der „Hypermoral“29, die „raumfremde 

Invasoren“ willkommen heiße, ohne die Folgen für das Eigene zu bedenken. 

Gegen den christlichen Universalismus, der alle Menschen ungeachtet ihrer 

sozialen Stellung, ihres Geschlechts und ihrer Herkunft als Kinder Gottes 

Die „Neuen Rechten“ 

instrumentalisieren 

das Christentum. 
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begreift,30 betont der „Ethnopluralismus“ die Zugehörigkeit zu einer Ethnie 

oder ethnokulturellen Gemeinschaft als unüberbrückbare qualitative Diffe-

renz, die es zu respektieren, zu schützen und zu erhalten gelte. 

 

In einem Beitrag über den Erfinder des Begriffs „Ethnopluralismus“, den 

jungen Nationalrevolutionär und späteren Sportsoziologen in Dänemark 

Henning Eichberg (1942-2017),31 hebt Lichtmesz die antiimperialistische 

Intention dieses Konzepts hervor: Das westliche „Entwicklungsdenken“ habe 

die Tendenz, anderen Völkern seine Wertmaßstäbe und Ordnungsprinzipien 

aufzuzwingen, sie zur „Akkulturation“ zu nötigen und im Extremfall den 

„Völkertod“ im Sinne des Verlusts der „ethnischen Individualität und Eigen-

art einer Volksgruppe“32 herbeizuführen. Und so, wie es notwendig sei, dem 

westlichen Imperialismus im Interesse des Schutzes fremder Völker entge-

genzutreten, hätten „auch die europäischen Völker das Recht, ihre Eigenart 

zu bewahren und Eingriffe in ihr Dasein abzuwehren.“33 Er zitiert in diesem 

Zusammenhang Renaud Camus, der mit Recht „die Besiedelung Europas 

durch Nord- und Schwarzafrikaner als eine Form von ‚Okkupation‘ und 

Kolonialismus“34 bezeichnet habe. Die „Massen, die heute in das historisch 

pensionierte Europa strömen, sind keine ‚Ethnopluralisten‘, und durchaus 

bereit zur Landnahme, Missionierung und ‚Kolonisierung‘.“35 

 

In dieser Argumentation treten die Spannungslinien zum Christentum (zu-

mindest in seinen vorherrschenden Lesarten) wie zum Grundgesetz der 

Bundesrepublik Deutschland klar hervor: Lichtmesz argumentiert wie Eich-

berg kollektivistisch: Nicht das Individuum (oder die Person im christlichen 

Sinne) bildet den Ausgangspunkt, sondern eine Gemeinschaft, in die der 

Einzelne in der Regel hineingeboren wird. Diese Gemeinschaft ist in erster 

Linie ethnisch (ethno-kulturell, „volklich“) bestimmt, d. h. die Perspektive ist 

ethnozentrisch, so sehr sie sich auch von der alt-rechten Hierarchisierung 

von Ethnien / Rassen distanziert. Denn alle anderen identitätsbestimmen-

den Elemente des Menschen (Zugehörigkeit zu einer Familie, einer lokalen 

Gemeinschaft, einer sozialen Gruppe, einer Religion / Weltanschauung etc.) 

treten hinter die ethnische Prägung zurück. 

 

Gewiss lässt das Konzept des „Ethnopluralismus“ gemäßigtere wie extreme 

Deutungen zu. Dies zeigt schon der Umstand, dass es von den „Identitären“ 

ebenso wie von der NPD propagiert wird. Alain de Benoist, neben Henning 

Eichberg einer seiner geistigen Urheber, hält die Koexistenz verschiedener 

Ethnien unter dem Dach des Nationalstaates für legitim und wendet sich 

vehement gegen den Vorwurf, er habe einer Separierung der Ethnien („Apart-

heid“) das Wort geredet.36 Die meisten Vertreter der deutschen „Neuen Rech-

ten“ verfolgen demgegenüber das Ziel eines ethnisch homogenen National-

staates. Dennoch lehnen sie den biologischen Rassismus ab.  

Das westliche Entwick- 

lungsdenken wolle  

anderen Völkern seine  

Werte aufzwingen. 
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Denn das Konzept ethnischer Differenz („Ethnodifferentialismus“) tritt min-

destens in zwei Varianten auf: 

 

∙ Die eine, gemäßigtere Form läuft auf eine Art Kommunitarismus hinaus, 

der „zwischen Nationalität und Staatsbürgerschaft unterscheidet und 

das Recht jeder ethnischen oder religiösen Gemeinschaft postuliert, nach 

ihren eigenen Rechtsnormen auf nationalem Territorium zu leben.“ 

 

∙ Die radikale Variante zeigt sich „im Modell einer globalen Apartheid […], 

demzufolge auf ein und demselben Boden, innerhalb eines National-

staats, nur ein einziges Volk leben dürfe, wobei Volk verstanden wird 

als durch Blut, Sprache, Kultur und eventuell Religion definierte Schick-

salsgemeinschaft, in der die Abstammung entscheidend ist.“37 

 

 

Die „Identitären“ distanzieren sich ausdrücklich vom Nationalsozialismus 

und Antisemitismus. Sie wenden sich vor allem gegen die „totalitäre“ „Isla-

misierung“, welche die europäischen Völker ihrer Kultur beraube.38 Wenn 

sie die „ethnokulturelle Einzigartigkeit“39 der europäischen Völker betonen, 

nähern sie sich indes ungewollt dem Antipoden. Denn die Verbindung von 

Politik und Ethnizität findet ihre Entsprechung in der gedachten Einheit von 

Religion und Staat auf Seiten religiöser Fundamentalismen. Dies dürfte 

einer der bestimmenden Faktoren sein, welche die Attraktivität „neu-rech-

ter“ Politikangebote für christliche Fundamentalisten (und deren Unerbitt-

lichkeit gegenüber einem pluralitätsbejahenden Christentum) erklären.40 

Ethnopluralismus wie Fundamentalismus wirken nämlich antipluralistisch, 

weil sie all jene Individuen und Gruppen / Minderheiten unter Anpassungs-

druck setzen und letztlich in ihrer Existenz bedrohen, die sich dem ethni-

schen / religiösen Homogenitätspostulat widersetzen. Der Antipluralismus 

aber ist das zentrale Bindeglied zwischen Rechtspopulismus und Rechts-

extremismus. 

 

/// 

 

 

 

 

 

 

 

 

„Identitäre“ wenden 

sich gegen die 

„totalitäre Islamisierung“. 
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///  Ideologische Muster, Kontexte, Hintergründe 
 

Kampfplatz Gender 
 

Die „Gender-Ideologie“ ist in der politischen Rhetorik omnipräsent, ein 
Querschnittsthema, das von allen unterschiedlichen Strömungen der 

AfD bedient und genutzt wird. Unser Beitrag skizziert zentrale Elemente 
der Anti-Gender-Polemik der Partei, fragt nach Quellen und Kontexten 
und bietet eine philosophische Analyse, die zeigt, wie „Politik mit der 

Natur“ gemacht wird. 
 

 

 

Geschlecht als Ordnungskategorie 
 

„Geschlecht“ ist eine jener anthropologischen Konstanten, auf denen 

menschliche Identität und Ordnungen des Zusammenlebens und der Ver-

ständigung aufbauen. In der deutschen Sprache bezeichnet Geschlecht zum 

einen die anatomische Konstitution eines Menschen (sex), zum anderen die 

„Grammatik“ der Geschlechtsidentität, die eine gesellschaftliche Geschlech-

terordnung hervorbringt, das soziale Geschlecht (gender). Diese Grammatik 

bestimmt geschlechtsspezifische Muster des Handelns (Rollen), der Darstel-

lung (Symbolik) und der Identität. Sie betrifft jeden Menschen existentiell, 

ist aber nicht leicht zu erfassen und zu vermitteln, zumal sie historischen 

und kulturellen Veränderungen unterworfen ist.1 

 

Wenn die tatsächliche Komplexität und Dynamik von Geschlecht geleugnet 

wird, hat das soziale Konsequenzen. So zieht die Annahme, das biologische 

Geschlecht lege schon fest, wie jemand zu leben habe, sozial normative 

Vorstellungen nach sich. Werden sie in rechtlichen, politischen oder religiö-

sen Geschlechterordnungen wirkmächtig, besteht die Gefahr, dass indivi-

duelle Gegebenheiten und Bedürfnisse missachtet und Menschen, die den 

Das „Geschlecht“  
betrifft jeden Menschen  
existentiell. 
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vermeintlich aus der Natur abzulesenden oder durch den Willen Gottes vor-

gegebenen Ordnungsmustern nicht entsprechen (können oder wollen), aus-

geschlossen werden. 

 

Geschlechtsbezogene Emanzipationsbewegungen – Frauenbewegungen, 

Schwulen- und Lesbenbewegung, Kämpfe von Queer-, Inter- und Transmen-

schen um Anerkennung ihrer Personenrechte – haben in vielen modernen 

Gesellschaften Veränderungen der Rechtsordnungen und der gesellschaft-

lichen Beteiligungsmöglichkeiten errungen und neue Debatten und Aner-

kennungskämpfe provoziert. Die wissenschaftliche Erforschung der Zusam-

menhänge von Geschlechter-, Gesellschafts- und Wissensordnungen in den 

Gender Studies ist sowohl Ausdruck als auch Treiber dieser Entwicklungen. 

Insofern sie mit sozialen, kulturellen und religiösen Konflikten einherge-

hen, werden emanzipatorische Kräfte immer wieder zur Projektionsfläche für 

Abwehrkämpfe derer, die die Ordnung normativer Zweigeschlechtlichkeit 

gegen eine vermeintliche „Gender-Lobby“ zu verteidigen suchen. 

 

Im Vokabular der AfD gehören „Gender-Ideologie“, „Gender-Wahnsinn“, 

„Gender-Gaga“ und ähnliche Wortgebilde zum ideologischen Rüstzeug in 

diesem Abwehrkampf. Diese Stereotype bilden mit weiteren Feindbildern 

ein rhetorisches Bollwerk gegen Dynamiken, die überlieferte Erwartungen 

und Maßstäbe ohne Zweifel verunsichern. Erst durch gezielte Dämonisie-

rung entstehen aber jene Bedrohungsszenarien, gegen die die AfD „unsere 

traditionellen Werte“, „unsere nationale Kultur“ und das „christliche Abend-

land“ zu retten antritt.2 

 

 

 

Gender – (De-)Konstruktion eines Feindbildes 
 

Quer durch die programmatischen Positionierungen der Partei3 zieht sich die 

Behauptung, die „Gender-Ideologie“ leugne die biologischen Unterschiede 

zwischen Mann und Frau und das Geschlecht sei „nur“ ein soziales Kon-

strukt.4 Das Wörtchen „nur“ legt nahe, die erkenntnistheoretisch anspruchs-

vollen Theorien des Konstruktivismus, an denen sich auch die Genderfor-

schung bedient, böten eine Art Subtraktionsprinzip, das der Geschlechts-

„Natur“ die Würde nehme, der Geschlechtsidentität den Boden entziehe 

und das Geschlecht zu einer (jederzeit) veränderbaren Größe mache. Das 

ist eine hanebüchene Lesart des Antiessentialismus, der sich gegen eine 

unmittelbar normative Lesart der „Natur“ richtet und die philosophisch 

unhaltbare Ableitung sozialer Verhaltenserwartungen und moralischer Nor-

men aus biologischen Tatsachen zurückweist (siehe „Politik mit der Natur“). 

In der Unterstellung, damit würden das Geschlecht der völligen Beliebigkeit 

Geschlechtsbezogene 
Emanzipations- 

bewegungen haben 
schon viel bewirkt. 
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überantwortet und „die“ Geschlechterordnung schlechthin aufgelöst, liegt 

der Schlüssel zu dem Kampf, den u. a. die AfD mit ungebrochener Verve 

gegen die „Gender-Ideologie“ führt (siehe „Historischer und religiöser Kon-

text des Anti-Genderismus“). Diese Mission, die das Bedürfnis vieler Men-

schen nach Orientierung, verlässlicher Ordnung und stabilen Identitäten 

nutzt, arbeitet mit drei Standardvorwürfen: 

 
 
Marginalisierung der binären Geschlechterordnung 
 
Die Behauptung, die binäre Geschlechterordnung werde marginalisiert, wenn 

nicht aufgehoben, zielt sowohl auf die theoretischen Grundlagen als auch auf 

die politische und pädagogische Umsetzung von Anliegen der Geschlech-

tergerechtigkeit. Vor allem Gabriele Kuby5 und Birgit Kelle6 arbeiten publi-

zistisch an dem Mythos, Gender stelle die Wahl des Geschlechts in die völ-

lige subjektive Beliebigkeit. Die regelmäßigen Einlassungen u. a. von Frau 

von Storch7 basieren auf diesem ideologischen Grund.8 

 
 
Zerstörung der Familie 
 
Die Behauptung, Gender zerstöre „die Familie“, liegt aufgrund des ersten 

Vorwurfs nahe. Die AfD vertritt ein enges Bild der Kernfamilie von Vater, 

Mutter und mehreren Kindern mit patriarchaler geschlechtsspezifischer 

Arbeitsteilung.9 Dieses Bild wird irritiert, wenn der exklusive Geltungsan-

spruch normativer Zweigeschlechtlichkeit und die aus biologischen Gege-

benheiten abgeleitete normative Arbeitsteilung zwischen Männern und 

Frauen in Frage gestellt werden. Genderforschung und eine auf Geschlech-

tergerechtigkeit ausgerichtete Politik relativieren den Geltungsanspruch 

eines patriarchal-hierarchischen Familienbildes, aber richten sich nicht ge-

nerell gegen „die Familie“. Das Familienbild der AfD dient, verbunden mit 

einer „aktivierenden Familienpolitik“, zugleich dem ethno-nationalen Ziel, 

die Generativität von „deutschen“ Mittelschicht-Familien zu fördern.10 So 

verbindet die AfD Anti-Gender-Polemik und Familienpolitik mit der v. a. 

anti-migrantisch und anti-islamisch ausgerichteten Verteidigung einer „deut-

schen“ Identität. 

 
 
Indoktrinierende Sexualerziehung 
 
Der dritte Vorwurf richtet sich gegen eine indoktrinierende Sexualerzie-

hung, die angeblich die stabile geschlechtliche Identitätsbildung torpediere 

(„Frühsexualisierung“).11 Schon die Information über sexuelle Diversität in 

der Sexualpädagogik wird als schädlich für die „gesunde“ Entwicklung von 

Kindern und Jugendlichen zurückgewiesen; einer entsprechenden Ausrichtung 

der Lehrpläne wird die Absicht systematischer „Umerziehung“ unterstellt.12  
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Den genannten Vorwürfen entsprechen drei regelmäßig wiederholte politi-

sche Forderungen: 

 

∙ nationale wie europäische Forschungsmittel für Genderforschung zu 

streichen bzw. solche Forschung zu beenden, da sie generell ideologisch 

und deshalb unwissenschaftlich sei,13 
 
∙ Gender Mainstreaming14 und 
 
∙ „Gendern“ als ideologischen Eingriff in „unsere Sprache“ abzuschaffen;15 

(dieses Anliegen hat es nicht nur bis zu einem Aprilscherz der Partei 

(2020) gebracht,16 sondern treibt auch unfreiwillig komische Blüten).17 

 

 

Angesichts der skizzierten Beobachtungen ist die Funktion der Anti-Gender-

Polemik der AfD genauer zu analysieren. Darin lediglich die Verteidigung ei-

nes traditionellen (und oft religiös konnotierten) Familienmodells zu sehen, 

liegt auf den ersten Blick nahe. Gender erschiene dann als Identifikations-

angebot von christlichen Kreisen in der Partei für christliche Kreise in der 

Wählerschaft. Ginge es lediglich um die „Verteidigung der traditionellen 

Familie“, so ließe sich jedoch kaum erklären, wie eine fundamentalistische 

Christin wie Beatrix von Storch und eine Vertreterin der „wirtschaftslibera-

len“ Strömung wie Alice Weidel, die mit ihrer eigenen Person für ein nicht-

traditionelles Familienmodell steht, als Führungspersönlichkeiten in dersel-

ben Partei agieren können. Tatsächlich bedienen auch nicht nur von Storch 

und die „Christen in der AfD“ dieses Thema; auch Alice Weidel lässt sich 

seit Jahren zu „Gender-Ideologie“ und „Gender-Wahn“ aus.18 Der Anti-Gen-

derismus der AfD ist offensichtlich mehr als Klientelpolitik. 

 

Flügelkämpfe innerhalb der Partei entzünden sich gerade nicht am Thema 

Gender, das für die AfD (und andere rechtspopulistische Parteien in Eu-

ropa) auch deshalb so interessant ist, weil es sich dynamisch mit anderen 

Themen verknüpfen lässt und Differenzen überdeckt. Für eine eliten- und 

europafeindliche Klientel, wie sie von Alice Weidel und Jörg Meuthen be-

dient wird, steht es vor allem für die Verschwendung von Steuergeldern, die 

Alimentierung unbedeutender Minderheiten, staatliche Regulierungswut und 

Dogmatismus unter dem Deckmantel der Wissenschaft (Gender Studies). 

Eine religiös-fundamentalistisch geprägte Klientel, wie sie Beatrix von Storch 

bedient, betont Familie, Kinder und den Schutz des ungeborenen Lebens. 

Für eine völkisch-nationalistische Klientel, auf die Björn Höcke zielt, geht es 

um die Erhaltung des „deutschen Volkes“ als homogene ethnische Gruppe, 

die gleichermaßen durch „Gender-Ideologie“ und „Multikulti“ bedroht sei.19 

Das Gender-Feindbild kann also als Bindemittel zwischen den unterschied-

lichen Strömungen innerhalb der Partei fungieren.  

Für die AfD ist das 
Thema Gender 

besonders interessant. 
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Es wird effektiv und dynamisch mit anderen Feindbildern verknüpft. Der 

Anti-Genderismus der AfD richtet sich eindeutig nicht nur gegen trans- und 

intergeschlechtliche Menschen, sondern auch gegen gleichgeschlechtliche 

Partnerschaften und Ehen sowie Maßnahmen für die rechtliche Gleichstel-

lung von Frauen.20 Geht es um politisches Handeln in diesem Bereich, 

kommt vor allem die Eliten- und Europafeindlichkeit der AfD zum Tragen. 

Hier werden Argumentationsmuster bedient, die schon länger in antifemi-

nistischen Kreisen etabliert sind, etwa die Rede von Gender Mainstreaming 

als einer von der EU erfundenen und erzwungenen Maßnahme zur Umerzie-

hung der Bevölkerung – ein Bild, das u. a. von Gabriele Kuby und Birgit 

Kelle bedient wird.21 Es spielt auch eine wichtige Rolle im Widerstand vor 

allem osteuropäischer Staaten gegen die sogenannte Istanbul-Konvention, 

die häusliche Gewalt gegen Frauen ächtet und vor allem wegen ihrer relativ 

offenen Definition von Geschlecht in den Fokus des Anti-Gender-Aktivis-

mus geraten ist.22 

 

Wenn die AfD das Thema Migration und Flucht besetzen will, geriert sie sich 

gerne als Anwältin von Frauen und Schutzmacht von Homosexuellen gegen 

„Kulturfremde“ (vornehmlich Muslime), die in Deutschland gegenüber 

Frauen und Homosexuellen übergriffig werden. Vor allem die Kölner Silves-

ternacht 2015/16 wurde in diesem Zusammenhang von der AfD und anderen 

rechtspopulistischen und antifeministischen Stimmen weidlich ausgenutzt.23 

Die Verachtung, die die AfD ansonsten für frauen- und andere gleichstel-

lungspolitische Themen übrig hat, wird von ihr nicht im Widerspruch zur 

Parteinahme in diesen Fällen gesehen. Die Partei kann ihre antifeministi-

sche und anti-queere Haltung sogar rhetorisch stärken, indem sie Gewalt 

und Diskriminierung gegen Frauen und queere Menschen als „Importe“ 

deklariert, die ohne Migration für Deutschland überhaupt keine Relevanz 

hätten. Das ist zwar sachlich falsch, aber ideologisch effektiv, zumal sich 

die AfD auf reale Vorfälle berufen kann. 

 

 

 

Historischer und religiöser Kontext des Anti-Genderismus 
 

Wie bereits angedeutet, speist sich die aktuelle Bewegung gegen „Gender-

Ideologie“ aus unterschiedlichen Quellen. Sie hat deutliche Bezüge zu 

konservativen und fundamentalistischen religiösen Milieus, aus denen sie 

ursprünglich auch stammt. Sie greift aber unter dem Stichwort der Eliten-, 

Europa- und Globalisierungskritik auch Elemente des Widerstands gegen 

neoliberale Wirtschafts- und Gesellschaftsformen auf. Hier reklamiert die 

AfD für sich, für den sprichwörtlichen „kleinen Mann“ zu sprechen, der nicht 

nur wirtschaftlich und sozial abgehängt sei, sondern dessen Sorgen auch 

Die AfD instrumentalisiert  
Übergriffe auf Frauen  
oder Homosexuelle von  
„Kulturfremden“ zur  
politischen Agitation. 
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von progressiven („linksrotgrünen“) Eliten nicht ernst genommen würden. 

Schließlich verknüpfen auch völkisch-nationale Milieus ohne religiöse Be-

züge ihren Anti-Genderismus inhaltlich mit der Sorge um die (homogene) 

Volksgemeinschaft, die durch Familien- und Reproduktionsfeindlichkeit 

bedroht sei, und strategisch mit der Hoffnung, hierdurch Anschlussfähig-

keit in der „politischen Mitte“ zu gewinnen. 

 

Die Strategien der jeweiligen Strömungen und ihre inhaltlichen Bezüge zu 

Gender stehen in historischer Kontinuität zu antifeministischer Rhetorik und 

zu politischem Widerstand gegen die Emanzipation homosexueller Men-

schen. Zu diesen Themen konnten bereits in der Kaiser- und Zwischenkriegs-

zeit religiöse, nationalistische und bürgerliche Kreise zusammenfinden, die 

in je eigenen Varianten mit der „Widernatürlichkeit“ gleichgeschlechtlicher 

Partnerschaften oder der rechtlichen Gleichstellung von Frauen argumen-

tierten. Für die Nationalisten ging es vornehmlich um „Volksgesundheit“, 

für die Religiösen um die Schöpfungsordnung und für die Bürgerlichen um 

die gesellschaftliche Arbeitsteilung zwischen Männern und Frauen.24 Der 

Gegner stand und steht immer auf der gleichen Seite, egal ob sich der Hass 

über Schwule, Suffragetten oder „Genderisten“ ergießt. 

 

In Deutschland taucht Gender als Kampfbegriff der extremen Rechten erst-

mals in den späten 2000er- und den frühen 2010er-Jahren auf, als die 

extreme Rechte (damals vor allem in Gestalt der NPD) über das Lebens-

schutz-Anliegen den Schulterschluss mit kirchlichen Milieus suchte, der 

etwa bei dem „Marsch für das Leben“ und der „Demo für alle“ konkret voll-

zogen wurde.25 Es ist kein Zufall, dass Rechtsextreme hier an bestimmte 

kirchliche Milieus „andocken“ konnten. Im katholischen Kontext haben v. a. 

die letzten Päpste26 sowie die Römische Glaubenskongregation27 deutliche 

Akzente gesetzt.28 Offizielle kirchliche Positionierungen gegen emanzipa-

torische Anliegen und reproduktive Rechte von Frauen sowie gegen die 

rechtliche Gleichstellung nicht heterosexueller Paare wurden spätestens seit 

der Weltbevölkerungskonferenz in Kairo 1994 und der UN-Weltfrauenkon-

ferenz 1995 in Peking immer enger mit dem Begriff Gender verbunden.29 

Dort hatte der Begriff zu Spannungen v. a. zwischen „liberalen“ und konser-

vativen religiösen Kreisen geführt. Im Zuge dieser Entwicklungen bahnten 

sich Anti-Gender-Allianzen zwischen der katholischen Kirche, den orthodo-

xen Kirchen, fundamentalistischen Evangelikalen und muslimischen Organi-

sationen an. Die erste Welle des Anti-Genderismus ist mithin von christlichen 

und anderen religiösen Akteuren geprägt worden.30 

 

Die Integration dieses Feindbilds in rechtsextreme Weltbilder und rechtspo-

pulistische Politik nahm erst im vergangenen Jahrzehnt Fahrt auf, ging aber 

aus den analysierten Gründen relativ bruchlos vonstatten. Sie wurde durch 

Gender wird von den 
extremen Rechten als 
Kampfbegriff benutzt. 
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die Flexibilität des Feindbilds Gender befördert, das von seinen religiösen 

Ursprüngen abgelöst und in neue (z. B. stramm nationalistische) Kontexte 

versetzt werden konnte. Weder muss also Anti-Genderismus religiös moti-

viert sein noch führt Religiosität notwendig zum Anti-Genderismus. Dennoch 

ist es hilfreich, die religiösen Ursprünge des Anti-Genderismus im Blick zu 

behalten, denn sie können die politische Relevanz dieses Feindbildes erhellen. 

 

 

Politik mit der „Natur“ 
 

Letztlich geht es im Anti-Genderismus darum, Politik mit dem Naturbegriff 

zu machen, um eine bestimmte, als „natürlich“ konnotierte Ordnung zu be-

wahren. Alles, was als Ausfluss von „Gender“ gedeutet werden kann, wird 

damit gleichzeitig auch als „widernatürliche Politik“ gebrandmarkt. Zentral 

ist dabei nicht die inhaltliche Füllung des Naturbegriffs, sondern die Dyna-

mik, die er im öffentlichen Diskurs entfaltet: „Das Natürliche“ bedient Ord-

nungsbedürfnisse, indem es historische und soziale Kontingenz negiert und 

die Grundlagen der moralischen und politischen Ordnung menschlichem 

Wollen und menschlicher Kritik entzieht. Genau deshalb wird im Anti-Gen-

derismus der AfD immer wieder behauptet, „Gender-Ideologen“ leugneten 

biologische Tatsachen. Deren Streben wird dadurch als in gleichem Maße 

absurd wie gefährlich gekennzeichnet. Der Biologie als „Natur“ wird hier 

die Rolle der „Metaphysik“ zugeschrieben, sie liefert das unhintergehbare 

Fundament, die vorgeblich „harten Fakten“, die die Annahme sozialer Ge-

staltungsmöglichkeiten widerlegen sollen. 

 

Rechtspopulistische Kreise wie die AfD berufen sich in der Regel auf einen 

reduktiven Naturbegriff, der biologische Sachverhalte verkürzend oder so-

gar verfälschend darstellt. In religiösen Kontexten, etwa Äußerungen der 

Päpste, entspricht dem Biologismus eine essentialistische Überhöhung der 

„Natur“, mit der die zu verteidigende Ordnung kontingenten Einflüssen ent- 

zogen wird: Aus „natürlichen“ Gegebenheiten (z. B. der Gebärfähigkeit der 

Frau) wird auf das „Wesen“ (die Essenz) geschlossen (z. B. weil gebärfähig, 

ist „die Frau“ zur Mutterschaft „berufen“);31 mit unmittelbar normativen 

Konsequenzen. Aus den als Schöpfungsordnung gedeuteten „natürlichen“ 

Gegebenheiten spreche für jede Person erkennbar der Wille Gottes, der im 

menschlichen Handeln zu erfüllen sei. Abweichendes Verhalten (etwa au-

ßerhäusliche Erwerbstätigkeit in Konkurrenz zu der mütterlichen Berufung) 

erscheint dann als moralisch fragwürdig, birgt mindestens die Gefahr einer 

Versündigung gegen die göttliche Ordnung. Biologistische Geschlechter-

ordnung und essentialistisch gedeutete göttliche Schöpfungsordnung fun-

gieren mithin als normativer Rahmen dafür, wie Menschen ihr gesellschaft-

liches Leben gestalten sollten.  

Im Anti-Genderismus  
geht es darum,  
mit dem Naturbegriff  
Politik zu machen. 
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Nun kann man an dieser Stelle fragen, warum eine metaphysische Geschlech-

terordnung verfängt, wenn doch das kirchliche Angebot einer naturrecht-

lich-moralischen Ordnung der Dinge ansonsten immer weniger Zuspruch 

erfährt. Wieso ist es gerade die kirchliche Warnung vor der „Gender-Ideo-

logie“, die im rechten politischen Spektrum außerhalb der Kirche Zuspruch 

gefunden hat? 

 

Hier dürfte der Topos der „bedrohten Identität“ eine besondere Rolle spie-

len. Essentialistische Ordnungsangebote, ob auf religiösem oder säkularem 

Fundament, sind attraktiv, weil sie stabile Identitäten versprechen. Gender 

fungiert als Chiffre für ein anti-essentialistisches Denken, das diese Stabi-

lität in Frage stellt, und zwar sowohl bezüglich der Definition von Männ-

lichkeit und Weiblichkeit als auch bezüglich des Verhältnisses von Männern 

und Frauen zueinander in Familie und Partnerschaft. Schon diese Infrage-

stellung sorgt dafür, dass bestimmte Identitäten („echte Frauen“, „echte 

Männer“, „echte Familien“) als existentiell bedroht erscheinen. Mit Lorraine 

Daston könnte man sagen, die Chiffre Gender unterlaufe einen solchen meta-

physisch aufgeladenen Naturbegriff sogar dreifach: Sie beschwört „Monster“ 

herauf, die die „Ordnung [des spezifisch männlichen und weiblichen] ver-

letzen“, sorgt für „Ungleichgewichte, die die [Geschlechterordnung in der 

Gesellschaft] auf den Kopf stellen“ und steht für eine „Unbestimmtheit, die 

mit der Ordnung der Naturgesetze bricht“.32  

 

Ob sich diese Naturordnungen tatsächlich so und nicht anders aus der Bio-

logie ergeben, oder ob „die Gender-Ideologie“ solche Ordnungen wirklich 

ignoriert und untergräbt, ist unwichtig. Der Furor gegen Gender verfängt, 

weil er Furor ist: Er weckt die „Passionen gegen das Unnatürliche“. Und bei 

diesen Passionen geht es vor allem um moralische Empörung.33 

 

Im rechtspopulistischen Spektrum funktioniert ein solches auf Empörung 

gegründetes Angebot zum Thema Gender analog zu dem, was zum Thema 

nationale bzw. kulturelle Identität angeboten wird. Auch hier werden 

„deutsche Leitkultur“ oder „Heimat“ (und die Bezüge zu Christentum, Re-

naissance oder Antike, die sich daraus ergeben sollen) als metaphysische 

Begriffe angeboten, die stabile Identitäten in einer instabilen Welt verspre-

chen.34 Wo Instabilität manifest wird (etwa in der „Kölner Silvesternacht“), 

regen sich dann auch die „Passionen gegen das Unnatürliche“ (hier als Furor 

gegen eine desaströse „Willkommenskultur“ oder gar gegen eine angebliche 

„Umvolkung“). Auffällig ist, dass dieser Furor stets rückwärtsgewandt ist – 

die Wiederherstellung von Stabilität im populistischen Sinne ist immer mit 

einer mehr oder minder expliziten Rückkehr zu Vergangenem verbunden, 

aber nicht mit einem Blick in die Zukunft oder einer konstruktiven Einstel-

lung zu moralischem und gesellschaftlichem Wandel.  

Essentialistische 
Ordnungsangebote 

sind attraktiv, weil sie 
stabile Identitäten 

versprechen. 
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Fazit 
 

Hinter der ermüdenden Wiederholung der Anti-Gender-Stereotypen zeigen 

sich stabile ideologische Muster, die als Elemente einer politischen Program-

matik und des damit verbundenen Machtanspruchs ernst genommen wer-

den müssen. Sie nähren sich aus unterschiedlichen Quellen und adaptieren 

nicht zuletzt religiöse Muster der Abwehr anti-essentialistischer Kritik. Das 

Interesse an einer Stabilisierung bestimmter, exklusiv verstandener Ord-

nungsmuster arbeitet mit der Angst vor Destabilisierung von Identitäten 

und Gewissheiten, und macht mit der Beanspruchung der „Natur“ als ver-

meintlicher Quelle der verteidigten Ordnung einen Anspruch auf Wahrheit 

und Objektivität geltend. 

 

/// 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

1  Für eine soziologische und sozialethische Erstorientierung vgl. Meuser, Michael / 

Heimbach-Steins, Marianne: Art. Gender, in: Staatslexikon, Bd. 2, Freiburg i. Br., 

8. Aufl., 2018, S. 1079-1095. 

2  Vgl. Heimbach-Steins, Marianne u a.: Grundpositionen der Partei „Alternative für 

Deutschland“ und der Katholischen Soziallehre im Vergleich (ICS AP Nr. 8), Münster 

2017, v. a. S. 7-13, https://www.uni-muenster.de/imperia/md/content/fb2/c-syste 

matischetheologie/christlichesozialwissenschaften/heimbach-steins/ics-arbeitspa 

piere/ics_ap_8_afd_kathsl.pdf, Stand: 10.8.2020. 

3  Zur Analyse des Grundsatzprogramms der Partei (2016) sowie einer Reihe von Land-

tagswahlprogrammen zwischen 2014 und 2017 vgl. Heimbach-Steins u. a. 2017; zu-

sätzlich wurden für diesen Beitrag das Programm zur Wahl des Europäischen Parla- 

ments 2019 sowie die Wahlprogramme zu den Landtagswahlen 2019 in Thüringen, 

Brandenburg, Sachsen und zur Bürgerschaftswahl in Hamburg 2020 berücksichtigt. 

4  Vgl. z. B. AfD: Wahlprogramm zum Europäischen Parlament 2019, S. 73, 

https://www.afd.de/wp-content/uploads/sites/111/2019/03/AfD_Europawahlprogr 

amm_A5-hoch_web_150319.pdf, Stand: 7.8.2020. 

 

Anmerkungen 

 

Hinter der Wiederholung  
der Anti-Gender- 
Stereotypen zeigen sich  
ideologische Muster. 



M A R E N  B E H R E N S E N  /  M A R I A N N E  H E I M B A C H - S T E I N S  

62  |  A K T U E L L E  A N A L Y S E N  8 2  

 
5  Kuby, Gabriele: Die globale sexuelle Revolution, Kißlegg 2012; dies.: Gender. Eine 

neue Ideologie zerstört die Familie, Kißlegg, 4. Aufl., 2014. Zur Kritik ihres Ansatzes 

(und seiner Rezeption in katholischen Kreisen) vgl. u. a. Marschütz, Gerhard: Er-

staunlich schlecht − die katholische Gender-Kritik, in: : Gender − Theorie oder Ideolo-

gie?, hrsg. von Thomas Laubach, Freiburg 2017, S. 99-115; ders.: Schafbrief an den 

Hirten Andreas: Gender ist nicht des Teufels, http://www.feinschwarz.net/schaf 

brief-an-den-hirten-andreas-gender/, erstellt 7.4.2017, Stand: 7.8.2020. 

6  Kelle, Birgit: GenderGaga. Wie eine absurde Ideologie unseren Alltag erobern will, 

Asslar 2015; Kelle, Birgit: Noch normal? Das lässt sich gendern!, München 2020. 

7  Vgl. https://beatrixvonstorch.de/category/geschlechter/gender/, Stand:7.8.2020. 

8  Der Mythos der Abschaffung der Geschlechter bildet auch den Hintergrund der „klei-

nen Anfrage“ der AfD-Fraktion des Deutschen Bundestags „Kosten und Umsetzung 

Drittes Geschlecht“ in: Deutscher Bundestag, Drucksache 19/8716 vom März 2019 

zur Umsetzung des BVerfG-Urteils vom November 2017. Darin wird die Reform des 

Personenstandsrechts als Schritt zur Auflösung der Geschlechterordnung gedeutet 

und deren Legitimität in Frage gestellt: Kritisiert wird eine politische „Überbeto-

nung der sexuellen Identität“; zudem wird insinuiert: Erforderliche Maßnahmen zur 

gesellschaftlichen Umsetzung sind (zu) teuer und (zu) kompliziert, v. a. wenn und 

weil es vermutlich um eine kleine sexuelle Minderheit geht. 

9  Vgl. u. a. AfD: Programm für Deutschland. Das Grundsatzprogramm der AfD, 2016, 

S. 40-42, https://www.afd.de/grundsatzprogramm/, Stand: 7.8.2020. 

10  Vgl. u. a. AfD: Landtagswahlprogramm für Brandenburg 2019, S. 10, https://afd- 

brandenburg.de/programm-3/landtagswahlprogramm-2019/, Stand: 7.8.2020; an 

der ausgrenzenden, bevölkerungspolitischen Abzweckung der Familienpolitik endet 

die zuweilen behauptete Nähe zu einem christlich-katholischen Familienbild, diese 

Intention ist mit christlichem Ethos nicht zu vereinbaren, vgl. Heimbach-Steins u. a.: 

Grundpositionen der Partei, S. 17-19; Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz: 

Dem Populismus widerstehen. Arbeitshilfe zum kirchlichen Umgang mit rechtspopu-

listischen Tendenzen (AH 305), Bonn 2019, S. 52 f. 

11  Vgl. u. a. AfD: Grundsatzprogramm, S. 54 f (wörtliche Zitate S. 55); vgl. auch AfD: 

Programm zur Wahl des Europäischen Parlaments 2019, S. 73 f; AfD: Meine Heimat, 

mein Thüringen. Wahlprogramm der Alternative für Deutschland für die Landtagswahl 

in Thüringen 2019, S. 23, S. 30, https://afd-thl.de/meine-heimat-mein-thueringen/, 

Stand: 7.8.2020. 

12  AfD: Programm für Deutschland. Das Grundsatzprogramm der AfD, 2016, S. 109, 

https://www.afd.de/grundsatzprogramm/, Stand: 7.8.2020. 

13  AfD: Wahlprogramm zur Wahl des Europäischen Parlaments, 2019, S. 66, S. 74; AfD: 

Landtagswahlprogramm für Brandenburg 2019, S. 46. 

 



K A M P F P L A T Z  G E N D E R  

A K T U E L L E  A N A L Y S E N  8 2   |  63 

 
14  Vgl. z. B. AfD: Programm zur Bürgerschaftswahl in Hamburg, 2020, S. 27, S. 35 f., 

https://afd-hamburg.de/wahlprogramm/, Stand: 7.8.2020.  

15  Vgl. u. a. AfD: Landtagswahlprogramm für Brandenburg 2019, S. 37, https://afd- 

brandenburg.de/programm-3/landtagswahlprogramm-2019/ Stand: 7.8.2020. 

16  Afdkompakt: Es darf gegendert werden, https://afdkompakt.de/2020/04/01/afd-

jetzt-auch-geschlechtergerecht/, Stand: 4.8.2020. 

17  Der Verkehrsexperte und das Fahrspurende, Tagesschau am 28.7.2020, 

https://www.tagesschau.de/schlusslicht/fahrspurende-101.html, Stand: 4.8.2020. 

18  In einem Artikel für den AfD-Landesverband Thüringen, der Ende März veröffentlicht 

wurde, schrieb sie mit Bezug auf die zu erwartenden wirtschaftlichen Einschnitte in 

der Corona-Krise: „Kostspielige und fragwürdige gesellschaftspolitische Experi-

mente wie die exzessive Förderung von Gender-Ideologie und anderer linker Klientel-

politik werden wir uns künftig ebenfalls nicht mehr leisten können.“ Weidel, Alice: 

Die Lehren aus der Corona-Krise. Ein Kommentar, https://www.afd-thueringen.de/ 

thuringen-2/2020/03/alice-weidel-die-lehren-aus-der-corona-krise-ein-kommentar/,  

Stand: 4.8.2020. In einem Beitrag für die Homepage der Bundespartei aus dem 

März 2019 schrieb sie über die „sogenannte gendergerechte Sprache“ als Orwell-

Projekt, https://www.afd.de/alice-weidel-die-sogenannte-gendergerechte-sprache- 

ist-ein-orwell-projekt/, Stand: 4.8.2020. 

19  Vgl. Landtagswahlprogramm der AfD für Brandenburg 2019, S. 76, S. 78, es prangert 

in einem Atemzug die Verschwendung von Steuermitteln für Projekte mit ideologi-

schen Zielen wie „Kampf gegen rechts, Genderwahn, Vielfalt und Migration“ an. 

20  Im Wahlprogramm der AfD für die Hamburger Bürgerschaft vom Februar 2020 hieß 

es z. B.: „Wir lehnen daher Bestrebungen ab, diese Ideologie durch Instrumente wie 

Gender-Studies, Quotenregelungen z. B. für Frauen, Aktionen wie den ‚Equal Pay Day‘ 

oder ‚geschlechtsneutrale Sprache‘ umzusetzen.“ Gleichzeitig wird betont, dass 

man die Gleichberechtigung der Geschlechter „nachdrücklich befürworte“, AfD: Pro-

gramm der AfD zur Bürgerschaftswahl in Hamburg, 2020, S. 35 f., https://afd-ham 

burg.de/wahlprogramm/ Stand:7.8.2020. 

21  Vgl. Kuby, Gabriele: Auf dem Weg zum neuen Gender-Menschen. Verstaatlichung 

der Erziehung, Kißlegg 2007; und das von Birgit Kelle verfasste Bischofswort von 

Vitus Huonder zum Tag der Menschenrechte 2017, https://www.suedostschweiz.ch/ 

sites/default/files/Wort-des-Bischofs-Tag-der-Menschenrechte-2017.pdf, Stand: 

7.8.2020. 

22  Im Juli 2020 hat Polen in diesem Zusammenhang Aufmerksamkeit erregt, da die 

Regierung nach der Präsidentschaftswahl ankündigte, aus der Istanbul-Konvention 

auszutreten. Zum bulgarischen Widerstand gegen die Istanbul-Konvention und dessen 

Beziehung zum Genderbegriff siehe Behrensen, Maren / Stanoeva, Elitza: Hypo- 
 



M A R E N  B E H R E N S E N  /  M A R I A N N E  H E I M B A C H - S T E I N S  

64  |  A K T U E L L E  A N A L Y S E N  8 2  

 

chondriac Identities. Gender and Nationalism in Bulgaria and Germany, in: Gender − 

Nation − Religion. Ein internationaler Vergleich von Akteursstrategien und Diskurs-

verflechtungen, hrsg. von Maren Behrensen, Marianne Heimbach-Steins und Linda 

E. Hennig, Frankfurt / New York 2019, S. 147-188. Zu weiteren Beispielen aus (Ost-) 

Europa siehe die Beiträge in: Anti-Gender Campaigns in Europe. Mobilizing Against 

Equality, hrsg. von Roman Kuhar und David Paternotte, London 2017. 

23  Die Bedeutung der „Kölner Silvesternacht“ in diesem Zusammenhang ist ausführlich 

analysiert worden von Hark, Sabine / Villa, Paula-Irene: Unterscheiden und Herr-

schen. Ein Essay zu den ambivalenten Verflechtungen von Rassismus, Sexismus und 

Feminismus in der Gegenwart, Bielefeld 2017. 

24  Vgl. Schmicke, Imke: Frauenfeindlich, sexistisch, antifeministisch? Begriffe und Phä-

nomene bis zum aktuellen Antifeminismus, hrsg. von Bundeszentrale für politische 

Bildung, Bonn 2018, https://www.bpb.de/apuz/267942/frauenfeindlich-sexistisch- 

antifeministisch-begriffe-und-phaenomene-bis-zum-aktuellen-antigenderismus?p= 

all, Stand: 4.8.2020. 

25  Vgl. Lang, Juliane: Familie und Vaterland in der Krise, in: Anti-Genderismus. Sexua-

lität und Geschlecht als Schauplätze aktueller politischer Auseinandersetzungen, 

hrsg. von Sabine Hark und Paula-Irene Villa, Bielefeld 2015, S. 167-181; Kemper, 

Andreas: Antiemanzipatorische Netzwerke und die Geschlechter- und Familienpoli-

tik der Alternative für Deutschland, in: Die Alternative für Deutschland, hrsg. von 

Alexander Häusler, Berlin / Heidelberg 2016, S. 81-97; Kemper, Andreas: Aktivitäten 

gegen den „Gender-Wahn“, hrsg. vom Informations- und Dokumentationszentrum 

für Antirassismusarbeit e. V, Düsseldorf 2018, https://www.vielfalt-mediathek.de/ 

mediathek/6471/aktivit-ten-gegen-den-gender-wahn.html, Stand: 4.8.2020. 

26  Vgl. u. a. Johannes Paul II. (1988): Mulieris dignitatem. Apostolisches Schreiben 

über die Würde und Berufung der Frau anlässlich des Marianischen Jahres, 

http://www.vatican.va/content/john-paul-ii/de/apost_letters/1988/documents/hf_ 

jp-ii_apl_19880815_mulieris-dignitatem.html, Stand: 21.9.2020; Benedikt XVI.: 

Ansprache beim Weihnachtsempfang für das Kardinalskollegium, die Mitglieder der 

Römischen Kurie und der Päpstlichen Familie, 21.12.2012, http://www.vatican.va/ 

content/benedict-xvi/de/speeches/2012/december/documents/hf_ben-xvi_spe_201 

21221_auguri-curia.html, Stand: 21.9.2020; Franziskus: Nachsynodales Schreiben 

Amoris laetitia, Nr. 56, 2016, http://www.vatican.va/content/francesco/de/apost_ 

exhortations/documents/papa-francesco_esortazione-ap_20160319_amoris-laetitia. 

html, Stand: 21.9.2020. 

27  Vgl. u. a. Kongregation für die Glaubenslehre, Schreiben an die Bischöfe der Katho-

lischen Kirche über die Zusammenarbeit von Mann und Frau in der Kirche und in der 

Welt, 31.7.2004, https://www.vatican.va/roman_curia/congregations/cfaith/docu 

ments/rc_con_cfaith_doc_20040731_collaboration_ge.html, Stand: 20.9.2020. 

 



K A M P F P L A T Z  G E N D E R  

A K T U E L L E  A N A L Y S E N  8 2   |  65 

 
28  Im Interview mit Vittorio Messori spricht Joseph Ratzinger selbst über seine Vorbe-

halte gegen die Einführung des Transsexuellengesetzes (TSG) und den gesellschaft-

lichen und rechtlichen Anerkennungskampf homosexueller Menschen, in denen er 

eine moralzersetzende Auswirkung eines radikalen Feminismus gesehen habe, vgl. 

hierzu Ratzinger, Joseph mit Vittorio Messori: Zur Lage des Glaubens, Teil A, in: Im 

Gespräch mit der Zeit, Erster Teilband von Bd. 13 der Gesammelten Schriften, hrsg. 

von Gerhard Ludwig Müller, Freiburg i. Br. 2016, S. 32-204. Damit führt er eine Linie 

der päpstlichen Morallehre der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts weiter, die 

Frauen-Emanzipationsanliegen als Widersetzlichkeit gegen die göttliche Schöpfungs-

ordnung verurteilte; vgl. hierzu Heimbach-Steins, Marianne: „…nicht mehr Mann und 

Frau“. Sozialethische Studien zu Geschlechterverhältnis und Geschlechtergerech-

tigkeit, Regensburg 2009, S. 24-39. 

29  Ein wichtiger Player dieser Auseinandersetzung in der katholischen Kirche war der 

päpstliche Rat für die Familie, der u. a. mit dem von ihm hrsg. „Lexikon Familie“ 

(dt. Ausgabe Paderborn 2007) versuchte, eine Anti-Gender-Agenda zu setzen, eine 

entsprechende Sprachpolitik zu treiben und die als „Agenten“ der Gender-Agenda 

identifizierten Unterorganisationen der Vereinten Nationen gezielt zu diskreditieren, 

vgl. hierzu Heimbach-Steins: „…nicht mehr Mann und Frau“, S.  283-286. 

30  Die Entwicklung des katholischen Anti-Genderismus wird nachgezeichnet und ana-

lysiert in Behrensen, Maren: Eine philosophische Auseinandersetzung mit der ka-

tholischen Genderkritik. Zur Genealogie und Rezeption eines umstrittenen Begriffs, 

ICS-Arbeitspapiere Nr. 13, Münster 2020, https://www.uni-muenster.de/imperia/ 

md/content/fb2/c-systematischetheologie/christlichesozialwissenschaften/heim 

bach-steins/ics-arbeitspapiere/apgenderdokument_final.pdf , Stand: 4.8.2020. Zu 

Gender-Debatten in den evangelischen Kirchen siehe Thiessen, Barbara: Gender 

Trouble evangelisch. Analyse und Standortbestimmung, in: Anti-Genderismus. Sexua-

lität und Geschlecht als Schauplätze aktueller politischer Auseinandersetzungen, 

hrsg. von Sabine Hark und Paula-Irene Villa, Bielefeld 2015, S. 149-166. 

31  Vgl. zu den entsprechenden Traditionslinien in päpstlichen Texten des 20. Jahrhun-

derts Heimbach-Steins: „…nicht mehr Mann und Frau“, Regensburg 2009, S. 11-51 

und S. 163-177. 

32  Daston, Lorraine: Against Nature, Cambridge / Mass. 2019, S. 33 (Übersetzung M. 

Behrensen). 

33  Lorraine Daston hat in ihrem Essay „Against Nature“ ein ganzes Kapitel diesen „pas-

sions of the unnatural“ gewidmet, S. 33-43. 

34  Siehe hierzu exemplarisch Abschnitt 7.2 aus dem Grundsatzprogramm der AfD: 

„Deutsche Leitkultur statt Multikulturalismus“, in: Programm für Deutschland. Das 

Grundsatzprogramm der AfD, 2016, S. 92, https://www.afd.de/grundsatzprogramm/, 

Stand: 7.8.2020. 



    

66  |  A K T U E L L E  A N A L Y S E N  8 2   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Astrid Séville 

ist promovierte Politikwissenschaftlerin und Akademische Rätin  

auf Zeit am Lehrstuhl für Politische Theorie des  

Geschwister-Scholl-Instituts für Politikwissenschaft an der  

Ludwig-Maximilians-Universität München. 

 

 

 

 



A K T U E L L E  A N A L Y S E N  8 2   |  67 

Astrid Séville 

 
 
 
 
 
 
 
///  Vom Sagbaren zum Machbaren 
 

Rechtspopulistische Sprache 
und Gewalt 
 
Der Mord am Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübcke im Juni 

2019 hat eines in Erinnerung gerufen:1 Inmitten der deutschen Gesell-
schaft haben sich rechtsextreme Gewalttäter radikalisiert, und ihre Netz-
werke funktionieren. Entgegen der öffentlichen Wahrnehmung blickt die 

Bundesrepublik auf eine kontinuierliche Geschichte rechtsterroristischer 
Gewalt zurück, deren Anfänge die Extremismus- und Terrorismusfor-
schung bis in die 1970er-Jahre verfolgt.2 

 
 
 
Einführung 
 
Die Selbstenttarnung des „Nationalsozialistischen Untergrundes“ (NSU) 
2011 sowie die graduelle Radikalisierung der AfD haben eine Diskussion zum 
einen über Strukturen, Merkmale und Unterschiede von Rechtsradikalismus, 
Rechtsextremismus und Rechtspopulismus, zum anderen über ein politi-
sches Klima ausgelöst, das rechter Gewalt zuträglich sein kann. 
 
Im Raum steht dabei die These, der öffentliche Diskurs zeichne sich heute 
durch sprachliche Verrohung, Brutalisierung, Enthemmung und eine politi-
sche Verschiebung nach rechts aus. Als beispielhaft für den Wandel politi-
scher Gesprächs- und Streitkultur ließe sich ein Urteil des Berliner Landge-
richts anführen, das im September 2019 entschied, die Grünen-Politikerin 
Renate Künast dürfe durchaus als „Geisteskranke“ und zu entsorgender 
„Sondermüll“ bezeichnet werden. Diese und weitere vulgäre Hasskommen- 

Ein spezielles politisches 
Klima kann rechter  
Gewalt zuträglich sein. 
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tare im Internet seien als sachbezogene Meinungsäußerungen hinzunehmen. 
Das Urteil wurde sofort skandalisiert, da es die juristische Grenzziehung 
zwischen Meinungsäußerung und Schmähkritik verwische und einer „Ver-
wahrlosung“, ja einem Verlust an „Anstand“ Ausdruck verleihe.3 Als weite-
res Symptom einer solchen Verwahrlosung lässt sich an ähnlich gelagerte, 
vielzitierte „Entgleisungen“ erinnern: Der Bundessprecher und heutige Frak-
tionsvorsitzende der AfD, Alexander Gauland, erklärte 2017 als Spitzenkan-
didat seiner Partei im Bundestagswahlkampf, man solle die Staatsministerin 
Aydan Özogŭz „in Anatolien entsorgen“4, und seine Parteikollegin Alice 
Weidel sprach im Mai 2018 im Deutschen Bundestag von „Kopftuchmädchen, 
alimentierten Messermännern und sonstigen Taugenichtsen“5. Wie lässt 
sich dieser verbale Furor erklären? 
 
Gauland selbst gab als Devise seiner Partei an, „die Grenzen des Sagbaren 
auszuweiten“6. Seine Losung macht klar, dass Rechtspopulistinnen und 
Rechtspopulisten weniger um politische Gestaltung durch Regierungsbe-
teiligung als um Aufmerksamkeit und Deutungshoheit im gesellschaftlichen 
und politischen Raum kämpfen. Im Sinne der Hegemonietheorie des mar-
xistischen Philosophen Antonio Gramsci ist es das Ziel, durch Präsenz in 
der öffentlichen Debatte, das heißt in liberaldemokratisch-bürgerlichen 
(Leit-)Medien ebenso wie in den Nischen des Internets – in sozialen Medien, 
in Chatrooms und in Gruppenchats –, den Diskurs zu prägen, zu verschie-
ben und Agenda-Setting zu betreiben. Dabei nutzt die AfD das dysfunktionale 
Verhältnis von Medien und Medienöffentlichkeit für ihre Mobilisierungs-
strategie aus: Die Partei will eine Normalisierung durch Enttabuisierung 
erwirken,7 denn Political Correctness grenze den Raum des politisch sank-
tionsfrei Sagbaren ein. „Political Correctness“ dient dabei als Kampfbegriff, 
um jegliche Bemühungen zu diskreditieren, eine Sensibilität gegenüber mar-
ginalisierten gesellschaftlichen Gruppen sowie ein größeres Bewusstsein für 
Diskriminierung anzuerkennen und sprachliche Routinen zu durchbrechen. 
 
Es herrscht also eine bemerkenswerte Gleichzeitigkeit: Auf der einen Seite 
wird dem „Establishment“ und dem „Mainstream“ vorgeworfen, den Bürge-
rinnen und Bürgern eine politisch motivierte Sprach- und Affektkontrolle 
zuzumuten – eine „Meinungsdiktatur“ zu errichten, gegen die sich Wider-
stand rege. Auf der anderen Seite stehen jene, die eine Verrohung des Dis-
kurses konstatieren und die Normalisierung des vorher Unsagbaren und 
politisch Verfemten anprangern. Tatsächlich führt die These einer einge-
schränkten Meinungsfreiheit in die Irre; eine seit Jahren in digitalen (Halb-) 
Öffentlichkeiten wie auf Facebook beobachtbare Brutalisierung der Sprache 
und ein lang gärender Hass sind in den öffentlichen Raum und in Parla-
mente eingezogen. Rassismus, Antisemitismus, Antifeminismus, Elitenhass, 
Antiparlamentarismus und vielfältige Ressentiments sind deutlich sicht- 

Die AfD will die 
Grenzen des Sagbaren 

ausweiten. 
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und hörbar. Wir haben es mit einer Rhetorik gesellschaftlicher Polarisie-
rung und Aufstachelung zu tun. 
 
Auf dem jährlichen Kyffhäusertreffen 2018 der AfD erklärte Gauland etwa: 
„Die Bundesregierung will, dass wir für die Einwanderer arbeiten, damit die 
in Ruhe Kinder in die Welt setzen und den Bevölkerungsaustausch vollen-
den können.“8 Dieses Zitat verdeutlicht, dass wir nicht nur über provokante 
Wortwahl, Tabubrüche und Stilmittel rechtspopulistischer Rhetorik disku-
tieren müssen, sondern auch über zugrundeliegende Deutungsmuster, Er-
zählungen, Weltanschauungen und programmatische Ansichten. Im besten 
Fall müssen Sprach- und Ideologieanalyse miteinander verschränkt werden, 
damit es gelingt, das Programm und das Gedankengut hinter oftmals stra-
tegisch ambivalenten, doppelbödigen Formulierungen und rhetorischen 
Manövern aufzudecken. Um das Verhältnis vom Sagbaren und Machbaren, 
von Sprache, Gesinnung und Gewalt im rechtspopulistischen und rechts-
extremen Feld auszuleuchten, lassen sich Schlagwörter und Narrative her-
ausarbeiten, die gewaltbereiten Bürgerinnen und Bürgern zur Legitimierung 
der eigenen Ansichten und Taten dienen können. 
 
 
 
Vom Wort zur Tat? 
 
Der Blick auf das Verhältnis von Sprache, rechtspopulistischer Politik und 
Rechtsterrorismus darf nicht dazu verleiten, einfache kausale und lineare 
Ketten vom gesprochenen Wort zur politisch motivierten Tat zu konstruie-
ren und zu argumentieren, die Verwendung bestimmter Formulierungen 
führe zu physischer Gewalt. Allenthalben wurde nach dem Mord an Walter 
Lübcke im Juni 2019 und nach dem Anschlag in Halle an der Saale im Okto-
ber 2019, bei dem zwei Menschen ermordet wurden, der Vorwurf erhoben, in 
Deutschland bereite die scharfe Rhetorik der AfD den Boden für Rechtster-
rorismus. Zeichnet sich der gegenwärtige Rechtspopulismus generell durch 
eine Strategie der Provokation, der Grenzüberschreitung und anschließen-
den Relativierung aus, bedarf es doch eines bestimmten soziomoralischen 
Nährbodens der Radikalität und Kompromisslosigkeit, auf den eine solche 
Strategie fallen muss, um zur Legitimationsgrundlage für Gewalt zu werden. 
 
Bürgerkriegsfantasien, Gewaltaufrufe und Verschwörungstheorien animieren 
und motivieren erst dann zu politischem Handeln, wenn sie von Akteurinnen 
und Akteuren mit einer radikalen beziehungsweise fundamentalistischen 
Ideologie angeeignet und genutzt werden, die sich in einer Gemeinschaft 
mit Gleichgesinnten wähnen und organisieren. Es gilt sowohl die zugrun-
deliegenden Gesinnungen und die Strukturen hinter Taten ins Blickfeld zu 

Das gesprochene Wort  
führt nicht automatisch zur  
politisch motivierten Tat. 
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rücken als auch zu fragen, welche Parolen und Verschwörungstheorien als 
Trigger und Rechtfertigung fungieren. Muster politischer Radikalisierung 
sind oft beschrieben worden.9 
 
Für den Zusammenhang von rechtsextremen Einstellungen und Gewaltbe-
reitschaft ist vor allem relevant, inwiefern jemand folgende Auffassungen 
teilt und als Handlungsaufforderung begreift: 
 
∙ eine geschichtsrevisionistische Relativierung, wenn nicht Glorifizierung 

des Nationalsozialismus, 
 
∙ ein aggressiver Nationalismus mit einem ethnisch gewendeten, antiplu-

ralistischen Volksbegriff, 
 
∙ sowie ein politischer Autoritarismus, der Gewalt als legitim begreift und 

die Ordnung der liberalen Demokratie, Gewaltenteilung und Verfassungs-
staatlichkeit ablehnt. 

 
Zudem kann die Vorstellung einer grundlegenden Ungleichwertigkeit von 
Menschen und Kulturen zu einem Überlegenheitsdenken, einem Kult der 
eigenen Selbstüberhöhung führen, der einer verbalen, affektiven und poli-
tischen Enthemmung zuträglich ist und Diskriminierung aufgrund verschie-
dener Merkmale wie Herkunft, Hautfarbe oder sexueller Orientierung recht-
fertigt. Wann und unter welchen Bedingungen aus ideologisch motivierter 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit und autoritärem Nationalismus 
die Bereitschaft zu politischen Taten erwächst, lässt sich zwar durch Sicher-
heitsbehörden beobachten und wissenschaftlich erforschen, ist aber letztlich 
kontingent, also nicht durch allgemeingültige Voraussagen bestimmbar. 
 
Statt also eine kausale Beziehung von Gesagtem zu Gemachtem, das heißt 
hier von verbalen Tabubrüchen politischer Akteure zu rechtsterroristischen 
Taten herzustellen, lässt sich mit einer Diskursanalyse nach dem komplexen 
Zusammenhang von autoritären, nationalistischen Politikvorstellungen bei 
Rechtspopulisten und der Gefahr rechtsterroristischer Gewalt fragen. Der 
Begriff des „Diskurses“ ist hier insofern hilfreich, als sich mit ihm untersu-
chen lässt, inwiefern Akteure mit ihren (durchaus auch spontan) gewählten 
sprachlichen Mustern, Deutungen und Formulierungen auf bestimmte Kon-
texte, Diskussionszusammenhänge oder Referenzpunkte verweisen. So 
verstanden stellt ein Diskurs Repertoires und ideelle Ressourcen in Form 
von mobilisierbaren Narrativen und Vorverständnissen bereit; er prägt 
Sinnstiftungs- oder Interpretationsmuster, die Problemwahrnehmungen und 
schlussendlich politische Zielsetzungen, Interessen, Werte und Normen 
von Akteuren formen.10 Kurz gesagt: Diskurse strukturieren Kommunikation 
und Entscheidungen vor – sie liefern Deutungsrahmen (frames) und formen 
den Raum des Sag- und Machbaren.  

Eine Diskursanalyse 
ist hilfreich, um 

komplexe Zusammen- 
hänge zu erfragen. 
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Eine Framing-Analyse zu betreiben, bedeutet zu untersuchen, inwiefern 
Akteure „bestimmte Aspekte einer wahrgenommenen Realität herausgreifen 
und in ihrer Kommunikation unterstreichen, um eine bestimmte Problem-
definition, Kausalinterpretation, moralische Bewertung und/oder Hand-
lungsempfehlung voranzutreiben“11. Dementsprechend lassen sich spontane 
und vorgeblich unüberlegte Aussagen von Rechtspopulisten und rechtsra-
dikalen Akteuren untersuchen und herausarbeiten, inwiefern diese ihre 
Kommunikation mittels Vorstellungen beziehungsweise Konzepten framen, 
also in Diskurse einbetten, die sie für adäquat und zutreffend halten. Mit-
hilfe der Diskursanalyse lassen sich das Wechselspiel von Ideologie und 
Sprache in den Blick nehmen und exemplarisch wirkmächtige Narrative, 
Topoi und Semantiken im Denken der Neuen Rechten benennen. 
 
 
 
Deutungsmuster und Legitimationsnarrative für  
rechtsextreme Gewalt 
 
 
„Der Große Austausch“ 

 
Eine der wirkmächtigsten Erzählungen für den heutigen Rechtspopulismus 
und Rechtsextremismus ist die des „großen Austauschs“. Der französische 
Publizist Renaud Camus formulierte 2010 die These eines von Eliten ge-
steuerten „Bevölkerungsaustauschs“12. Gemäß dieser Verschwörungstheorie 
wird in Europa die weiße, christliche Mehrheitsgesellschaft durch muslimi-
sche Bevölkerungsgruppen beziehungsweise in den USA durch lateiname-
rikanische Einwanderer abgelöst. „Gebärungsunwillige“ sowie allgemein 
emanzipierte Frauen und Feministinnen gelten als Totengräberinnen west-
licher Zivilisation. Politikerinnen und Politiker komplettierten zudem den 
demografischen Wandel mit einer neuen, biopolitisch motivierten Einwan-
derungspolitik; geburtenstarke Migrantenkohorten führten den von Eliten 
forcierten „Untergang des Abendlandes“ herbei. 
 
Nun könnte man den eschatologischen Tenor dieser Verschwörungstheorie 
als irrationales Rauschen im Diskurs abtun. Doch die „Sorge“ um ethnische, 
das heißt hier weiße Identität treibt auch Wissenschaftlerinnen und Wissen- 
schaftler um. Eric Kaufmann, Politikprofessor in London, publizierte 2018 
mit „Whiteshift: Populism, Immigration, and the Future of White Majorities“ 
ein viel beachtetes und durchaus gelobtes Werk, in dem er die These eines 
ethnischen Selbstinteresses vertritt, das mit Rassismus nicht deckungs-
gleich sei.13 Ein identitäres Interesse an der eigenen Kultur und „Ethnie“, das 
Bevölkerungspolitik und Abgrenzung als politisches Motiv rehabilitieren 
will, gilt als sagbare Position.  

Feministinnen gelten  
als Totengräberinnen  
westlicher Zivilisation. 
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In den USA verunglimpft Präsident Donald Trump derweil Migrantinnen und 
Migranten als „Invasoren“, als „Verbrecher“, deren Zuzug orchestriert sei, und 
redet der Bewegung der White Supremacists das Wort. Hierzulande wandte 
sich Gauland im Juni 2016 auf dem Marktplatz von Elsterwerda gegen den 
„Versuch [...] das deutsche Volk allmählich zu ersetzen durch eine aus allen 
Teilen der Erde herbeigekommene Bevölkerung“14. Und der Fraktionsvor-
sitzende der AfD im Thüringer Landtag, Björn Höcke, deklamierte 2017 in 
Dresden: „Unser liebes Volk ist im Inneren tief gespalten und durch Gebur-
tenrückgang sowie Masseneinwanderung erstmals in seiner Existenz tat-
sächlich elementar bedroht.“ Höcke beschuldigte ebenda die Funktionseliten 
des Landes: Sie „lösen unser liebes deutsches Vaterland auf“, und ver-
sprach: „Wir werden uns unser Deutschland Stück für Stück zurückholen.“15 
 
Manche deuten derlei Verlautbarungen und die entsprechende Literatur als 
Angebot einer Rationalisierung eigener Affekte und Ressentiments. Tatsäch-
lich dienen derartige Thesen der Rechtfertigung des eigenen Opfergangs, 
der rechtsradikalen Kollektivorganisation und damit der politischen Wer-
bung. Sie liefern einen politischen Bezugsrahmen, eine kollektive Erzäh-
lung für die Idee einer Schicksalsgemeinschaft, die es notfalls mit Gewalt zu 
verteidigen gelte. So erscheinen die eigene Verunsicherung und der eigene 
Hass satisfaktionsfähig, das Ressentiment anschlussfähig. Die Versprachli-
chung rechtsradikaler und rechtsextremer Gesinnung durch Abgeordnete, 
durch politische und öffentliche Akteure droht, Ressentiments, Brutalität 
und Verrohung zu legitimieren. 
 
Dies hat Folgen: Sowohl der Attentäter von Christchurch, der im März 2019 
in zwei Moscheen der neuseeländischen Stadt 51 Menschen ermordete, und 
der Attentäter im texanischen El Paso, der im August 2019 gezielt mexika-
nische Besucherinnen und Besucher eines Einkaufszentrums erschoss, als 
auch der zweite Beschuldigte im Mordfall Lübcke bezogen sich nachweislich 
auf die vermeintliche Gefahr einer „Invasion“ von Migranten und Flüchtlin-
gen und die These des „Bevölkerungsaustauschs“.16 
 
Was macht nun diese sagbare Verschwörungstheorie des Bevölkerungsaus-
tauschs zu einem Legitimationsnarrativ für machbare rechtsextreme Gewalt? 
Zum einen wird eine Elitenverschwörung gegen „das Volk“ unterstellt. Die-
ses werde ausgelöscht, seiner Identität, Kultur, Traditionen und Geschichte 
beraubt, sodass Gewalt als Gegengewalt eines vermeintlichen Opfers, ja als 
existenzielle Kollektivnotwehr gegen den „Volksverrat der Eliten“ und gegen 
eine „Invasion“ gerechtfertigt erscheint. Kriegsmetaphorik, Selbstviktimi-
sierung und heroische Pose eines quasi-märtyrerischen Rechtspopulismus 
und Rechtsterrorismus gehen Hand in Hand. Vor dem eschatologischen 
Szenario des untergehenden Abendlandes wird echter Widerstand, wenn 
nicht gar Bürgerkrieg beschworen.  

Der „weißen Vorherr- 
schaft“ wird von Trump, 

Gauland und Höcke 
das Wort geredet. 
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Zum anderen konturiert diese Verschwörungstheorie religiöse und ethnische 
Identitäten gegeneinander; bisherige Minderheiten werden als ein Fremdes, 
nichtzugehöriges Anderes erzählt und einer organisch gewachsenen, homo-
genen Mehrheitskultur gegenübergestellt, die ihrerseits minorisiert werde. 
Demografische Veränderungen werden zu kulturellen Identitätskämpfen er-
klärt. 
 
 
Logik der Abgrenzung und Spaltung 

 
Die Zuschreibung von ethnischen und religiösen Gruppenidentitäten leistet 
einer sozialen Fragmentierung Vorschub und schafft erst die Gruppen jener 
Bürgerinnen und Bürger, die durch Religion und Herkunft als ein desintegrier-
tes „Anderes“, ein „Außen“, ja als invasive Fremdkörper in der vermeintlich 
homogenen Mehrheitsgesellschaft inszeniert werden. Diese politische Fremd-
heitskonstruktion evoziert die Fiktion einer natürlichen Volksgemeinschaft 
statt der Idee demokratischer Staatsangehörigkeit. Zugleich lassen sich so 
bestimmte Gruppen sehr einfach zu Sündenböcken für alle möglichen ge-
sellschaftlichen Probleme erklären. 
 
Ein solches Denken der Abgrenzung und Spaltung wird auch in der Sprache 
vermeintlich moderater Rechtspopulisten offensichtlich: Wie der Literatur-
wissenschaftler Heinrich Detering konzise ausführt, nutzte Gauland bei-
spielsweise einmal die unverdächtige gärtnerische Metapher des „Aufpfrop-
fens“ und artikulierte damit die Vorstellung, heute bedrohe ein fremdes ein 
organisch gewachsenes, deutsches Volk.17 
 
Zur Konstruktion unterschiedlicher homogener Gruppen wird heute zumeist 
kein offensiver Rassismus mehr vertreten, sondern ein „Neorassismus“, der 
ohne den expliziten Begriff „Rasse“ auszukommen scheint. Identitäre Neo-
rassisten verwenden keine biologischen Merkmale wie Hautfarbe, sondern 
beziehen sich auf Religion und/oder Kultur. Diese Kategorien werden als 
stabile und vermeintlich natürliche, organische Differenzkriterien betont, 
die dazu dienen, kulturelle Räume sowie Loyalitäten zu unterscheiden und 
damit letztlich Staatsbürgerschaft im Sinne einer völkischen Ideologie zu 
begrenzen. Die neorassistische Ideologie beruht auf der Idee distinkter 
menschlicher Gruppen, die man ihrem Wesen nach unterscheiden und im 
Sinne eines „Ethnopluralismus“ abgrenzen könne. Doch bereits der Philo-
soph Theodor W. Adorno wusste: „Das vornehme Wort Kultur tritt anstelle 
des verpönten Ausdrucks Rasse, bleibt aber ein bloßes Deckbild für den 
brutalen Herrschaftsanspruch.“18  

Neorassisten beziehen  
sich auf Religion und  
Kultur. 
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Widerstand gegen „Kanzlerdiktatur“ 

 
Eine rechtspopulistische Partei wie die AfD inszeniert sich als eine Wider-
stands- und Protestbewegung, die das angebliche „Kartell“ der „Altparteien“ 
infrage stelle und daher politisch und medial in besonderem Maße ange-
griffen werde. Jede scharfe Kritik und Analyse bestätigt demnach den eigenen 
Sonder-, das heißt Opferstatus als „fundamental-oppositionelle Bewegungs-
partei“19. 
 
Konsequenterweise riefen Vertreter der AfD auf dem Kyffhäusertreffen 
2019 zum „Widerstand“ gegen die etablierten Parteien und ihre Politik auf. 
Der Deutungsrahmen „Widerstand“ verdeutlicht, dass sich die AfD nicht als 
verfassungstreue parlamentarische Opposition begreift. Entsprechend for-
mulierte Gauland in einem Interview: „Wir sind der Pfahl im Fleische eines 
politischen Systems, das sich überholt hat.“ Dabei bejahte er zwar die Not-
wendigkeit der „freiheitlich-demokratischen Grundordnung“, doch es erfor-
dere eine größere Veränderung als die bloße Abwahl der Regierung: eine 
„friedliche Revolution“ gegen das „politische System“.20 
 
Mit dem semantischen Feld von Widerstand, Aufstand und Revolution wer-
den die Regierung und die politische Ordnung als ein Regime der Unfreiheit 
delegitimiert, die Bundeskanzlerin Angela Merkel als „Kanzlerdiktatorin“ 
diffamiert. Dass die Möglichkeit ihrer Abwahl besteht und in der parlamenta-
rischen Demokratie die Überarbeitung und gar Revision von Entscheidungen 
durch Beschaffung neuer Mehrheiten offenstehen, wird dabei ausgeblen-
det. Für Höcke gilt: „Ein paar Korrekturen und Reförmchen werden nicht 
ausreichen, aber die deutsche Unbedingtheit wird der Garant dafür sein, 
dass wir die Sache gründlich und grundsätzlich anpacken werden. Wenn 
einmal die Wendezeit gekommen ist, dann machen wir Deutschen keine 
halben Sachen, dann werden die Schutthalden der Moderne beseitigt.“21 
 
Diese Verlautbarungen beschwören eine Zeitenwende, ein historisches Ge-
legenheitsfenster des Wandels, eine revolutionäre Rückabwicklung gesell-
schaftlicher Liberalisierung: Demnach gelte es, im Sinne Machiavellis virtú 
(Stärke) zu beweisen und angesichts politischer necessità (Notwendigkeit) 
die occasione (Gelegenheit) zu nutzen. Für politisch geneigte Zuhörerinnen 
und Zuhörer erfolgt hier ein Aufruf zur Tat, sich dem Schicksal des eigenen 
Volks zu stellen und zu handeln. Zwar inszenieren sich Rechtspopulisten 
als bürgerlich-konservative Renegaten, die ihre harsche Kritik an der Politik 
der vergangenen Jahre vorbrächten, weil ein moralisch korruptes und poli-
tisch nicht repräsentatives Establishment herrsche. Tatsächlich bedienen sie 
eine Bandbreite rechtsradikaler und neofaschistischer Politikvorstellungen. 
Heute müsse sich das Volk gegen Feinde im Inneren und Äußeren verteidi- 

Die AfD diffamiert 
Angela Merkel als 

„Kanzlerdiktatorin“. 
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gen. Nur so könne die Wiedergeburt des dekadenten, weil selbstvergessenen 
Westens ihren Anfang nehmen. Es herrscht eine Lust am Untergang, denn 
politische Eskalation spiele den eigenen Interessen in die Hände: Komme 
es erst einmal zum Konflikt zwischen verschiedenen Nationen, würden sich 
diese auf ihre Ethnizität und damit auf Praktiken der Abgrenzung und Ab-
schottung besinnen. 
 
 
Konstruktion von Handlungsdruck 
 
Die hier nur kurz beleuchteten Legitimationsnarrative schüren den Eindruck, 
dass Zeit- und Handlungsdruck bestehe. Es sei an der Zeit, sich „Deutsch-
land zurückzuholen“, es sei Zeit für eine „Jagd“. Dieser Diskurs schafft ein 
Klima der Handlungsnotwendigkeit – und so einen Nährboden, einen Reso-
nanzraum für rechtsextremistische Gewalttaten. Der aufrichtige, rechte 
Bürger wird als Mann der Tat charakterisiert, dessen „Hass keine Straftat“ 
sein könne.22 
 
Zugleich bewirken diese Erzählungen und Verschwörungstheorien eine 
„Hermeneutik des Verdachts“23. Sie kultivieren eine Sprache des Vorwurfs 
und der Denunziation, in der die Rede von Betrug, Verrat und Lüge Wirkung 
entfaltet. Ihr gegenübergestellt wird der immer wieder proklamierte „Mut 
zu Wahrheit“ der AfD. Der Begriff der Wahrheit zeigt abermals, dass rechts-
populistische Sprache durchaus auf bürgerliche Schlüsselbegriffe setzt. 
 
Das Sprachspiel des Populismus besteht ja in einer Doppelbödigkeit, um 
eine Strategie der „Selbstverharmlosung“ zu verfolgen,24 sodass die AfD 
eine Scharnierfunktion für Rechtsradikalismus und Rechtsextremismus ins 
Parlament erfüllen kann. Es bleibt ein gemeinsamer Geist: ein Antipluralis-
mus, antidemokratische, antiegalitäre und rassistische Positionen, autori-
täre Ordnungsvorstellungen, ein fundamentales Misstrauen in Institutionen 
liberaler Demokratie, eine tiefe Abneigung gegen „das Establishment“ sowie 
ein gärender Nationalismus. 
 
Doch Rechtspopulismus und Rechtsextremismus sind nicht identisch. Als 
rechtspopulistische Partei spricht die AfD eine heterogene Wählerschaft an 
und offenbart eine Mosaikstruktur rechter Sprache und Politik, die statt ei-
nem kohärenten ideologischen Gebäude verschiedene politische Elemente 
und Versatzstücke kombiniert, um Wählerinnen und Wähler mit unterschied-
lichen Interessen, Prioritäten und Präferenzen zu mobilisieren. Diese An-
sprache verbindet allgemein anschlussfähige Phrasen, Binsen und Plattitü-
den mit rechtsextremen Slogans. Die Ideologeme, Narrative und Fantasien 
rechten Denkens führen zu einem losen Kanon rhetorischer, politischer und 

Ein konstruiertes Klima der 
Handlungsnotwendigkeit  
führt zu rechtsextremen  
Gewalttaten. 
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sozialpsychologischer Topoi und Figuren. Letztlich lässt sich eine Ideen-
geschichte rechter Radikalität erkennen und festhalten: Die Sprache des 
Rechtspopulismus delegitimiert bestehende Institutionen und führt zugleich 
zu einer institutionellen Legitimierung gesellschaftlicher Verrohung und 
Enthemmung. 
 
Nun lassen sich vulgäre Pöbeleien und Hassreden auf politischen Veranstaltun-
gen, in sozialen Medien, in Chatrooms oder an Stammtischen nie vollständig 
eindämmen. Aber eine liberaldemokratische Öffentlichkeit muss sich einer Kul-
tur der Enthemmung, der Schamlosigkeit und Brutalität, der persönlichen 
Angriffe entgegensetzen. Beleidigungen, Herabsetzungen und Schmähungen 
sind mit gesellschaftlicher Ächtung zu strafen. Das heißt nicht, politische 
Positionen auszuschließen. Es heißt, Anforderungen an einen politischen Dis-
kurs und an ein soziales Miteinander zu formulieren, das Streit und Konflikt 
nicht scheut, zugleich aber Anstand, Respekt und Taktgefühl als fragile sozio-
moralische und kulturelle Ressourcen unserer Gesellschaft begreift. 

/// 
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///  Der Konflikt zwischen Rechtspopulisten und christlichen Kirchen 
 

Sturm und Schiffsverkehr 
 

Die Migrationspolitik bildet das gesellschaftlich umstrittenste Thema 

der letzten Jahre. Trotz zahlreicher Konflikte mit den Kirchen erhoben 

Rechtspopulisten vielfach den Anspruch, „christliche“ Positionen zu ver-

treten. Der folgende Beitrag bewertet dies aus theologisch-ethischer 

Sicht und skizziert Aufgaben im Umgang mit Migration. 

 

 

 

Einführung 
 

„Wir schicken ein Schiff!“1 Dieser Slogan dürfte der Kirchensatz des Jahres 

2019 gewesen sein – wenn es eine solche Wahl gäbe, was bedauerlicher-

weise nicht der Fall ist. Rund um den 37. Evangelischen Kirchentag 2019 in 

Dortmund hatte sich eine Initiative gebildet, die ein Schiff ins Mittelmeer 

schicken wollte. In Seenot Geratene sollten gerettet und in europäische Hä-

fen gebracht werden. Der EKD-Ratsvorsitzende Heinrich Bedford-Strohm 

unterstützte das Anliegen mit Nachdruck gegen teils erhebliche Wider-

stände, er erhielt sogar Morddrohungen. Dennoch betonte er, das Projekt 

habe „nichts mit politischem Aktivismus zu tun, sondern mit dem Kern 

christlichen Glaubens und Handelns.“2 

 

Nicht zuletzt durch sein starkes ökumenisches Engagement gelang es dem 

ranghöchsten deutschen Protestanten, auch zahlreiche katholische Unter-

stützer wie Reinhard Kardinal Marx für das spendenbasierte Bündnis 

„United4Rescue“ zu gewinnen.3 Das Schiff, das später der Seenotrettungs-

organisation Sea Watch zugeeignet wurde, hat im Sommer 2020 die Arbeit 

aufgenommen.  

Die Kirche will mit  

einem Schiff  

Flüchtlinge retten. 
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„Das Boot ist voll!“4 – dies dürfte im Gegensatz dazu der Slogan sein, der 

das Programm der Alternative für Deutschland (AfD) in nuce zusammen-

fasst. Vor allem mit dem Motiv, eine restriktivere Zuwanderungspolitik zu 

erreichen, unterstützten zahlreiche Wähler die rechtspopulistische Partei.5 

Seit ihrer Gründung 2013 konnte sie in alle Landtage und 2017 erstmals 

auch in den Deutschen Bundestag einziehen. Der Kontrast zur offiziellen 

Position der christlichen Kirchen könnte kaum größer sein. Dies wirft meh-

rere Fragen auf: Welche ethischen Grundprobleme lassen sich in der Migra-

tionspolitik ausmachen? Wie kommt es, dass eine zuwanderungsfeindliche 

und in großen Teilen rassistische Partei beansprucht, „christliche“ Positio-

nen zu vertreten? Und schließlich: Wie ist das migrationspolitische Pro-

gramm aus theologisch-ethischer Sicht zu bewerten? 

 

Zur Behandlung dieser Fragen werfe ich zunächst einen Blick auf aktuelle 

Fluchtstatistiken, rechtliche Grundlagen und zentrale ethische Begriffe 

(siehe Kapitel „Migration, Flucht und Asyl“). Anschließend analysiere ich 

die migrationspolitische Programmatik der Rechtspopulisten, um die hier 

auftretenden Inkohärenzen zu problematisieren (Kapitel „Inkohärenzen, 

Unterstellungen und Unheilserwartungen“). Schließlich ziehe ich die von 

Max Weber geprägte Unterscheidung zwischen Gesinnungs- und Verant-

wortungsethik heran, um die theologisch-ethische Aufgabe zu beschreiben: 

Diese besteht einerseits in der Positionierung für die Schwachen, anderer-

seits in der Konsenssuche (Kapitel „Gesinnungs- und Verantwortungs-

ethik“). Daran wird deutlich, warum die AfD dieser Aufgabe nicht gewach-

sen ist. 

 

 

 

Migration, Flucht und Asyl:  
statistische, rechtliche und begriffliche Klärungen

6
 

 

Noch nie waren mehr Menschen weltweit auf der Flucht. Nach den jüngsten 

Statistiken der UNHCR befinden sich 79,5 Millionen Menschen weltweit auf 

der Flucht.7 Syrien, Venezuela, Afghanistan, Südsudan und Myanmar sind 

dabei diejenigen Länder, aus denen die meisten Menschen fliehen. Schutz 

suchen Flüchtlinge im Normalfall innerhalb des Landes oder im Nachbar-

land, da sie meist nicht die finanziellen Mittel für die kostspielige Flucht auf-

bringen können. Mit Blick auf die oben genannten Krisenherde erklärt dies, 

warum die Türkei dasjenige Aufnahmeland ist, das mit schätzungsweise 

3,6 Millionen Menschen am stärksten herausgefordert ist – gefolgt von Ko-

lumbien mit 1,8 sowie Pakistan und Uganda mit je 1,4 Millionen aufgenom-

menen Flüchtlingen. An fünfter Stelle steht schließlich Deutschland, das mit 

1,1 Millionen Flüchtlingen das größte europäische Aufnahmeland bildet. 

79,5 Millionen 

Menschen befinden sich 

weltweit auf der Flucht. 
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Für den Umgang mit Flüchtlingen gibt das moderne Asylrecht wichtige 

Vorgaben, deren Grundlagen in Reaktion auf die Verbrechen des National-

sozialismus entstanden sind. Die Ermordung und Vertreibung von Millionen 

Menschen führte in der frühen Nachkriegszeit zur Etablierung von Rechts-

ansprüchen der Flüchtlinge. Flüchtlinge haben nach Art. 1 Genfer Flüchtlings-

konvention (GFK) „aus der begründeten Furcht vor Verfolgung wegen ihrer 

Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 

Gruppe oder wegen ihrer politischen Überzeugung“8 ein Recht auf Emigra-

tion aus ihrer Heimat – allerdings kein Recht auf Immigration in einen be-

stimmten Staat. Die Beweislast liegt also beim Antragsteller. Ein weiteres 

elementares Prinzip kommt im Non-Refoulement-Grundsatz zum Ausdruck, 

der in Art. 33 der GFK festgelegt wird. Die Rückführung in Staaten, in denen 

schwere Menschenrechtsverletzungen drohen, wird somit verboten – zu-

gleich ist dieses Verbot aber interpretationsoffen, da teilweise auch soziale 

und kulturelle Menschenrechte und damit eine wesentlich höhere Hürde 

zur Rückführung in Herkunftsstaaten angeführt werden.9 

 

Sind damit Grundzüge des Asylrechts umrissen, ist zugleich an den Unter-

schied zwischen Flucht und Migration zu erinnern: Während ein Flüchtling 

einer konkreten Notsituation entkommen muss und keine Alternative zur 

Flucht hat, macht sich ein Migrant eher aus freien Stücken auf die Reise – 

meist mit dem Ziel einer wirtschaftlichen Verbesserung der eigenen Lebens-

lage. Insofern müssen Fluchtgründe einen Rechtsstaat stärker in die Pflicht 

nehmen als Migrationsgründe. 

 

Innerhalb der Europäischen Union (EU) ist die skizzierte GFK bindend, 

allerdings auch auf einen entsprechenden politischen Willen angewiesen. 

Hierbei zeigt sich, dass dieser Wille häufig schwach ist. Die Dubliner Über-

einkommen von 1990, 2003 und 2013 beabsichtigen zwar eine stärkere 

Kooperation der EU-Staaten. Auf diese Weise soll sichergestellt werden, dass 

jedem Antragsteller ein Asylverfahren nach gemeinsamen europäischen 

Standards garantiert wird.10 Allerdings wurde insbesondere seit 2013 deut-

lich, wie die jüngste Dublin-Verordnung zu einer starken Überlastung an den 

EU-Außengrenzen, vor allem in Italien und Griechenland, führte und das Asyl-

system letztlich kollabierte. Bis heute konnten die EU-Staaten keine Einigung 

über einen Verteilungsmechanismus von Flüchtlingen erzielen. 

 

Die politisch-ethische Problemlage im Hinblick auf die Flüchtlingspolitik 

lässt sich insofern mit folgenden Fragen beschreiben: Wie können die mora-

lischen, rechtlichen und politischen Ansprüche, die immer wieder in Kon-

flikt zueinander geraten, konstruktiv aufeinander bezogen werden? Wie die 

Frage bereits andeutet, ist begrifflich zwischen Moral, Recht und Politik zu 

unterscheiden. Diese Differenzierung soll im Verhältnis von Moral und Recht 

Flüchtlinge haben  

ein Recht auf Emigration,  

aber kein Recht auf  

Immigration in einen  

bestimmten Staat. 
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einer Überprüfung dienen: Wenn demokratisch gewählte Mehrheiten etwa 

Gesetze beschließen, die Asylsuchenden den Zutritt verwehren, hilft die 

Unterscheidung, Gesetze moralisch zu überprüfen.11 

 

Ist damit also eine mögliche Spannung zwischen Moral und Recht benannt, 

kann andererseits ein kooperatives Verhältnis bestehen: „Grund- oder Men-

schenrechte sollen die Voraussetzungen für die Autonomie und Freiheit des 

Einzelnen schaffen; daher hat jedes moralische Subjekt ein fundamentales 

Recht auf Rechtfertigung.“12 Im kantischen Sinne begründet die Moral also 

die Autonomie des Einzelnen, wofür das Recht die Bedingung der Möglich-

keit bildet und weshalb eine moralische Verpflichtung zu Rechtsloyalität 

besteht.13 Rechtliche Allgemeingültigkeit kann moralisch gewendet als Uni-

versalität bezeichnet werden – demzufolge müssen alle Menschen Anspruch 

auf ein transparentes und allgemeingültiges Rechtsverfahren haben.14 Aller-

dings sind Moral und Recht nicht statisch, sondern an bestimmte zeitliche 

Konstellationen gebunden und in ihrer Auslegung von politischen Ausei-

nandersetzungen geprägt. Im Verhältnis von Politik zu Moral sind im Sinne 

Kants „moralische Politiker“15 gefragt, deren politisches Handeln den Prin-

zipien Rechnung trägt. Dies grenzt sich ab vom „politischen Moralisten“16, 

der moralische Prinzipien missbraucht, um politische Entscheidungen zu 

ideologisieren. Eine konkrete Gestalt einer solchen Ideologisierung zeigt 

sich nachfolgend. 

 

 

 

Inkohärenzen, Unterstellungen und Unheilserwartungen:  
das migrationspolitische Programm der AfD 
 

Der Spätsommer 2015 führte langfristig zur Veränderung der politischen 

Landschaft in Deutschland. Angesichts der prekären Situation am Budapester 

Bahnhof hatte die Bundesregierung zahlreichen Flüchtlingen zunächst ohne 

Prüfung des Asylanspruchs die Einreise gewährt. Erst nach dem Grenzüber-

tritt wurde deren Registrierung vorgenommen, etwa 890.000 Personen 

übertraten die Grenze innerhalb weniger Tage. Im Zuge der wegweisenden 

Entscheidung der Bundeskanzlerin Angela Merkel und ihres Kabinetts 

konnte die AfD sich etablieren. Zu diesem Zeitpunkt befand sich die heute 

in Teilen rechtsextreme Partei noch bei 3 Prozent Zustimmung.17 Innerhalb 

der nächsten drei Monate konnte sie ihren Wert auf 10 Prozent verbessern 

und im Jahr 2017 bei der Bundestagswahl 12,6 Prozent der gültigen Stim-

men erreichen. Knapp drei Jahre nach der Aufnahmeentscheidung erreichte 

die rechtspopulistische Partei am 1. September 2018 ihren bisherigen Best-

wert von 16 Prozent Zustimmung. 

  

Die Flüchtlingspolitik 

der Bundesrepublik 

ermöglichte die 

Etablierung der AfD. 
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Entscheidend für den Erfolg der Partei ist vor allem ihre zuwanderungskri-

tische Haltung, die von der steten Unterstellung, der überwiegende Teil der 

Flüchtlinge sei kriminell, und der Unheilserwartung einer „Islamisierung 

des Abendlandes“ lebt. Dies zeigt sich im Programm zur Bundestagswahl 

2017 deutlich.18 Die Partei fordert die sofortige Schließung der Grenzen der 

Bundesrepublik Deutschland,19 da es zu einer „Bedrohung Europas durch 

Bevölkerungsexplosionen und Migrationsströme der globalisierten Gegen-

wart und Zukunft“20 gekommen sei. Mit dezidiert asylkritischer Ausrichtung 

heißt es: „Wir wollen selbst entscheiden, wer zu uns kommt, und aus-

schließlich qualifizierten Zuzug nach Bedarf zulassen.“21 Dass diese Forde-

rung inkonsistent ist, wird unter Berücksichtigung eines vorangehenden 

Abschnitts deutlich, als es heißt: „Pauschale Zuwanderungsquoten für einen 

Teil der auswanderungswilligen Bevölkerungen sind ethisch nicht zu ver-

antworten, weil damit die große Mehrheit abgewiesen wird.“22 

 

Der Widerspruch liegt auf der Hand: Zuwanderung soll nutzenorientiert er-

folgen, ein entsprechendes Kontingent wäre aber ethisch nicht verantwort-

bar, da somit andere Migranten ohne moralische Rechtfertigung abgewiesen 

würden. Die für einen Rechtsstaat bedeutsame Unterscheidung zwischen 

Flucht und Migration wird offenbar bewusst verunklart, indem allgemein 

von „Zuwanderung“ die Rede ist. Auch die Forderung nach „sicherer Iden-

tifizierung von Asylbewerbern“23 wird nicht etwa so verstanden, dass die 

Rechtsverfahren zu einer transparenten Unterscheidung zwischen Flucht- 

oder Migrations-Status führen. Vielmehr soll damit die Einreise erschwert 

werden. Insgesamt kommt bestenfalls eine Zuwanderungspolitik in Betracht, 

die wirtschaftlichen Nutzen bezieht und grundrechtliche Prinzipien miss-

achtet. 

 

Das geringe politisch-ethische Reflexionsvermögen wird auch an der folgen-

den Bemerkung deutlich: „Politische Forderungen in dieser Hinsicht sind 

daher pseudohumanitär und selbstzerstörerisch.“24 Denn bei der Prüfung von 

Asylanträgen geht es mitnichten um eine humanitäre Wohltätigkeitshand-

lung, sondern um die schlichte Einhaltung rechtsstaatlicher Grundnormen. 

Im Bereich der Migration sind zwar durch die geringere rechtsstaatliche 

Verpflichtung auch Überlegungen denkbar, die von einem wirtschaftlichen 

Nutzenkalkül geleitet sind. Gleichwohl bildet die beschworene „Selbstzer-

störung unseres Staates und Volkes“25 eine Unheilserwartung, die einer 

näheren Betrachtung keinesfalls als christliche Position gelten kann. 

 

In aller Drastik beschwört das Programm einen „Kulturkampf zwischen 

Abendland und dem Islam als Heilslehre und Träger von nicht integrierbaren 

kulturellen Traditionen“26. Im Hintergrund steht der enge Schulterschluss 

der Partei mit der Bewegung „Patriotische Europäer gegen die Islamisierung 

Die Unterscheidung  

zwischen Flucht  

und Migration wird  

bewusst verunklart. 
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des Abendlandes“ (PEGIDA). Lutz Bachmann, Initiator der rassistischen 

und islamfeindlichen Bewegung, betonte mehrfach: „Die AfD ist unser natür-

licher Partner.“27 

 

Insofern ist wenig verwunderlich, dass die Beschwörung einer „Islamisie-

rungsgefahr“ das Herzstück des Wahlprogramms der AfD bildet. Vorder-

gründig werden Ängste geschürt, während der Rekurs auf die Christenheit 

überaus schwach ausgeprägt ist. Im Bundestagswahlprogramm fällt der 

Begriff „Christentum“ ein einziges Mal, zwei weitere Male fällt das Adjektiv 

„christlich“, als auf eine entsprechende Kultur oder Kirche rekurriert wird.28 

Dagegen durchziehen die Begriffe „Islam“ und „muslimisch“ das gesamte 

Programm: ganze 30 Mal fällt einer der beiden Begriffe. Quantitativ wird 

damit deutlich, dass die Partei in erster Linie eine islamfeindliche Partei 

ist. Die qualitative Analyse kann dies verdeutlichen: Wiederkehrend wird 

der Konflikt „des Islams“ mit der freiheitlich-demokratischen Ordnung be-

schworen.29 Es geht also nicht um ein eigenständiges, konstruktives Ein-

bringen christlich-ethischer Ideen, sondern um das Schüren der Angst. 

 

Nun mag die Kritik an der Migrationspolitik der Bundesregierung in Teilen 

berechtigt sein. Die mangelnde europäische Abstimmung der Bundeskanz-

lerin im Spätsommer 2015 hat ganz sicher eine EU-weite Kontingentlösung 

erschwert. Gerade eine solche wäre aber erforderlich, um wirksames staat-

liches Handeln innerhalb des Schengener Reiseraums zu gewährleisten.30 

Gleichwohl zeigt der Blick auf das Wahlprogramm, ebenso wie zahlreiche 

verbale Entgleisungen, dass die Thematisierung eines vermeintlichen Kul-

turkampfes und das Beschwören von Verschwörungen gegen das einfache 

Volk den Kern der Programmatik bilden. Christliche Charakteristika wie der 

Positionsbezug für die Schwachen und die Suche nach einem gemeinsamen 

Konsens kommen dagegen nicht in Betracht. 

 

 

 

Gesinnungs- und Verantwortungsethik:  
der Bedarf gegenseitiger Korrektur 
 

In migrationsethischen Debatten ist der Rekurs auf Max Webers Unterschei-

dung zwischen Gesinnungs- und Verantwortungsethik verbreitet.31 Weber 

stellt dem Gesinnungsethiker, der vordergründig vom noblen Motiv ausgeht 

und dabei eine gewisse politische Naivität zeigt, den Verantwortungsethi-

ker entgegen, der einzig die Folgen des politischen Handelns beachtet und 

dabei zur gnadenlosen Heiligung der Mittel tendiert. Allerdings votiert Weber 

nicht schlichtweg für die eine Seite als die bessere, sondern kritisiert mit 

Nachdruck „pseudoethischer Rechthaberei, also des Verlästerungs- und 

Die AfD ist in erster 

Linie eine islam- 

feindliche Partei. 
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Verketzerungsbedürfnisses gegen die Gegner“32. Davon ausgehend sind die 

beiden ethischen Strömungen also gerade auf gegenseitige Korrektur ange-

wiesen. 

 

Theologisch gewendet kann dies verstanden werden als die erforderliche 

Ausmittlung zwischen dem eher gesinnungsethischen Positionsbezug für 

die Schwachen – etwa durch die Sendung eines Schiffs zur Seenotrettung – 

sowie der verantwortungsethischen Suche nach Konsens – sei es bei der 

innergesellschaftlichen oder gesamteuropäischen Arbeit an Kompromissen. 

Innerhalb des evangelischen Spektrums lassen sich beide Positionen auf 

die Theologen Ulrich Körtner33 und Heinrich Bedford-Strohm34 beziehen. 

So kontrovers beide vielfach diskutierten, so sehr stehen sie doch für die 

Bemühungen, die Dimension des Positionsbezugs für die Schwachen und 

die der Konsenssuche auszumitteln. 

 

Migrationsethisch ist es also erforderlich, die konkrete Notsituation zahl-

reicher Flüchtlinge nicht aus den Augen zu verlieren, gleichzeitig aber auch 

die negativen Migrationseffekte in den Herkunftsländern und die Notwen-

digkeit einer gesellschaftlichen Versöhnung im Blick zu behalten. Der Pflicht, 

Notleidende zu retten, muss die Tugend korrespondieren, politischen Wider-

stand in Kompromisse zu überführen. Die Verankerung der Kirchen in den 

Gemeinden sowie in den ökumenischen Netzwerken bildet für diese dop-

pelseitige Aufgabe eine wichtige Ressource. 

 

Hinsichtlich der einleitend thematisierten Sendung eines Schiffes mögen 

die Kirchen einen zwar kleinen, aber doch nicht bedeutungslosen Beitrag 

zur Seenotrettung geleistet haben. Dem müsste aber durchaus auch eine 

stärkere Dialogbereitschaft mit denjenigen korrespondieren, die Migration 

kritischer sehen. Klar ist aber auch: Wer sich Untergangsphantasien und 

Verschwörungstheorien hingibt, ideologisiert die politische Debatte und ist 

an keiner verantwortbaren Lösung interessiert. Zu einer Bewältigung der 

Aufgabe ist das nicht geeignet. In der kontroversen Konstellation ist nicht 

politischer Moralismus, sondern ethischer Ernst gefragt. 

 

/// 

 

 

 

 

 

 

  

Die konkrete Notsituation  

zahlreicher Flüchtlinge  

darf nicht aus den Augen  

verloren gehen. 
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///  Religion und Rechtspopulismus 
 

Kirchennahe Wählerschaft  
und Wahl der AfD 
 

Schützt eine enge Bindung an eine Kirche vor der Wahl einer rechts-

extremistischen oder -populistischen Partei? In der Vergangenheit 

konnte man das für das Wahlverhalten in Deutschland grundsätzlich 

behaupten. Andererseits verändern sich die Rahmenbedingungen der 

politischen Partizipation in unserem Land ständig. Dieser Artikel ver-

sucht, anhand der Nähe oder Ferne der Wählerschaft der AfD zu klären, 

ob dies heute noch der Fall ist. Die Beantwortung dieser Frage ist aus 

verschiedenen Gründen nicht einfach, aber wichtig, um das künftige 

Potenzial von Parteien in diesem Spektrum auch bei der kirchennahen 

Wählerschaft besser einschätzen zu können. 

 

 

 

Wahlverhalten und Religion – keine einfache Analyse 
 

Die 2013 gegründete „Alternative für Deutschland“ (AfD) hat im Jahr 2014 

erste Wahlerfolge gefeiert. Schon im September 2013 war sie bei der Bun-

destagswahl mit 4,7 % nur knapp gescheitert. Im Jahr 2014 kam sie zu-

nächst mit 7,1 % ins Europaparlament und zog dann in drei ostdeutsche 

Landesparlamente ein – in Sachsen, in Thüringen und in Brandenburg. Im 

Juli 2015 wandelte sie sich weg von einer eurokritischen Professorenpartei 

hin zu einer Partei, die sich immer mehr im rechten Spektrum der Wähler-

schaft in Deutschland verankert hat. In den folgenden Wahlen zog sie dann 

in alle Landtage, den Bundestag und erneut ins Europaparlament ein. 
  

2013 gegründet, zog  

die AfD 2014 erstmals ins  

Europaparlament ein. 



G E R H A R D  H I R S C H E R  

90  |  A K T U E L L E  A N A L Y S E N  8 2  

Die AfD hat sich fürs erste als Protestpartei etabliert. Sie ist allerdings weit 

davon entfernt, eine Volkspartei zu sein, auch wenn sie das (insbesondere 

für den Osten) propagiert. Es ist allerdings offensichtlich, dass die Wähler-

schaft der AfD recht heterogen ist und sich teilweise deutlich von der der 

meisten anderen Parteien unterscheidet. Dies gilt auch für den religiösen 

Hintergrund der Wählerschaft.  

 

Bisher scheint es bei den meisten Wahlen so gewesen zu sein, dass die AfD 

bei den religiös gebundenen Wählern unterdurchschnittlich abgeschnitten 

hat. Dieser Beitrag versucht, einen Überblick über das bisherige Abschnei-

den der AfD bei religiös gebundenen Wählern zu geben. Dabei muss berück-

sichtigt werden, dass die Wahlforschung hierfür nur eingeschränkt Anga-

ben machen kann.  

 

Bei den klassischen Umfragen mit Sonntagsfrage wird – wenn überhaupt – 

in der Regel nur erhoben, ob sich die Befragten als Katholiken, Protestanten 

oder einer anderen sowie keiner Religion zugehörig fühlen. Genauere Dif-

ferenzierungen innerhalb dieser Kategorien sind dabei nicht möglich. Das 

Problem der geringen Fallzahlen kleinerer Parteien wird gemildert bei 

Analysen einzelner Wahlen, da die Institute dabei durch ihre Exit-Polls über 

weit größere Datenbestände verfügen. Aber auch dabei kann nur einge-

schränkt weiter differenziert werden, etwa beim Versuch, eine engere oder 

weniger enge Kirchenbindung zu analysieren. Selbst das kann sich nur auf 

die Kategorien „katholisch“, „evangelisch“ sowie „keine / sonstige“ be-

ziehen. Aussagen darüber, welcher Untergliederung dieser Religionen oder 

insbesondere welcher der kleinen Religionen der jeweilige Wähler angehört, 

sind daher in der Praxis nicht möglich.  

 

Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass Aussagen über den religiösen 

Hintergrund der Wähler einer kleinen Partei wie der AfD nur eingeschränkt 

denkbar und sinnvoll sind. 

 

  

Differenzierungen 

bei der Religionszuge- 

hörigkeit sind nur 

allgemein möglich. 
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Der bisherige (Erfolgs-)Weg der AfD:  
Wie hoch ist der Anteil konfessionsgebundener Wähler? 
 

Vor dem Rechtsruck: Die Anfangsjahre 

 

Bei der Bundestagswahl vom 22. September 2013 scheiterte die AfD mit 

4,7 % der Zweitstimmen nur knapp an einem Einzug in den Deutschen Bun-

destag. Auch wenn sie an Erststimmen mit 1,9 % deutlich weniger erhielt, 

war dies für eine erstmals angetretene Partei ein beachtlicher Erfolg. Sie 

holte aus dem Stand 2.056.985 Zweitstimmen – damit fehlten ihr lediglich 

129.358 Stimmen, um über die 5-%-Hürde zu kommen. Bei der gleichzeiti-

gen Landtagswahl in Hessen1 kam die AfD immerhin auf 4,1 % der Zweit-

stimmen.  

 

Mit der Europawahl am 24. Mai 20142 begann die Erfolgsgeschichte der AfD 

bei überregionalen Wahlen: Sie kam auf 7,1 % und erzielte 7 Mandate. In 

Bayern kam sie auf 8,1 %. Auch wenn diese Wahlen noch vor dem Rechts-

ruck der Partei und dem Ausscheiden von Bernd Lucke im Sommer 2015 

stattfanden, war ihre Wählerschaft strukturell weitgehend so angelegt, wie 

sie sich auch in der Folgezeit darstellen sollte. So wies die AfD bereits bei 

der Bundestagswahl 2013 einen höheren Anteil in der Gruppe der Konfes-

sionslosen und Sonstigen aus: Laut infratest dimap lag er dort bei 6 %, den 

Protestanten bei 5 % und den Katholiken bei 4 %; die Forschungsgruppe 

Wahlen ermittelte 7 % für die erste Gruppe und jeweils 4 % für Katholiken 

und Protestanten.3  

 

In Hessen kam die AfD bei der Landtagswahl am selben Tag bei den Sonsti-

gen und Konfessionslosen laut infratest dimap auf 5 % (laut FG Wahlen auf 

6 %), den Protestanten auf 4 % und den Katholiken auf 3 %. Bei einer Diffe-

renzierung nach Kirchgangshäufigkeit (der gängigsten Unterscheidung des 

Niveaus der konfessionellen Bindung) ermittelte die FG Wahlen für die AfD 

bei den Katholiken einen Wert von 1,2 % bei den regelmäßigen Kirchgän-

gern, 2,7 % bei den gelegentlichen und 3,5 % bei den seltenen Kirchgängern. 

Für die Protestanten lauteten die Werte 2,4 %, 3,9 % und 4,0 %.  

 

Damit zeigte sich früh ein Muster, das sich bei den folgenden Wahlen wie-

derholen sollte: Unter Kirchenmitgliedern findet die AfD weniger Zuspruch, 

je stärker die konfessionelle Bindung innerhalb dieser Religionsgemein-

schaft, desto geringer fällt dieser aus. Daran hatte sich bei der Europawahl 

2014 nichts geändert: Dort ermittelte die FG Wahlen für die AfD bei den 

Konfessionslosen und Sonstigen 9 %, den Katholiken 6 % und den Protes-

tanten 5 %.4 

  

Bei starker konfessio- 

neller Bindung gibt  

es weniger Zuspruch. 
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Im Jahr 2014 fanden noch mehrere Landtagswahlen statt, in denen die AfD 

Erfolge feiern konnte. Bei der Landtagswahl in Sachsen am 31. August 20145 

holte die AfD 9,7 % und 14 Sitze. Angesichts des geringen Anteils konfessio-

nell gebundener Wähler im Osten sind die Aussagen über die konfessionelle 

Bindung der AfD-Wählerschaft allerdings mit Vorsicht zu genießen. Laut FG 

Wahlen holte die AfD bei den Konfessionslosen und Sonstigen 10 %, den 

Protestanten 7 % und den Katholiken 8 %.6 Bei der Landtagswahl in Thü-

ringen am 14. September 20147 holte die AfD 10,6 % und 11 Sitze. Hier kam 

sie bei den Konfessionslosen und Sonstigen auf 12 %, den Protestanten auf 

9 % und den Katholiken auf 10%. Bei der Landtagswahl in Brandenburg 

vom 14. September 20148 holte die AfD 12,2% und 11 Sitze. Bei den Kon-

fessionslosen und Sonstigen kam sie auf 14 %, den Protestanten auf 11 % 

und den Katholiken auf 8 %. 

 

Bei der Bürgerschaftswahl in Hamburg vom 15. Februar 2015 zog die AfD 

mit einem Anteil von 6,1 % ebenfalls in die Bürgerschaft ein.9 Bei der Bürger-

schaftswahl in Bremen vom 10. Mai 2015 holte die AfD 5,5 % und zog eben-

falls in die Bürgerschaft ein (5,6 % in Bremen, aber nur 4,9 % in Bremer-

haven). Wie in Hamburg konnten die großen Meinungsforschungsinstitute – 

wahrscheinlich wegen des geringen Anteils konfessioneller Wähler – keine 

näheren Angaben zur Konfessionsstruktur bei der AfD machen.10 

 

 

Die Partei geht nach rechts:  

Höherer Stimmenanteil, veränderte Wählerstruktur? 

 

Unmittelbar nach der Wahl in Bremen brach aber der Richtungsstreit zwi-

schen den eher bürgerlich-eurokritischen und den rechtspopulistischen 

Teilen der Partei voll aus. Gleichzeitig erfolgte ein demoskopischer Abstieg 

(so sah die FG Wahlen die AfD seit Juni 2015 unter 5 %; Infratest dimap 

seit Juli 2015). Nach ihrem außerordentlichen Parteitag am 4./5. Juli 2015 

kulminierte die interne Krise, die zum Austritt von Parteigründer Bernd 

Lucke kurz danach führte, der eine eigene Partei Alfa gründete („Allianz für 

Fortschritt und Aufbruch“). Da auch eine ganze Reihe von Mitgliedern die 

AfD verließen, schien die weitere Entwicklung für beide Gruppierungen 

ungewiss.  

 

Die ansteigende Flüchtlingswelle nach Deutschland im Sommer 2015 hat 

dann aber eindeutig der AfD genutzt, die sich nun programmatisch und vor 

allem in der Außenwirkung deutlich nach rechts orientiert hat. Dies hat ihr 

auch demoskopisch genutzt: So erreichte sie bei Umfragen zur Wahlabsicht 

bei Bundestagswahlen kontinuierlich Werte über 5 % bei Spitzen von 

10 % (bei einer Bandbreite zwischen 7 % und 10 %). Auch bei zahlreichen 

Nach einer internen Krise 

schien die weitere 

Entwicklung der AfD 

ungewiss. 
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Umfragen zu Landtagswahlen lag sie darüber mit Spitzenwerten zwischen 

12 % und 13,5 % in den östlichen Ländern. In manchen Umfragen wurde 

das Potenzial der AfD im Osten auf 16 % taxiert.11 

 

Die veränderte Einordnung der AfD durch die Bevölkerung spiegelt sich 

auch in den demoskopischen Bewertungen der Partei wider. So war laut 

FG Wahlen die Sicht auf die Partei Mitte 2014 noch relativ ausgewogen: 

Damals ordneten immerhin 12 % die AfD als links oder sehr links ein, 29 % 

in der Mitte und 38 % rechts oder sehr rechts. Der letzte Wert blieb im 

August und September 2014 bei 34 % und 39 %. Im Januar 2015 sahen nur 

noch 20 % die AfD in der Mitte, aber 49 % rechts oder sehr rechts.12 Im Mai 

2015 stieg dieser Wert auf 53 % und im November 2015 sogar auf 57 %. 

Nur noch 18 % der Befragten sahen die AfD noch in der Mitte.13 Diese Ent-

wicklung hat sich also im Lauf des Jahres 2015 drastisch beschleunigt: So 

ist die AfD auf der Skala von Infratest dimap (von 1 links bis 11 rechts) im 

Oktober 2014 mit einem Wert von 7,5 deutlich rechts von CDU und CSU 

eingestuft worden. Im November 2015 war die AfD mit einem Wert von 8,3 

nochmals deutlich weiter nach rechts gerückt und hatte sich von der Einstu-

fung der anderen Parteien noch weiter entfernt. Nur die NPD mit 9,7 wurde 

noch weiter rechts verortet. Dabei ist interessant, dass sich die AfD-Anhänger 

selbst nach wie vor mit einem Wert von 6,3 weit näher an der Mitte sahen. 

Allerdings ist auch die Verortung der AFD durch die eigenen Anhänger 

selbst weiter nach rechts gerückt auf 7,2 nach 6,7 im Jahr 2015.14 

 

Das Jahr 2016 brachte mehrere Landtagswahlen, in denen die AfD ihre grö-

ßere Resonanz unter Beweis stellen konnte. Am 13. März 2016 fand die Wahl 

in Baden-Württemberg statt, bei der die AfD mit 15,1 % in den Landtag ein-

zog. Laut Infratest dimap holte sie bei den Sonstigen und Konfessionslosen 

19 %, den Protestanten 15 % und den Katholiken 13 %, laut FG Wahlen 

19 %, 16 % und 13 %. Die Forschungsgruppe Wahlen wies hier die Werte 

für die Kirchgangshäufigkeit aus: Die AfD kam bei den regelmäßigen katho-

lischen Kirchgängern auf 7 %, den gelegentlichen auf 14 % und den seltenen 

Kirchgängern ebenfalls auf 14 %; bei den Protestanten lauteten die Werte 

12 %, 15 % und 17 %.15 

 

Am 13. März 2016 holte die AfD in Rheinland-Pfalz 12,6 % der Zweitstim-

men. Laut Infratest dimap kam sie bei den Sonstigen und Konfessionslosen 

auf 19 %, den Protestanten auf 12 % und den Katholiken auf 10 %, laut FG 

Wahlen 19 %, 13 % und 10 %. Die Forschungsgruppe Wahlen wies auch 

hier wieder die Werte für die Kirchgangshäufigkeit aus: Die AfD kam bei 

den regelmäßigen katholischen Kirchgängern auf 5 %, den gelegentlichen 

auf 9 % und den seltenen Kirchgängern auf 12 %; bei den Protestanten lau-

teten die Werte 10 %, 11 % und 15 %.16  

Seit 2015 wird  

die AfD immer weiter  

rechts eingestuft. 
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Ebenfalls am 13. März 2016 fand die Landtagswahl in Sachsen-Anhalt statt, 

bei der die AfD 24,2 % der Zweitstimmen holte. Dort kam die AfD laut FG 

Wahlen bei den Sonstigen und Konfessionslosen auf 27 %, den Protestan-

ten auf 17 % und den Katholiken ebenfalls auf 17 %. Allerdings machten 

laut diesem Institut die Katholiken nur 4 % und die Protestanten lediglich 

18 % der Wählerschaft im Land aus, weswegen detailliertere Auswertungen 

nicht erfolgten.  

 

Am 4. September 2016 wurde in Mecklenburg-Vorpommern gewählt, wo 

die AfD 20,8 % der Zweitstimmen holte. Dort kam die AfD laut FG Wahlen 

bei den Sonstigen und Konfessionslosen auf 22 %, den Protestanten auf 

17 % und den Katholiken auf 14 %. Allerdings machten laut diesem Institut 

die Katholiken nur 4 % und die Protestanten lediglich 21 % der Wähler-

schaft aus, weswegen detailliertere Auswertungen auch hier nicht erfolg-

ten.17  

 

Am 18. September 2016 kam die AfD bei der Abgeordnetenhauswahl in Ber-

lin auf 14,2 % der Zweitstimmen. Dort kam die AfD laut FG Wahlen bei den 

Sonstigen und Konfessionslosen auf 15 % (in Westberlin 13 %, in Ostberlin 

16 %), den Protestanten auf 12 % (in Westberlin 12 %, in Ostberlin eben-

falls 12 %) und den Katholiken auf 12 % (in Westberlin 12 %, in Ostberlin 

13 %). Auch hier sollte der in Gesamtberlin niedrige Anteil von 10 % Katho-

liken und 26 % Protestanten in der Wählerschaft nicht außer Auge gelassen 

werden.18 

 

Dieser Trend setzte sich in den Wahlen des Jahres 2017 fort: Bei der Land-

tagswahl im Saarland am 26. März 2017 kam die AfD mit 6,2 % relativ 

knapp in den Landtag. Sie kam laut FG Wahlen bei den Sonstigen und Kon-

fessionslosen auf 9 %, den Protestanten auf 5 % und den Katholiken eben-

falls auf 5 %. Die AfD kam bei den regelmäßigen katholischen Kirchgängern 

auf 2 %, den gelegentlichen auf 5 % und den seltenen Kirchgängern auf 6 %; 

bei den Protestanten gab es für die regelmäßigen Kirchgänger keine Werte; 

bei den beiden anderen Kategorien lauteten die Werte 4 % und 6 %.19  

 

In Schleswig-Holstein erreichte die AfD am 7. Mai 2017 5,9 %. Laut FG 

Wahlen kam sie bei den Sonstigen und Konfessionslosen auf 8 % und den 

Protestanten auf unterdurchschnittliche 5 %, bei den Katholiken aber auf 

untypisch überproportionale 8 % (die allerdings nur 5 % der Wählerschaft 

ausmachten gegenüber 56 % Protestanten und 30 % Sonstigen).20  

 

Am 14. Mai 2017 fand die Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen statt, wo 

die AfD 7,4 % der Zweitstimmen holte. Dort kam die AfD laut FG Wahlen bei 

den Sonstigen und Konfessionslosen auf 9 %, den Protestanten auf 9 % und 

Tendenziell wird 

die AfD von Katholiken 

seltener gewählt. 
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den Katholiken auf 6 %. Die Forschungsgruppe Wahlen wies hier wieder die 

Werte für die Kirchgangshäufigkeit aus: Die AfD kam bei den regelmäßigen 

katholischen Kirchgängern auf 5 %, den gelegentlichen auf 6 % und den 

seltenen Kirchgängern auf 7 %; bei den Protestanten lauteten die Werte 

11 %, 8 % und 9 % – eine der seltenen Anomalien bei dieser Verteilung.21 

 

Wichtiger als diese Landtagswahlen war für die AfD sicher das Ergebnis der 

Bundestagswahl vom 24. September 2017. Dort holte sie bundesweit 12,6 % 

der Zweitstimmen und zog erstmals in den Bundestag ein. Sie kam laut 

FG Wahlen bei den Sonstigen und Konfessionslosen auf 17 %, den Protes-

tanten auf 11 % und den Katholiken auf 9 %. In Westdeutschland betrugen 

die Werte 13 % sowie jeweils 10 % für Protestanten und Katholiken. Die 

AfD kam im Westen insgesamt auf 10,7 % und bei den regelmäßigen katho-

lischen Kirchgängern auf 7 %, den gelegentlichen auf 9 % und den seltenen 

Kirchgängern auf 11 %; bei den Protestanten lauteten die Werte 12 %, 10 % 

und 10 %. Letzteres ist ebenfalls eine der bislang seltenen Abweichungen 

in der gewohnten Verteilung. In Ostdeutschland (wo die AfD auf 21,9 % kam) 

erreichte sie laut FG Wahlen bei den Sonstigen und Konfessionslosen 23 %, 

den Protestanten 18 % und den Katholiken 14 %.  

 

Kurz nach der Bundestagswahl fand am 15. Oktober 2017 die Landtagswahl 

in Niedersachsen statt, wo die AfD nur auf 6,2 % der Zweitstimmen kam. 

Sie kam laut FG Wahlen bei den Sonstigen und Konfessionslosen auf 9 %, 

den Protestanten auf 5 % und den Katholiken ebenfalls auf 5 %. Bei den 

regelmäßigen katholischen Kirchgängern kam sie auf 4 %, den gelegentli-

chen auf 5 % und den seltenen Kirchgängern ebenfalls auf 5 %; bei den Pro-

testanten lauteten die Werte in allen Gruppen 5 %. Bei dieser Landtagswahl 

zeigten sich also keine so deutlichen Unterschiede zwischen den jeweiligen 

Gruppen.22 

 

Die nächste Landtagswahl knapp ein Jahr später war die in Bayern vom 

14. Oktober 2018. Dort holte die AfD 10,2 % der Gesamtstimmen. Sie kam 

laut FG Wahlen bei den Sonstigen und Konfessionslosen auf 15 %, den Pro-

testanten auf 8 % und den Katholiken auf 9 %. Bei den regelmäßigen katho-

lischen Kirchgängern kam sie auf 5 %, den gelegentlichen auf 7 % und den 

seltenen Kirchgängern auf 11 %; bei den Protestanten lauteten die Werte 

5 %, 6 % und 9 %. Dies entsprach der gewohnten Verteilung vor allem in 

Westdeutschland seit 2014.  

 

In Hessen kam die AfD am 28. Oktober 2018 auf 13,1 % der Landesstimmen. 

Sie kam laut FG Wahlen bei den Sonstigen und Konfessionslosen auf 14 %, 

den Protestanten auf 12 % und den Katholiken auch auf 12 %. Bei den re-

gelmäßigen katholischen Kirchgängern kam sie auf 8 %, den gelegentlichen 

Bei regelmäßigen Kirch- 

gängern verringert sich die  

Akzeptanz der AfD. 
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auf 12 % und den seltenen Kirchgängern auf 14 %; bei den Protestanten 

lauteten die Werte 9 %, 11 % und 13 %.23 Auch dies wich nicht vom bekann-

ten Schema ab. 

 

Am 26. Mai 2019 fand die Europawahl statt, die für die AfD vor allem des-

wegen wichtig war, weil sie so die Gründergeneration aus dem europäi-

schen Parlament vertreiben konnte. Sie holte deutschlandweit 11,0 % der 

Stimmen, darunter 8,8 % im Westen und 21,1 % im Osten (wo sie nur knapp 

hinter der CDU lag). Laut FG Wahlen kam sie bei den Konfessionslosen und 

Sonstigen deutschlandweit auf 16 %, den Protestanten auf 10 % und den 

Katholiken auf 6 %. In Westdeutschland betrugen die Werte 11 % sowie 

9 % für Protestanten und 6 % für Katholiken. Die AfD kam im Westen bei 

den regelmäßigen katholischen Kirchgängern auf 4 %, den gelegentlichen 

auf 6 % und den seltenen Kirchgängern auf 7 %; bei den Protestanten lau-

teten die Werte 6 %, 7 % und 10 %. In Ostdeutschland erreichte sie laut 

FG Wahlen bei den Sonstigen und Konfessionslosen 21 %, den Protestanten 

19 % und den Katholiken 14 %. Die AfD kam im Osten bei den regelmäßigen 

katholischen Kirchgängern auf 11 %, den gelegentlichen auf 14 % und den 

seltenen Kirchgängern auf 15 %; bei den Protestanten lauteten die Werte 

14 %, 20 % und 19 %.24 

 

Bei der Bürgerschaftswahl in Bremen vom 26. Mai 2019 waren die Erwar-

tungen für die AfD nicht hoch; sie zog aber mit 6,1 % in die Bürgerschaft 

ein. Angesichts der geringen Fallzahlen wurden von den Instituten keine 

Detailanalysen nach Konfessionszugehörigkeit veröffentlicht.  

 

Bei den Landtagswahlen vom 1. September 2019 in Sachsen und Branden-

burg waren die Erwartungen deutlich höher – und die wurden aus der Sicht 

der AfD auch erfüllt. In Sachsen kam die AfD auf 27,5 % der Listenstimmen 

und wurde zweitstärkste Partei hinter der CDU. Sie kam laut FG Wahlen bei 

den Sonstigen und Konfessionslosen auf 29 %, den Protestanten auf 25 % 

und den Katholiken auf 20 %. Der Anteil der Katholiken an der Wählerschaft 

betrug allerdings nur 4 % und der der Protestanten 23 %.25 In Brandenburg 

am selben Tag kam die AfD auf 23,5 % der Zweitstimmen und wurde zweit-

stärkste Partei hinter der SPD. Sie kam laut FG Wahlen bei den Sonstigen 

und Konfessionslosen auf 26 %, den Protestanten auf 17 % und den Katho-

liken auf 19 %. Hier lag der Katholikenanteil der Wählerschaft ebenfalls bei 

niedrigen 4 %, der der Protestanten bei 21 %.26  

 

Auch die Wahl in Thüringen am 27. Oktober 2019 wurde zu einem Erfolg für 

die AfD, die 23,4 % der Landesstimmen holte und zweitstärkste Partei hin-

ter der Linken wurde. Sie kam laut FG Wahlen bei den Sonstigen und Kon-

fessionslosen auf 26 %, den Protestanten auf 21 % und den Katholiken auf 

Bei der Europawahl 2019 

erhielt die AfD im Osten 

deutlich mehr Wähler- 

stimmen als im Westen. 
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19 %. Auch hier lag der Katholikenanteil der Wählerschaft wieder bei nied-

rigen 7 %, der der Protestanten bei 26 %.27 Das Muster aller dieser drei 

Landtagswahlen im Osten, wo die stark rechtsgerichteten Kreise um den 

„Flügel“ ihre wichtigsten Basen haben, ähneln sich also auch in Bezug auf 

die konfessionelle Verteilung. 

 

Im Jahr 2020 musste sich die AfD nur in der Bürgerschaftswahl in Hamburg 

vom 23. Februar 2020 bewähren, wo sie mit 5,3 % der Gesamtstimmen 

knapp ins Parlament einzog. Auch hier wurden von den Instituten wegen 

geringer Fallzahlen keine Daten zur konfessionellen Verteilung der Stim-

men veröffentlicht. 

 

 

 

Wählerstimmen für die AfD:  
Welchen Effekt hat die Religionszugehörigkeit? 
 

Offensichtlich hat sich die AfD in ihrer bisherigen Geschichte nicht beson-

ders um kirchlich gebundene Wähler bemüht. Schon in ihrer Programmatik 

wird deutlich, dass sie sich da keine großen Erfolge erhofft.28 Unter ihrer 

Anhängerschaft ist die Abneigung spürbar: So hat eine Umfrage der FG 

Wahlen im Auftrag der Hanns-Seidel-Stiftung gezeigt, dass die Anhänger der 

AfD in Bayern (Feldarbeit Ende 2017) mit deutlichem Abstand die Kirchen 

am schlechtesten bewerten, verglichen mit den Anhängern aller anderen 

Parteien.29  

 

Die Frage, welchen Einfluss die Religionszugehörigkeit bei der Wahl der 

AfD hat, ist immerhin anhand einiger globaler Faktoren etwas genauer zu 

beantworten. Fast alle bisher seit 2014 durchgeführten überregionalen 

Wahlen, bei denen die AfD in die jeweiligen Parlamente kam, zeigen ein 

ähnliches Muster: Unter denjenigen Wählern, die sich als Angehörige einer 

der beiden großen Religionsgemeinschaften bezeichnen, schnitt sie schlech-

ter ab als bei denen, die das nicht tun oder sich anderswo verorten. Dabei 

liegt das Niveau der AfD-Wähler bei Protestanten fast immer deutlich höher 

als bei Katholiken, aber auch bei ihnen niedriger als bei den nicht konfes-

sionell Gebundenen.  

 

Noch deutlicher wird der Unterschied, wenn zwischen enger und weniger 

eng kirchlich Gebundenen unterschieden wird (was allerdings bei nicht allen 

Wahlen möglich war): Die stärker an die Kirche Gebundenen (gemessen an 

der Kirchgangshäufigkeit) waren fast in allen publizierten Fällen nochmals 

deutlich geringer für eine Stimmabgabe zugunsten der AfD anfällig gewe-

sen – bei den Katholiken noch etwas deutlicher als bei den Protestanten. 

Die eng an die  

Kirche Gebundenen  

meiden die AfD. 
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Damit zeigt sich ein Muster, das sich schon in der Geschichte der Bundes-

republik und auch in der Weimarer Republik immer wieder gezeigt hat: Eine 

starke religiöse Bindung (vor allem bei den Katholiken) wirkt als Hemmnis 

gegenüber der Wahl rechtspopulistischer oder auch rechtsextremistischer 

Parteien (Immunisierungshypothese).30 

 

Auf der anderen Seite geht die Analyse der Wahlforschung über die Feststel-

lung derartiger allgemeiner Tendenzen kaum hinaus. Dies kann auch nicht 

anders sein, weil uns die empirische Wahlforschung hierzu in der Regel keine 

detaillierteren Angaben machen kann. Das liegt vor allem an den relativ 

geringen Fallzahlen in den beschriebenen Gruppen: Die Anzahl von Kirchen-

mitgliedern bei Katholiken wie Protestanten ist in Deutschland stetig zu-

rückgegangen und ist im Osten nach 1990 auf niedrigem Niveau geblieben.  

 

Die Gruppe der häufigen Kirchgänger ist dabei nochmals viel kleiner. In 

normalen Umfragen großer Institute mit zumeist nur etwas über 1000 

deutschlandweit Befragten ist sie so klein, dass kaum Aussagen möglich sind. 

Selbst bei kumulierten Umfragen oder Exit-Polls anlässlich von Wahlen 

ist diese nicht besonders groß. Möglicherweise könnten sich diese Unter-

schiede auch etwas verkleinert haben: Jürgen Falter ging in einer Studie 

1994 noch davon aus, dass diese Immunisierungshypothese für die Wäh-

lerschaft in den neuen Ländern einen größeren Effekt haben könnte als im 

Westen.31 Dies scheint sich in Bezug auf die Wahl der AfD heute nicht mehr 

sagen zu lassen. Er konstatierte auch für die eng kirchengebundenen Wäh-

ler eine drei- bis fünfmal geringere Bereitschaft zur Wahl rechter Parteien.32 

So groß scheint dieser Unterschied heute ebenfalls nicht mehr zu sein. 

 

Ein weiteres analytisches Problem liegt in der Kategorisierung: In diesen 

Umfragen wird in der Regel gefragt, ob sich der Antwortende als „katho-

lisch“, „protestantisch“ oder „sonstiges“ bzw. einer „anderen“ Religion zu-

gehörig fühlt. Was der Befragte darunter versteht, muss offenbleiben: Ist 

das der Kirchensteuerzahler oder der gefühlte Kirchenangehörige? Wie ord-

nen sich die aus den Kirchen Ausgetreten im Vergleich zu den Ungetauften 

ein? Sehen sich Minderheiten wie Evangelikale oder Freikirchler ebenfalls 

als Katholiken oder Protestanten – oder als etwas Anderes? Gibt es weitere 

Elemente außer der Kirchgangshäufigkeit, die die Nähe zur Religion aus-

drücken?  

 

All dies kann in herkömmlichen Wahlumfragen aus Zeit- und Kapazitäts-

gründen nicht abgefragt werden. Das bedeutet, dass jenseits dieser allge-

meinen These (je stärker die Kirchenbindung als „katholisch“ oder „protes-

tantisch“, desto weniger Neigung zur Wahl der AfD) nur wenige vertiefende 

Aussagen über längere Zeiträume hinweg vorgenommen werden können.33 

Detaillierte Angaben 

zur Zugehörigkeit 

zu einer Religion werden 

nicht erfasst. 
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Dies gilt insbesondere für die Rolle religiöser Gruppen, die in der gesamten 

Wahlbevölkerung nur über relativ wenige Mitglieder verfügen. Die Frage, 

ob also zum Beispiel katholische „Fundamentalisten“ oder protestantische 

„Evangelikale“ stärker oder weniger stark der AfD zusprechen, kann mit 

den Mitteln der empirischen Wahlforschung schlichtweg nicht beantwortet 

werden.34 

 

Klar ist aber, dass der Einfluss der religiösen Bindung auf das Wahlverhal-

ten deutlich überlagert wird von anderen Faktoren: So war der Anteil der 

AfD-Wähler in den neuen Ländern durchgängig deutlich höher als im Westen. 

Dabei war dort zwar bei den Kirchenangehörigen und auch den häufigen 

Kirchgängern der Wert für die AfD ebenfalls niedriger als bei den Konfessi-

onslosen, aber immer noch deutlich höher als im Westen.  

 

Im Westen hingegen war besonders die Gruppe der kirchennahen Katholiken 

für die AfD die schwierigste Kundschaft: Dort wäre sie bei mehreren Wahlen 

nur auf 5 % (Rheinland-Pfalz 2016, Nordrhein-Westfalen 2017, Bayern 2018) 

oder sogar darunter (Bundestagswahl und Landtagswahl Hessen 2013, Saar-

land 2017, Niedersachsen 2017, Europawahl 2019 für Westdeutschland) 

gekommen. Da diese Gruppe aber nur einen kleinen Teil der Wählerschaft 

ausmacht (der in den Wahlanalysen in Norddeutschland oder den Hanse-

städten kaum eingegrenzt werden kann), konnte die AfD dies bislang ver-

schmerzen. In den letzten fünf Jahren scheint sich an der grundlegenden 

Gesetzmäßigkeit nichts geändert zu haben, dass die stärker kirchengebun-

denen Wähler in höherem Maße die Union und in deutlich geringerem Maße 

die AfD wählen.35 Da diese Gruppe aber in der gesamten Wählerschaft in 

Westdeutschland über Jahrzehnte stark zurückgegangen und in Ostdeutsch-

land sehr klein geblieben ist, wirkt sich dies auf das Wahlverhalten insge-

samt nur marginal aus.36  

 

Eine geringer gewordene Kirchenbindung und Religiosität wird künftig in 

Deutschland also eine noch kleinere Hürde für die Wahl rechtsextremisti-

scher und rechtspopulistischer Parteien sein. Für die Politik ergib sich die 

nüchterne Konsequenz: Wahlen werden im 21. Jahrhundert in Deutschland 

nicht entlang konfessioneller Linien entschieden. Dass sich insbesondere die 

Parteien mit einem „C“ im Namen stärker an Themen aus der katholischen 

und protestantischen Kultur orientieren, liegt auf der Hand. Dies macht 

aber nur Sinn, wenn der jeweilige konfessionelle Mainstream abgebildet 

wird – eine Orientierung an religiösen oder innerkirchlichen Minderheits-

positionen wäre äußerst kontraproduktiv. 

 

/// 

Kirchennahe Katholiken  

machen nur einen  

kleinen Teil der Wähler- 

schaft aus. 
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34  Im November 2016 wurde eine Umfrage des Erfurter Insa-Instituts in den Medien 

zitiert, wonach der bundesweite Anteil der AfD-Wähler bei protestantischen Frei-
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Beharrung: Die Bundestagswahl 2017, hrsg. von Sigrid Roßteutscher u. a., Baden-

Baden 2019, S. 189-206, hier S. 193. 

36  In den vergangenen Jahrzehnten ist die Fähigkeit zur Mobilisierung auch der kir-
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Roßteutscher, Sigrid: Die konfessionell-religiöse Konfliktlinie zwischen Säkularisie-

rung und Mobilisierung, in: Wählen in Deutschland (PVS Sonderheft 45), hrsg. von 

Rüdiger Schmitt-Beck, Baden-Baden 2012, S. 111-133. 
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///  Sind evangelikale Christen besonders rechts? 
 

Rechtspopulistische Positionen 
und Evangelikale 
 
Evangelikale sind anfällig für rechte Positionen. Sagt man. Ist das so? 

Aber wer sind sie eigentlich – „die“ Evangelikalen? Und wenn es stimmt, 
dass sie besonders anfällig sind, rechts1 zu wählen, woran liegt das? 
Gibt es strukturelle Gründe? Institutionelle Überschneidungen? Oder 

inhaltliche Schnittmengen? 
 
 
 
Die Evangelikalen: Wer ist das eigentlich? 
 
Man hört ihn selten, den Begriff „evangelikal“, und wenn, dann meist im 
Zusammenhang mit den bibeltreuen, vornehmlich weißen Trump-Wählern 
in den USA.2 Ein sehr einseitig zugespitztes Bild malte zuletzt die ZDF-
Dokumentation „Bibeltreue Supermacht – Evangelikale in den USA“, die 
undifferenziert Gruppen wie Kreationisten oder Paramilitärs in einen Topf 
wirft.3 
 
In Deutschland hat insbesondere Liane Bednarz mit ihrem 2018 erschie-
nenen Buch „Die Angstprediger“ die Debatte über Evangelikale und ihre 
Anschlussfähigkeit zur Neuen Rechten geprägt und Zusammenhänge aufge-
zeigt. Allerdings enthält bereits der Untertitel eine ziemlich einseitige Lese-
anleitung. Die Formulierung „Wie rechte Christen Gesellschaft und Kirche 
unterwandern“ hat einen durchaus verschwörungstheoretischen Zug.4 Der 
Containerbegriff „rechte Christen“ wird schnell zu einem Synonym entwe-
der für „traditionalistisch“ im katholischen oder eben evangelikal im pro- 

Der Begriff „evangelikal“  
wird oft mit bibel- 
treuen Trump-Wählern  
verbunden. 



U W E  H E I M O W S K I  /  R E N É  M A R K S T E I N  

106  |  A K T U E L L E  A N A L Y S E N  8 2  

testantischen Spektrum. Bei „unterwandern“ denkt der unbedarfte Leser an 
eine geheime und konzertierte Aktion.5 In diesem Zusammenhang wird der 
Begriff „evangelikal“ mitunter geradezu zu einem (politischen) Kampfbe-
griff. 
 
Ursprünglich ist evangelikal schlicht die in den 1960er-Jahren eingedeutsch-
te Übertragung des Begriffs „evangelical“, der im angloamerikanischen 
Sprachraum zur Unterscheidung von „protestant“ dient, und eigentlich mit 
evangelisch zu übersetzen wäre. „Protestant“ bezeichnet dabei die Konfes-
sion evangelisch, „evangelical“ dagegen einen bestimmten Frömmigkeitsstil. 
Evangelikale Gruppen sind in vielen verschiedenen Kirchen beheimatet, ihre 
politischen Ansichten und Äußerungen sind vielfältig.6 
 
So gibt es in den USA evangelikale Unterstützer der Republikaner und von 
Donald Trump, denen insbesondere die Themen Lebensschutz für Ungebo-
rene, Schutz von Ehe und Familie oder auch Christenverfolgung wichtig sind. 
Andere evangelikale Gruppen entstammen der „Social Gospel“-Bewegung 
und sind beispielsweise im Kampf gegen Rassismus engagiert und eher bei 
den Demokraten angesiedelt.7 
 
Einige evangelikale Führungspersönlichkeiten haben Donald Trump öffentlich 
kritisiert, etwa für seine Flüchtlingspolitik. Im Dezember 2019 unterstützte 
die evangelikale Tageszeitung Christianity Today das Amtsenthebungsver-
fahren gegen den US-Präsidenten.8 
 
Die Deutsche Evangelische Allianz (DEA) wird auch als „Dachverband der 
Evangelikalen“9 in Deutschland bezeichnet. Formal ist sie das nicht, aller-
dings vernetzt sie viele evangelikale oder pietistische Gruppen, Gemeinden 
und Kirchen, die gemeinsame Anliegen verbinden.10 Die DEA ist auch ein 
akkreditierter Verband beim Deutschen Bundestag, hat ein Büro des politi-
schen Beauftragten in Berlin und veröffentlicht Orientierungshilfen und 
Stellungnahmen zu gesellschaftlichen Themen. Die DEA ist parteipolitisch 
neutral und befürwortet die demokratische Grundordnung und das Grund-
gesetz in Deutschland. Das bekräftigt u. a. die Programmschrift „Suchet der 
Stadt Bestes“.11 Die DEA spricht sich in „Fremde Willkommen“12 gegen Aus-
grenzung und fremdenfeindliche Tendenzen aus. Der Vorsitzende der DEA, 
Ekkehart Vetter, äußerte nach seiner Wahl deutlich, „dass evangelikal zu 
sein und politisch rechts zu agieren nicht zueinander passe.“13 Nach dem 
Wahlerfolg der AfD 2017 äußerte die DEA klar, „dass es keine Schnittmenge 
zu rassistischen und geschichtsverfälschenden Positionen gebe.“14  
 
Dennoch werden Evangelikale teilweise in die Nähe von rechtspopulisti-
schen Bewegungen und Parteien wie der AfD gestellt.15  

Die DEA ist gegen 
Ausgrenzung und 

fremden-feindliche 
Tendenzen. 
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Nun sind aber nicht alle Evangelikale mit der DEA verbunden oder fühlen 
sich von ihr vertreten, gerade einige Vertreter extremer Positionen lehnen 
deren Kurs als „zu liberal“ ab.  
 
Viele Publikationen über Evangelikale weisen Schnittmengen bei Personen 
und Inhalten zwischen Evangelikalen und Rechtspopulisten nach, aller-
dings sind das noch nicht notwendigerweise politische Übereinstimmun-
gen. Thematische Berührungspunkte sind etwa bei den Themen Lebens-
schutz, Ehe und Familie, Christenverfolgung und der kritischen Sicht auf 
den (politischen) Islam auszumachen. Jedoch unterscheiden sich die Inten-
tionen, aus denen diese Themen vertreten werden. So gilt zum Beispiel der 
Schutz des ungeborenen Lebens für alle Menschen, gleich welcher Nationa-
lität und Religionszugehörigkeit. Bei Teilen der Neuen Rechten und der AfD 
wird dieses aus bevölkerungspolitischen Gründen thematisiert, um einem 
demografischen Wandel der speziell „deutschen“ Bevölkerung entgegenzu-
wirken. 
 
 
 
Beweggründe evangelikaler Christen, die AfD zu wählen 
 
Die Frage, warum manche evangelikale Christen empfänglich sind für rechts-
populistische Positionen, ist vielschichtig. Ein Großteil der Studien, die 
sich mit Rechtsextremismus und Rechtspopulismus aus soziologischer Per-
spektive beschäftigen, kommt zu dem Ergebnis, dass christlicher Glaube 
und Kirchenmitgliedschaft an sich weder rechtspopulistische noch rechts-
extreme16 Einstellungen in einem besonderen Maße begünstigen.17 Entschei-
dende Faktoren sind Bildung, Alter und soziales Umfeld. Jedoch schützt der 
christliche Glaube auch nicht im besonderen Maß vor der Übernahme rech-
ter Positionen.18 
 
Untersuchungen, die nach Intensität und Form des christlichen Glaubens 
differenzieren, tendieren dazu, dass ein fundamentalistisch, religiös-dogma-
tisches Glaubensverstan̈dnis abwertende Einstellungsmuster und die Über-
nahme von Haltungen wie die ablehnende Einstellung zu Migration und dem 
Islam im Allgemeinen begünstigt.19 
 
In einer 2019 durchgeführten qualitativen Untersuchung20 wurden evan-
gelikale Christen21 nach ihren Beweggründen befragt, warum sie die AfD 
unterstützen. Es konnten drei Typen mit spezifischen Hauptmotiven heraus-
gearbeitet werden: die Gesetzestreuen, die Werteorientierten und die Ent-
täuschten.22 
  

Inhaltliche Schnitt- 
mengen sind nicht  
immer politische  
Übereinstimmungen. 
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Den Gesetzestreuen sind Recht und Ordnung, Authentizität und Wahrheit im 
person̈lichen Glauben wie auch in ihrer Sicht auf Politik wichtig. Ausschlag-
gebend, die AfD zu wählen, waren die Vorgehensweisen der Bundesregierung 
und der EU in der Finanzmarktkrise und bei der Euro- bzw. Griechenlandret-
tung. Diese wurden als „Gesetzesbrüche“ wahrgenommen. Im Herbst 2015 
wurde das Offenhalten der deutsch-os̈terreichischen Grenze ebenfalls als 
Gesetzesbruch angesehen, dem ein „Asylchaos“ folgte. Die Gesetzestreuen 
sehen dadurch die innere Sicherheit und den gesellschaftlichen Frieden ge-
fährdet. So erhoffen sie sich von der AfD eine Wiederherstellung der staat-
lichen Ordnung und Sicherheit in Deutschland. Der persönliche Glaube ist 
ihnen wichtig, wird aber von der Politik getrennt betrachtet. 
 
Anders verhält es sich bei den Werteorientierten. Bei ihnen stehen christli-
che Werte im Zentrum der Begrun̈dungszusammenhan̈ge. Eine person̈liche 
Beziehung zu Jesus und die Weitergabe des christlichen Glaubens in der 
Familie ist ihnen sehr wichtig. Daher sind Regelmaß̈igkeit des Bibellesens 
und des Gemeindebesuchs elementar. Neben der Politisierung wird vor allem 
eine Liberalisierung der Kirchen beklagt und damit ein „Verlassen“ von bib-
lischen Wahrheiten. Die Werteorientierten sehen ein „Verlorengehen“ von 
christlichem Glauben und der damit verbundenen Werte in Kirche, Politik 
und Gesellschaft. Nach ihrer Wahrnehmung werden dafür bewusst christliche 
Begriffe wie beispielsweise Familie und Ehe von ihrer ursprünglich christli-
chen Bedeutung getrennt und umgedeutet. Es gibt eine große Enttaüschung 
insbesondere ub̈er die CDU, die diese Werte „verlassen“ habe. Alleiniger 
Orientierungspunkt ist die Bibel, auch in politischen Dingen. 
 
Die Enttaüschten sind im Unterschied zu den Gesetzestreuen und den Wer-
teorientierten ein spezifisch ostdeutsches Phan̈omen. Sie sind enttäuscht 
ub̈er Kirche und Politik. Sie nehmen ein neues „Aufbluḧen“ des in der DDR 
negativ erlebten Sozialismus in Politik und Gesellschaft wahr. Sie halten 
die Meinungsfreiheit für eingeschränkt: Menschen würden sich nicht mehr 
trauen, zu sagen, was sie denken. Begriffe wie Ehe und Familie würden um-
gedeutet. Weiterhin nehmen sie die Kirchen als regierungsnah wahr, was 
sich in einer zu starken und zu einseitigen Politisierung ausdruc̈ke. Dem-
nach sehen die Enttaüschten im Oppositionscharakter, den sich die AfD gibt 
(„Mut zur Wahrheit“), eine Parallele zu ihren eigenen Oppositionserfahrun-
gen als gläubige Christen in der DDR. Die Enttäuschten empfinden eine hohe 
Skepsis gegenüber der Berichterstattung der „Mainstreammedien“. 
  

Bei den Wertorien- 
tierten stehen 

christliche Werte 
im Zentrum. 
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Trotz der höheren Wahlerfolge der AfD in den neuen Bundesländern erleben 
einige der Enttaüschten Ablehnung aufgrund ihrer Nähe zur AfD, was sie 
wiederum in ihrer Oppositionshaltung und Enttäuschung bestärkt.23 Familie 
ist ein zentrales Thema im person̈lichen Glauben, was auch Auswirkungen 
auf ihre Einschätzung der Familienpolitik hat. Sie erkennen eine „Umdeu-
tung“ des traditionellen Ehe- und Familienverständnisses im Zuge der 
„Gender-Ideologie“. Diese wird als große Gefahr fur̈ Familien angesehen. 
Bei den Enttaüschten und den Gesetzestreuen spielt der christliche Glaube 
zwar eine wichtige Rolle, han̈gt aber nicht unmittelbar mit einer AfD-Praf̈e-
renz zusammen. 
 
Das heißt, nur bei den Werteorientierten kon̈nte man sagen, dass sie auf-
grund ihres person̈lichen Glaubensverstan̈dnisses die AfD praf̈erieren. Die 
Gesetzestreuen und die Enttaüschten wur̈den demnach auch ohne Glauben 
die AfD praf̈erieren. 
 
Zusammenfassend sind folgende Aspekte ausschlaggebend dafür, dass 
manche evangelikale Christen die AfD wählen: 
 
∙ Vertrauensverlust in die Politik im Allgemeinen, speziell gegenub̈er der 

CDU, die „christliche Werte“ verlassen habe und einem „links-grünen“ 
Mainstream hinterherlaufe, 

 
∙ Skepsis und Vertrauensverlust gegenub̈er der (öffentlich-rechtlichen) 

Medienberichterstattung, bei gleichzeitiger Öffnung hin zu alternativen 
Medien, 

 
∙ Kritik an der Migrationspolitik der „offenen Grenzen“, 
 
∙ Sorgen um Ordnung, Recht und Sicherheit in Deutschland, 
 
∙ eine kritische bis ablehnende Haltung gegenüber dem Islam im Allge-

meinen, 
 
∙ Kritik an einer Familienpolitik, die das traditionelle Ehe- und Familienbild 

nicht mehr for̈dere (Gender-Debatte), 
 
∙ Eintreten fur̈ den Schutz des ungeborenen Lebens. 
 
 
  

Die klassische Ehe  
und Familie  
sind Kernthemen der  
Evangelikalen. 
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Fazit 
 
Die evangelikale Bewegung in Deutschland ist facettenreich, sie war es im 
Laufe ihrer Geschichte und ist es bis heute, viele ihrer Positionen stehen 
deutlich im Gegensatz zu Positionen der Neuen Rechten und der AfD (etwa 
im Themenfeld Migration und Asyl). 
 
Andererseits gibt es Positionen (wie Familienbild, Lebensschutz, Islamkri-
tik), die die Evangelikalen in eine inhaltliche Nähe zur AfD bringt. Hier kann 
insbesondere die gut vernetzte Deutsche Evangelische Allianz zu einem 
selbstkritischen Hinterfragen beitragen. Ziel kann dabei nicht sein, Stand-
punkte aufzugeben, nur, weil rechte Bewegungen ähnliche Positionen ver-
treten, stattdessen müssen vor allem die unterschiedlichen Begründungen 
und Intentionen aufgezeigt werden. Als Bibelbewegung kann die DEA ge-
rade bei der Gruppe der Werteorientierten ein wichtiger Ansprechpartner 
und ein potenzielles Korrektiv sein. 
 
Um ihrer Glaubwürdigkeit willen müssen Evangelikale aber auch selbstkri-
tisch inhaltliche wie personelle Berührungspunkte zu rechtspopulistischen 
und neurechten Medien, Gruppierungen und Akteuren hinterfragen und sich 
dazu erklären sowie – wenn nötig – öffentlich abgrenzen.24 Andererseits ist 
eine einseitige Reduzierung der Evangelikalen auf bestimmte Gruppen oder 
Positionen zu vermeiden: Eine Stigmatisierung kann zur Selbstimmunisie-
rung und Radikalisierung gerade derjenigen innerhalb bzw. am Rande der 
evangelikalen Bewegung führen, die ohnehin zu einer Opfermentalität nei-
gen und sich deshalb abkapseln. 
 
Insgesamt lässt sich festhalten, dass evangelikale Christen nicht per se 
empfänglicher für rechtspopulistische Positionen sind, bloß, weil sie evan-
gelikal sind. Entsprechend ist wichtig, differenziert zu betrachten, welche 
Gruppe aus welchen Gründen diesen Positionen zugeneigt ist. Nur so kann 
ein tatsächlich fruchtbarer Dialog darüber entstehen. 
 

/// 
 
  

Eine Reduzierung der 
Evangelikalen auf 

bestimmte Gruppen 
sollte vermieden 

werden. 
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ken in der Mitte der Gesellschaft. Die Leipziger Autoritarismus-Studie 2018, Gießen 

2018, S. 95; Pickel, Gert / Yendell, Alexander: Religion als konfliktärer Faktor im 
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Rechtsextremismus – eine Sekundäranalyse im Auftrag des Rates der EKD, Hannover 

2014 (unveröffentlichtes Manuskript), S. 1; Küpper, Beate / Zick, Andreas: Religio-

sität und Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit: Ergebnisse der GMF-Studien, in: 

Rechtsextremismus als Herausforderung für die Theologie, hrsg. von Sonja Strube, 

Freiburg i. Brsg. 2015, S. 48-63, hier S. 59. 

20  Diese Untersuchung wurde im Rahmen einer empirisch-theologischen Masterthesis 

in Praktischer Theologie durchgeführt, siehe Markstein, René: „Alternative“ fur̈ 

Christen? Eine empirisch-theologische Forschung zu Glaube, Kirche und politischer 

Einstellung von Christinnen und Christen, die die Partei „Alternative für Deutschland“ 

unterstützen. Masterthesis in Praktischer Theologie an der University of South Africa 

(UNSIA) (unveröffentlicht), 2020. Aus einer quantitativen Vorstudie in Form einer 

Onlinebefragung mit 493 Teilnehmenden wurden 16 Personen für ein ausführliches 

qualitatives Interview ausgewählt. Es wurden insgesamt 10 Interviews durchge-

führt und ausgewertet (nach den Standards der Grounded Theory von Corbin und 

Strauss). 
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21  In der Untersuchung wurde anstelle des Begriffs „evangelikal“ die Bezeichnung 

„sehr gläubig“ verwendet. 

22  Hierbei handelt es sich nicht um wertende, sondern um beschreibende Bezeichnun-

gen, die den charakterlichen Kern des jeweiligen Typus wiedergeben. 

23  Untersuchungen zeigen, dass vor allem die Christen in den neuen Bundesländern 

deutlich seltener die AfD wählen als es hier Konfessionslose tun. Huber, Stefan / 

Yendell, Alexander: Does Religiosity Matter? Explaining right-wing extremist attitu-

des and the vote for the Alternative for Germany (AfD), in: Religion and Society in 

Central and Eastern Europe 1/2019, S. 63-82, hier S. 76. 

24  Strube: Rechtsextremismus als Herausforderung für die Theologie. 
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///  Mobilisierungspotenzial einer rechten Sammelbewegung im EU-Parlament 
 

Das „christliche Abendland“ 
als tragfähiges Bindeglied? 
 

Zur dauerhaften Zusammenarbeit rechter Parteien ist es im EU-Parlament 

nie gekommen – zu groß waren die ideologischen Fliehkräfte und zu 

schwach die Fraktionsdisziplin. Inwieweit die aktuellen Versuche einer 

Einigung unter dem Banner der (selbst attestierten) christlich-abend-

ländischen Identität Aussicht auf Erfolg haben, analysiert dieser Beitrag. 

 

 

 

Einführung 
 

Vor dem Mailänder Dom versammelten sich am 19. Mai 2019 Rechtspopu-

listen aus elf EU-Mitgliedsstaaten, um eine neue europäische Sammelbe-

wegung aus der Taufe zu heben. Als Hauptredner der Kundgebung war der 

damalige italienische Innenminister und Vorsitzende der Lega, Matteo Sal-

vini, angekündigt, der sodann – mit einem Rosenkranz in den Händen – sich 

und alle Anwesenden dem „unbefleckten Herzen“ der Gottesmutter Maria 

empfahl. Dem christlichen Selbstverständnis dieser Allianz stellte Geert Wil-

ders von der niederländischen Partei für die Freiheit (PVV) mit den Worten 

„basta Islam“ umgehend auch deren designiertes Feindbild gegenüber.1 

 

Als Ziel der Sammelbewegung formulierte Salvini die Bildung einer „Lega 

der Legas“,2 einer geeinten, rechtspopulistischen Fraktion im europäischen 

Parlament, auf die ein Drittel der Abgeordneten entfallen solle.3 Mit diesem 

Projekt reiht er sich in eine lange Traditionslinie ein. Doch Versuche, die 

Rechte im europäischen Parlament zu einen, haben sich in der Vergangenheit 

Bereits 2019 plante  

Salvini eine neue  

europäische Sammel- 

bewegung der Rechten. 
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aufgrund der national orientierten Interessenlagen und weltanschaulichen 

Partikularinteressen der betroffenen Parteien immer als wenig erfolgreich 

erwiesen.4 

 

Exemplarisch zeigt sich dies anhand der 2007 gegründeten Fraktion „Iden-

tität, Tradition und Souveränität“, die binnen weniger Monate wieder zerfiel, 

da die notwendige Fraktionsgröße unterschritten wurde. Ursächlich hierfür 

war der Fraktionsaustritt von fünf Vertretern der Großrumänien-Partei, 

nachdem die EU-Parlamentarierin Alessandra Mussolini rumänischen Ein-

wanderern in Italien einen kriminellen Lebensstil attestiert hatte.5 

 

Auch am Vorabend der EU-Parlamentswahlen 2019 präsentierten sich die 

rechten Parteien Europas als äußerst zersplittert. Im scheidenden EU-Par-

lament bildete die Fraktion der Europäischen Konservativen und Reformer 

(ERK) mit 77 Sitzen die drittgrößte Fraktion. Auf die Fraktion Europa der 

Freiheit und der direkten Demokratie (EFDD) entfielen 42 Sitze und die 

Fraktion Europa der Nationen und der Freiheit (ENF), zu der auch die Lega 

und die französische Rassemblement National (RN) gehören, schlussendlich 

36 Sitze.6 Hinzu kamen elf Vertreter der ungarischen Fidesz, deren Mitglied-

schaft in der Europäischen Volkspartei zu diesem Zeitpunkt bereits suspen-

diert war, sowie einige fraktionslose Abgeordnete.7 

 

Im Lichte der ideologischen Zentrifugalkräfte, die das Verhältnis der rech-

ten Parteien auf europäischer Ebene bis dato geprägt haben, erweist sich 

Salvinis Ziel einer Einigung folglich als äußerst ambitioniert. Im Rahmen 

dieses Beitrags soll analysiert werden, ob sich das Narrativ einer geteilten 

und durch den Islam akut bedrohten christlichen Identität als geeignet er-

weist, um die rechten Parteien im Europäischen Parlament zu einen und 

deren Handlungsfähigkeit zu erhöhen. 

 

In einem ersten Schritt wird anhand repräsentativer Beispiele herausge-

arbeitet, inwieweit sich die rechtspopulistischen Parteien Europas als de-

zidiert christlich darstellen und den Islam als kontrastierendes Feindbild 

kultivieren. In einem zweiten Schritt ist die politische Tragfähigkeit dieses 

geteilten Weltbildes8 hinsichtlich der 2019 neu gegründeten Fraktion Iden-

tität und Demokratie (ID) auf quantitativer und qualitativer Ebene zu ana-

lysieren. 

 
  

Die rechten Parteien 

sind bisher im 

Europaparlament 

sehr zersplittert. 
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Selbst- und Feindbildkonstruktion rechter Parteien in Europa 
 

„Das offensichtlich erfolgreichste Mobilisierungsargument aktueller Rechts-

populisten ist die Ablehnung muslimischer Zuwanderung und der Kampf 

gegen die ‚Islamisierung des Abendlandes‘“,9 konstatiert Gert Pickel. In der 

Tat zeigt sich im europäischen Querschnitt, dass rechte Parteien verstärkt 

das Motiv eines Religions- und Kulturkampfes bedienen. Diese Entwicklung 

kristallisierte sich mit den terroristischen Anschlägen von 2001 heraus und 

erfährt seit 2015 im Kontext der Asyl- und Migrationsfrage eine zusätzliche 

Verschärfung.10 

 

Besonders prononciert spiegelt sich diese Dynamik am Beispiel der italie-

nischen Lega wider. Präferiertes Feindbild der norditalienischen Regional-

partei bot seit ihrer Gründung zumeist die so genannte „Roma ladrona“, also 

die als korrupt wahrgenommenen politischen Hauptstadteliten, die – so die 

Wahrnehmung der Lega – Steuergelder aus dem Norden im strukturschwa-

chen Süden versickern ließen. Unter Salvini verlor diese zentrale Konflikt-

linie stark an Relevanz, stattdessen wird die perzipierte Bedrohung der 

christlichen Identität (Gesamt-)Italiens durch eine „muslimische Massen-

migration“ fokussiert. Dass selbst hochrangige Kirchenvertreter bis hin 

zum Heiligen Vater, Papst Franziskus, dieses Narrativ ablehnen, hat bis 

dato nicht zu einer Minderung von dessen Mobilisierungspotenzial beige-

tragen.11 

 

Ein ambivalenteres Bild bietet der französische Rassemblement National 

(RN), der sich unter Marine le Pen vom katholischen Traditionalismus seines 

Parteigründers entfernt hat. Um eine größere Wählergruppe binden zu kön-

nen, profiliert sich le Pen als Kämpferin für ein laizistisches Frankreich 

sowie die Rechte von Frauen und sexuellen Minderheiten, die es vor einem 

reaktionären Islam zu schützen gelte. Zentraler Fluchtpunkt dieser Weltan-

schauung ist nicht das Christentum, sondern die säkulare Republik. Gleich-

wohl existieren innerhalb der Partei auch weiterhin katholisch-traditiona-

listisch geprägte Strömungen, die das alte Stammklientel binden.12 

 

Auch die AfD rekurriert – trotz vereinzelter religionskritischer Aussagen 

ihrer Mitglieder – auf das Motiv des christlichen Abendlandes, das durch 

den Islam bedroht sei.13 Das Christentum erweist sich dabei sogar unter 

den konfessionell nicht gebundenen Anhängern der Partei als starker Iden-

titätsmarker.14 Ein ähnliches Muster manifestiert sich auch in vergleichs-

weise säkularen europäischen Staaten wie Finnland, Schweden oder der 

Tschechischen Republik, in denen rechte Parteien mit der Konstruktion 

eines religiösen Antagonismus zwischen Christentum und Islam reüssie-

ren.15  

Gemeinsames Feindbild  

der europäischen  

Rechten ist der Islam. 
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Auch für die ungarische Fidesz und polnische Prawo i Sprawiedliwość (PiS) 

erweist sich dieses Motiv der Wertebedrohung als zentraler ideologischer 

Baustein. 2016 rufen die Parteivorsitzenden Jarosław Kaczynski und Victor 

Orban eine „kulturelle Gegenrevolution“ aus und beklagen eine territoriale 

und spirituelle Grenzenlosigkeit des Westens. Europa, so die Forderung, 

müsse re-christianisiert werden.16 

 

Anhand der skizzierten Beispiele zeigt sich zudem die Anschlussfähigkeit 

dieses Topos an gesellschaftspolitische Fragen: Die Öffnung der Ehe, die Le-

galität und Verfügbarkeit von Schwangerschaftsabbrüchen sowie die nach-

lassende, gesellschaftliche Prävalenz des traditionellen Familienmodells mit 

einem (männlichen) Hauptverdiener werden in Teilen auch von Christen und 

Konservativen abgelehnt.17 Rechte Parteien verknüpfen diese Kritik jedoch 

zusätzlich mit einem Narrativ der Überfremdung und des Bevölkerungsaus-

tausches, der durch den Dualismus zwischen einer demographisch schrump-

fenden Mehrheitsbevölkerung und kinderreichen, muslimischen Migranten 

befeuert werde. Die Ablehnung von Abtreibungen beispielsweise erfolgt 

vor diesem Hintergrund nicht primär aus moralisch-theologischen Motiv-

lagen, sondern weil gerade extrem rechte Parteien Kinder als „Ressource“ 

in einem „demographischen Kampf“ betrachten.18 

 

 

 

Die ID-Fraktion im EU-Parlament: eine erste Bilanz 

 

Fraktionsgründung 

 

„Ob heuer […] die Abwehr von Migration und ‚Islamisierung‘ und der Kampf 

gegen die angeblich machtbesessenen und volksfeindlichen politischen Eli-

ten ein starkes Band für gemeinsames Handeln bilden, dürfte sich schon 

bei der Fraktionsbildung erweisen“,19 prognostizierte Richard Stöss mit 

Blick auf die Erfolgschancen einer Einigung rechter Kräfte im EU-Parlament. 

Nachdem sich das neu gewählte Europäische Parlament im Juli 2019 kon-

stituiert hat und die Fraktionen gebildet sind, lässt sich hierzu eine erste 

Bilanz ziehen: Die von Salvini ins Leben gerufene ID-Fraktion hatte in der 

9. Legislaturperiode anfangs 73 Sitze inne. Damit bildete sie die fünfgrößte 

Fraktion des EU-Parlaments. Nach dem Vollzug des Brexits und Ausschei-

den der britischen Parlamentarier stieg die Zahl ihrer Sitze auf 76, wodurch 

sie nach der christdemokratischen EVP, der sozialdemokratischen S&D und 

dem liberalen Renew Europe zur viertgrößten Fraktion aufstieg. Insgesamt 

sind in der Fraktion Abgeordnete aus zehn europäischen Parteien vertre-

ten.20  

Rechte Parteien 

verbreiten ein Narrativ 

des Bevölkerungs- 

austausches. 
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Mit Blick auf die geringe Größe der ENF-Fraktion (36 Sitze), aus der die ID-

Fraktion in erster Linie hervorgegangen ist, kann an dieser Stelle ein klarer 

Wachstumstrend ausgemacht werden. Dieser setzt sich jedoch zum Teil aus 

Stimmgewinnen im eigenen Lager zusammen. So hat etwa die Lega in der 

9. Legislaturperiode 23 Sitze dazugewonnen. Es ist aber auch gelungen, 

Parteien wie die AfD, die Dänische Volkspartei (DF) und die finnische Perus-

suomalaiset (PS) von einem Fraktionswechsel zu überzeugen. Schlussend-

lich konnten zudem neu im Parlament vertretene Parteien wie die Estnische 

Konservative Volkspartei (EVV) und die tschechische Svoboda a přímá demo-

kracie (SPD) an die Fraktion gebunden werden.21 Nicht zuletzt hat auch der 

Grad an Fragmentierung im rechten Lager abgenommen, was aber primär 

dem Brexit – und damit verbunden dem Ausscheiden euroskeptischer bri-

tischer Abgeordneter aus dem EU-Parlament – geschuldet ist.22 

 

Gleichzeitig bleibt die ID mit 76 von 705 Sitzen weit hinter dem selbstge-

steckten Ziel, ein Drittel der Abgeordneten auf sich zu vereinen, zurück. Im 

Vorfeld der EU-Wahlen waren intensive Anstrengungen unternommen wor-

den, insbesondere die PiS und die Fidesz für eine gemeinsame Fraktion zu 

gewinnen. Diese erwiesen sich letzten Endes aber als fruchtlos.23 

 

Ursächlich für die Ablehnung der PiS war die pro-russische Orientierung 

seitens der an der Fraktionsbildung beteiligten Parteien gewesen.24 Denn 

während die PiS Russland in erster Linie als Sicherheitsbedrohung wahr-

nimmt, sehen die AfD, RN, FPÖ oder Lega im Kreml verstärkt eine Schutz-

macht christlich-traditioneller Werte sowie Bewahrerin nationaler Identität 

und wollen sich geopolitisch stärker gen Osten orientieren.25 

 

Auch die Fidesz lehnte einen Beitritt in die ID-Fraktion ab, obgleich sich 

deren Vorsitzender Orban vor der Wahl in Migrationsfragen öffentlichkeits-

wirksam mit Salvini ausgetauscht hat.26 Nach außen begründet wurde die-

ser Schritt nie, allerdings werden Differenzen mit le Pens RN als Erklärungs-

ansatz bemüht. Zudem scheint Orban einen endgültigen Bruch mit der EVP 

vermeiden zu wollen. Ob und inwieweit die ID langfristig den Weg der bishe-

rigen Rechtsfraktionen im EU-Parlament geht, die ja alle mit ideologischen 

Zentrifugalkräften und geringer Fraktionsdisziplin zu kämpfen hatten, ist 

indes noch offen. Vor diesem Hintergrund präsentiert sich ein Austritt aus 

der EVP-Fraktion nicht zuletzt als unkalkulierbares Risiko.27 

 

  

Polen hatte mit der  
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Positionierung im Parlament 

 

Eine umfassende Analyse der inhaltlichen Positionierung der ID-Fraktion 

kann mit Blick auf die kurze Dauer ihres Bestehens im Rahmen dieses Bei-

trages nicht geleistet werden. Das bisherige parlamentarische Wirken und 

die politische Kommunikation der Fraktion sollen jedoch an dieser Stelle 

mit geeigneten Beispielen illustriert werden: Bereits in ihrem Gründungs-

dokument referiert die ID-Fraktion mehrmals auf das Christentum und de-

finiert „the Greek-Roman and Christian heritage as the pillars of European 

civilization“.28 Als Zielvorstellung formuliert sie den Schutz der Identität der 

Bürger und Nationen in Europa und verknüpft dies mit der Forderung nach 

einer Begrenzung von Einwanderung, die stilistisch eng mit Terrorismus 

und Islamisierung als konkrete Bedrohungen verknüpft wird.29 Das Narrativ 

eines christlichen Abendlandes, das durch Einwanderung aus muslimisch 

geprägten Staaten bedroht werde – entweder direkt durch terroristische 

Gewalt oder indirekt durch Identitätsverlust –, findet an dieser Stelle folg-

lich bereits Verwendung. 

 

Auch im Rahmen ihrer parlamentarischen Arbeit versucht die ID-Fraktion, 

dieses Motiv zu verfestigen, wie die nachfolgenden beiden Beispiele illus-

trieren: Bei der Plenardebatte am 23. Oktober 2019 zur türkischen Beset-

zung von Teilen Syriens stellt Peter Kofod, Fraktionsmitglied und Abgeord-

neter der Dänischen Volkspartei (DF), in seinem Redebeitrag das Szenario 

einer „Überschwemmung wie 2015“ in den Raum.30 Es drohe eine Situation, 

wo „Terroristen […] zu Weihnachten nach Europa kommen, wo die euro-

päischen Bürger dann wieder um ihr Leben fürchten müssen auf den Weih-

nachtsmärkten“.31 Auch hier wird eine Wertebedrohung von Christen durch 

den Islam identifiziert. Auffällig ist zudem, dass die Situation der armeni-

schen und assyrischen Christen in Syrien, die sich aufgrund der türkischen 

Besatzung bedroht sehen, nicht adressiert wird. Dies legt nahe, dass christ-

liche Identität nicht als universalistisches, sondern vielmehr ethnisch ge-

prägtes Konstrukt gedacht wird. 

 

Eine ähnliche Stoßrichtung weist der Entschließungsantrag der ID-Fraktion 

vom 24. Oktober 2019 zur Situation der Menschenrechte in Indonesien auf. 

Während die Verschärfung des indonesischen Strafrechtes und Stärkung 

der islamischen Rechtsprechung von allen Parlamentsfraktionen kritisiert 

wird, ging die ID-Fraktion einen Schritt weiter und machte einen globalen 

Trend hin zu einer Islamisierung von Rechtssystemen aus.32 Im Zuge der 

parlamentarischen Aussprache stellt AfD-Abgeordneter Gunnar Beck zu-

dem einen Bezug zu Europa her. „Dank Frau Merkel nun aber kommt die 

Welt nach Europa“,33 so Beck, und bringe ihre Wertekonflikte, in diesem 

Fall eine mangelnde Akzeptanz säkularer Rechtsprechung, mit sich.34 

Für die ID ist Einwan- 

derung mit Terrorismus 

und Islamisierung 

verbunden. 
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Mit Blick auf die parlamentarische Arbeit der ID-Fraktion zeichnet sich 

nicht zuletzt die Dynamik ab, dass Programmatik und Anträge tendenziell 

von einer taktischen Mäßigung geprägt sind, während Redebeiträge und ins-

besondere auch Social-Media-Posts auf eine stärkere Polarisierung setzen. 

Prononciert zeigt sich dies am Beispiel der Debatte um den EU-Beitrittspro-

zess von Albanien und Nord-Mazedonien. Die ID-Fraktion lehnt einen Beitritt 

dieser Staaten strikt ab. Im entsprechenden Entschließungsantrag rekurriert 

sie dabei vor allem auf strukturelle Probleme des Landes und identifiziert 

rechtsstaatliche Defizite, Korruption und Organisierte Kriminalität als Hin-

dernisse für einen Beitritt.35 In den Social-Media-Kanälen hingegen wird das 

mehrheitlich muslimisch geprägte Albanien als „Narco-Staat“ und islamis-

tisch unterwanderter „Vasallenstaat“ des türkischen Präsidenten Erdogan 

charakterisiert.36 

 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass das Narrativ einer durch den Islam 

bedrohten christlichen Identität Europas erstens in der politischen Kom-

munikation der ID-Fraktion, die sich durch eine Tendenz zur Polarisierung 

auszeichnet, eine zentrale Rolle einnimmt und zweitens auch zur Einord-

nung und Interpretation von Sekundärthemen herangezogen wird. 

 

 

Geld oder (Identitäts-)Liebe? 

 

Die ideologischen Zentrifugalkräfte, die eine dauerhaft erfolgreiche Einigung 

rechter Parteien im EU-Parlament in der Vergangenheit verhindert haben, 

bestehen weiterhin fort. Dies illustriert ein Blick auf die Debatte um die 

Etablierung eines Europäischen Wiederaufbaufonds zur Bewältigung der 

ökonomischen Folge der Covid-19-Pandemie. Nachdem sich der Rat auf ein 

Hilfspaket verständigt hatte, trat das Parlament am 21. Juli 2020 zusammen. 

Bei der Aussprache wurde deutlich, dass ein Großteil der in der ID-Fraktion 

vertretenen Parteien das Instrument strikt ablehnt und sich für eine fruga-

lere EU mit einem geringeren Grad an finanzpolitischer Integration aus-

spricht.37 

 

Der Ko-Vorsitzende der ID-Fraktion, Nicolas Bay (RN), kritisiert etwa die 

fehlende Beteiligung des Parlaments an den Verhandlungen, fokussiert 

dann aber auf einen nationalen Aspekt, als er beklagt, dass Macron gegen 

die Interessen Frankreichs handele.38 Der EU-Parlamentarier Georg Mayer 

(FPÖ)39 lehnt die Einigung des Rates als ersten Schritt in eine europäische 

Schuldenunion ab, eine ähnliche Stoßrichtung zeigt sich auch in der Argu-

mentation von Tom Vaudendriessche (Vlaams Belang).40 Jaak Madison 

Eine dauerhafte Einigung  

der rechten Parteien im  

Europaparlament zeichnet 

sich derzeitig nicht ab. 
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(EVV) stellt der Frugalität der Nordstaaten eine aus seiner Sicht disziplin-

lose Haushaltspolitik anderer, von ihm nicht namentlich genannter Staaten, 

gegenüber, was die Krise überhaupt erst befeuert habe.41 Gunnar Beck (AfD) 

spricht schließlich von einem „Coup d’état“ und einem „Freiheitsverlust 

durch Berlin und Brüssel“.42 

 

Eine hiervon abweichende Positionierung nimmt hingegen die Lega vor. 

Deren Vorsitzender Salvini beklagt, dass der Wiederaufbaufond eine Rück-

kehr zur Austerität markiere und die Mittelausschüttung an Italien zu ge-

ring ausfalle.43 Sein Parteikollege, EU-Parlamentarier Marco Campomenosi, 

befürchtet eine drohende Kürzung der italienischen Renten,44 während An-

tonio Maria Rinaldi (Lega) darauf verweist, dass Italien in der EU weiterhin 

Nettobeitragszahler bleiben werde und seine Unternehmer und Bürger durch 

die Abgabenlast „in die Knie gezwungen“ würden.45 

 

An dieser Stelle wird deutlich, dass innerhalb der ID-Fraktion auf wirtschafts-

politischer Ebene nicht zu unterschätzende Differenzen vorherrschen.46 Da 

die Lega 29 der 76 in der Fraktion vertretenen Parlamentarier stellt, bergen 

diese auch ein hohes Konfliktpotenzial. Im Zuge der sich aktuell abzeichnen-

den starken Rezession47 ist zudem damit zu rechnen, dass wirtschaftspoli-

tische Themen wieder an Salienz gewinnen. Für die innere Geschlossenheit 

der ID dürfte sich dies künftig als Herausforderung erweisen. 

 

Hinzu tritt, dass nationale Partikularkonflikte ebenfalls weiterhin fortbeste-

hen und für die Parteien der ID-Fraktion Konfliktpotenzial bergen. Exem-

plarisch zeigt sich dies anhand der Querelen zwischen der AfD und der 

tschechischen SPD. Die AfD fordert eine Rücknahme der im Zuge des Zwei-

ten Weltkrieges erlassenen so genannten Beneš-Dekrete,48 mit denen der 

deutschen Minderheit in der damaligen Tschechoslowakei die tschechische 

Staatsbürgerschaft entzogen und das Vermögen enteignet wurde. Die SPD 

lehnt indes einen solchen Schritt kategorisch ab. Eine offene Eskalation die-

ses Konfliktes ist bis dato noch nicht eingetreten. Das Verhältnis zwischen 

den beiden Parteien ist jedoch unterkühlt und die AfD blieb dem großen 

EU-Wahlkampfauftakt der SPD in Prag – anders als Marine le Pen oder Geert 

Wilders – demonstrativ fern.49 

 

  

Auch auf der wirtschafts- 

politischen Ebene 

besteht kein Konsens. 
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Perspektiven und Mobilisierungspotenzial der ID-Fraktion 
 

Trotz kleinerer Unterschiede in der Konstruktion von Selbst- und Feind-

bildern scheint es sich bei der Selbstvergewisserung einer „christlichen 

(Staats-)Identität“, die durch den Islam bedroht werde, um ein verbinden-

des Element zwischen den rechten Parteien Europas zu handeln. Dieser 

ideologische Kitt erwies sich aber nicht als ausreichend, um das selbstge-

steckte Ziel – die Schaffung einer rechten Fraktion mit einem Drittel der 

Abgeordneten in der neunten Legislaturperiode des EU-Parlaments – zu 

erreichen. Nichtsdestoweniger ist es den Rechten gelungen, die viertgrößte 

Fraktion im Parlament zu bilden. Sie nutzen den parlamentarischen Prozess 

zudem, um das Narrativ einer Bedrohung des christlichen Abendlandes durch 

den Islam nach außen zu kommunizieren und mit Sekundärthemen zu ver-

knüpfen. 

 

Gleichzeitig spiegelt die Debatte um die Etablierung eines europäischen 

Wiederaufbaufonds die weltanschaulichen Differenzen zwischen den rech-

ten Parteien mit Blick auf zentrale, politische Fragestellungen wider. Ein-

mal mehr zeigt sich an dieser Stelle, dass nationale Interessenlagen im 

Zweifel schwerer als ideologische Wahlverwandtschaften wiegen und die 

ideologischen Zentrifugalkräfte der Vergangenheit längst nicht überwunden 

sind. 

 

Im Zuge einer sich durch die Covid-19-Pandemie eintrübenden Konjunktur 

ist darüber hinaus zu antizipieren, dass wirtschaftspolitische Fragestellun-

gen die Agenda in der Europäischen Union künftig noch stärker dominieren 

werden, was weltanschauliche Sollbruchstellen zwischen den rechten Par-

teien potenziell offenlegen und das Mobilisierungspotenzial des religiös 

begründeten Kulturkampfnarratives schwächen könnte. Denkbar ist jedoch 

ebenfalls, dass externe Schocks – wie beispielsweise ein terroristischer 

Großanschlag oder ein starker Anstieg an irregulärer Migration in die EU – 

auch in Zukunft einen fruchtbaren Resonanzboden für das Motiv einer 

Wertebedrohung des christlichen Abendlandes durch den Islam schaffen 

könnten. 

 

 

 

 

 

 

 

Ideologischer Kitt  

ist die Ablehnung  

des Islams. 
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